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Leitartikel 

Das größte Fernverkehrsnetz 

seit 1996 — Kundenoffensive 

im Fernverkehr 

Von Berthold Huber, Frankfurt 

Vorstandsvorsitzender der 

DB Fernverkehr AG 

Am 18. März 2015 hat die Deutsche 

Bahn ihre neue Strategie für den 

Fernverkehr ihrem Aufsichtsrat vor-

gelegt und anschließend die größte 

Kundenoffensive in der Geschichte 

des Fernverkehrs der Öffentlichkeit 

vorgestellt. Bis 2030 wird im Zuge 

dieses neuen Konzeptes das bundes-

weite Angebot an Intercity-Express- 

(ICE) und Intercity (IC)-Verkehren 

um 25 Prozent ausgebaut und damit 

das Netz an Verbindungen zwischen 

deutschen Städten stufenweise signi-

fikant verdichtet. Hierfür werden In-

vestitionen in neue Fahrzeuge sowie 

in die Lebensdauerverlängerung der 

Bestandsflotte in Höhe von insgesamt 

12 Milliarden Euro in Aussicht ge-

stellt. 

Dieser Artikel liefert einen Überblick 

über die Hintergründe zu dieser Ent-

wicklung und weitere Detaillierungen. 

Im Zuge der Bahnreform 1994 wurde 

die heute geltende Grundkonzeption 

von öffentlich finanzierten Bestellun-

gen im Schienenpersonennahverkehr 

(SPNV) auf der einen und eigenwirt-

schaftlich betriebenen Schienenper-

sonenfernverkehren (SPFV) auf der 

anderen Seite verankert. Im eigen-

wirtschaftlichen Fernverkehr wurde 

in diesem Zuge Ergebnisverantwor-

tung und Entscheidungskompetenz im 

Sinne einer kaufmännischen Unter-

nehmensführung zusammengeführt. 

Damit wurde eine sogenannte Aus-

zahlungsdeckung für die Verkehre 

des Fernverkehrs verbindlich veran-

kert: Am Markt erwirtschaftete Leis-

tungsentgelte müssen die Kosten, 

bzw. die Auszahlungen für die Leis-

tungserbringung decken. Zudem sind 

die Investitionen aus den erzielten 

Leistungsentgelten zu tätigen. 

Entsprechend folgte in den letzten 

zwei Jahrzehnten zunächst eine um-

fassende Konsolidierung der Unter-

nehmensaktivitäten als Grundvoraus-

setzung für die heutige wirtschaftli-

che Stabilität, die intermodale Wett-

bewerbsfähigkeit der Verkehre sowie 

die jüngst bestätigte Offensive für 

mehr Wachstum. In dieser Zeit wurde 

das Netz des Fernverkehrs zwar redu-

ziert, gleichzeitig aber die in diesem 

Netz erbrachte Verkehrsleistung 

deutlich erhöht. 

Das Konzept, welches der Offensive 

zugrunde liegt, fußt auf den Stärken 

des Systems Eisenbahn, sowohl im 

ICE- als auch im zukünftigen IC-

Netz. Diese sollten konsequent ge-

nutzt und ausgebaut werden. 

Der Reisezeitvorteil, den der SPFV 

auf langen Verbindungen zwischen 

Metropolen vor allem gegenüber dem 

motorisierten Individualverkehr 

(MIV) aufweist, wird im ICE-Netz 

über eine Beschleunigung der Ver-

kehre auf den Hauptmagistralen wei-

ter ausgebaut. Hierbei werden vor 

allem Beschleunigungseffekte aus 

neuen Infrastrukturen optimal ausge-

nutzt. Im Dezember 2015 wird zum 

Beispiel die Neubaustrecke Leipzig / 

Halle (Saale) – Erfurt (Verkehrspro-

jekt Deutsche Einheit — VDE 8.2) in 

Betrieb genommen. Damit verkürzt 

sich die Reisezeit ab Frankfurt (Main) 

um rund 30 Minuten nach Leipzig 

und um bis zu rund 60 Minuten nach 

Halle und Dresden. Mit der Inbetrieb-

nahme der Neubau- und Ausbaustre-

cke Nürnberg – Erfurt (Verkehrspro-

jekt Deutsche Einheit — VDE 8.1) im 

Dezember 2017 werden schließlich 

die ICE-Verbindungen auf der Rela-

tion München – Berlin um bis zu 

125 Minuten beschleunigt. Die Fahr-

zeit zwischen den beiden Städten 

beträgt dann noch rund vier Stunden. 

Zudem werden stark nachgefragte 

Achsen im heutigen IC-Netz als auch 

ICE-Verstärkerverkehre zu Haupt-

lastzeiten im Rahmen der Erweite-

rung der ICE-Flotte einheitlich auf 

ICE-Qualität umgestellt werden kön-

nen. Diese Stärkung des ICE-Netzes 

stellt einen ganz wesentlichen Schritt 

dar, um die anteilige Verteilung des 

prognostizierten Wachstums im In-

termetropolenverkehr von MIV und 

Luftverkehr zugunsten des SPFV zu 

verschieben. 

 
Berthold Huber, Vorstandsvorsitzender 

der DB Fernverkehr AG 
Foto: DB AG / Andreas Mann. 

Das heutige IC-Netz wird bis 2030 

auf das Zielnetz „IC-NEU“ sukzessi-

ve erweitert. Bereits bestehende IC-

Achsen werden zukünftig im 

2-Stunden-Takt angeboten und mit 

neuen IC-Linien im 2-Stunden-Takt 

ergänzt. Damit orientiert sich das 

neue IC-Netz stärker als bisher an 

einer angebotsorientierten und erfolg-

reichen Takt-Logik. Insgesamt wer-

den 190 neue Direktverbindungen 

von kleineren Städten in deutsche 

Großstädte sowie einige neue Linien 

hinzukommen. Mit diesem System-
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wechsel in der Fläche wird ein Bei-

trag für mehr integrierte öffentliche 

Verkehrsangebote auf der Schiene 

geleistet. 

Fünf Millionen Menschen in Deutsch-

land werden im Rahmen des Zielnet-

zes „IC-NEU“ neu oder deutlich 

besser an den Fernverkehr angebun-

den. Nahezu alle Städte mit mehr als 

100 000 Einwohnern werden dann 

über einen Fernverkehrsanschluss 

verfügen, insgesamt 10 Städte dieser 

Größenkategorie werden neu ange-

bunden; Ohne Fernverkehrsanschluss 

verbleiben lediglich einzelne Städte, 

die sich in Nachbarschaft einer Stadt 

mit guter Verknüpfung im SPNV-/-

ÖPNV befinden, wie zum Beispiel 

Bremerhaven oder Offenbach am 

Main. 25 Städte mit mehr als 50 000 

Einwohnern werden neu oder deutlich 

besser an den Fernverkehr ange-

schlossen, eine Vielzahl weiterer 

kleinerer Städte profitiert deutsch-

landweit. 

Touristische Verkehre werden weiter-

hin in der bisher geltenden Bedarfs-

logik mit Saisonalisierung angeboten; 

Fernverkehrsverbindungen in das 

benachbarte Ausland sind — bis auf 

die weiterhin nicht vorgesehene 

Fernverkehrsanbindung Luxemburgs 

— im Rahmen von langfristig ange-

legten Partnerverträgen gesichert. 

Eine Karte mit dem geplanten 

Liniennetz findet sich auf Seite 35. 

Alle bestehenden und zukünftigen 

Fernverkehrslinien sind über umfas-

sende Investitionen in neues Wagen-

material langfristig durchinvestiert. 

Insgesamt 360 ICE-Fahrzeuge sowie 

120 Doppelstock-IC-Züge wird die 

Flotte der DB Fernverkehr zukünftig 

umfassen. Hinzukommen Produkt- 

und Serviceverbesserungen in beiden 

Netzen, die vor allem auf die Attrak-

tivitätssteigerung des SPFV für Pri-

vatreisende als auch Berufspendler 

abzielen, den Kundengruppen mit 

dem prognostiziert stärksten Anteil 

am zukünftigen Verkehrswachstum. 

Ausgewählte Beispiele hierfür sind 

integrierte Reservierung und kosten-

loses WLAN in der 1. und 2. Klasse 

oder auch mit dem Zulauf der neuen 

Fahrzeuge perspektivisch flächende-

ckend Bordgastronomie und Fahr-

radmitnahme in beiden Netzen. 

Zudem wird mit der Absenkung des 

unteren Preispunktes für das neue IC-

Netz auf 19 EUR auch preislich auf 

veränderte Rahmenbedingungen 

reagiert. 3-Monats-Bahncards in allen 

Kategorien (25, 50, 100) erfüllen den 

zunehmenden Bedarf der Kunden 

nach Flexibilität und sollen dazu 

beitragen mehr Kunden auch zu re-

gelmäßigen Nutzern der Bahn zu 

machen. 

Die Angebotsoffensive des Fernver-

kehrs erfolgt in mehreren Schritten 

und ist insbesondere durch den Zulauf 

neuer Fahrzeuge und die Inbetrieb-

nahme neuer Infrastrukturen be-

stimmt. Der sukzessive Hochlauf der 

Angebotsausweitung in Kombination 

mit der frühzeitigen Offenlegung der 

Langfristplanung bietet vor allem für 

das Zielnetz „IC-NEU“ eine echte 

Chance, die Vision eines integrierten 

öffentlichen Verkehrsangebots in 

einem iterativen Dialog-Prozess mit 

den Partnern im Systemverbund 

Schiene in die Tat umzusetzen. Allei-

ne in den Zügen des Fernverkehrs 

steigen heute rund 30 Prozent aus 

Regionalverkehrssystemen zu; ge-

meinsame Verkehrskonzepte, welche 

die Bildung von Anschlussknoten und 

— wo sinnvoll — gemeinsame Takte 

berücksichtigen, stärken das Gesamt-

system. 

Dieser Grundidee folgend, wird der 

Fernverkehr für die Einführung der 

ersten drei neuen Fernverkehrslinien 

im Zielnetz „IC-NEU“ Rostock  

Berlin – Dresden, Münster – Frank-

furt (– Karlsruhe) und Stuttgart – 

Nürnberg (Verlängerung der heutigen 

Linie 87 Zürich – Stuttgart) in die 

Gespräche mit den Aufgabenträgern 

und Verkehrsministerien der zustän-

digen Bundesländer eintreten. 

Positive Impulse für die Entwicklung 

des Fernverkehrs gehen zudem von 

Rahmenbedingungen aus, die das 

System Schiene insgesamt stärken. 

Die ordnungspolitischen und regula-

torischen Rahmenbedingungen beein-

flussen die Wettbewerbsfähigkeit der 

Schiene erheblich. Neben den unter-

nehmerischen Anstrengungen für den 

Ausbau des Schienenpersonenfern-

verkehrs hängt es von ihrer Ausge-

staltung ab, ob die Schiene mehr 

Fahrgäste gewinnen kann. Die Chan-

cengleichheit zwischen den Verkehrs-

trägern im Wettbewerb ist essenziell. 

Mit der neuen Strategie im Fernver-

kehr hat die Deutsche Bahn ein Kon-

zept entwickelt, das den Schienenver-

kehr in Deutschland für die Kunden 

deutlich verbessert. Dabei wird nicht 

nur zusätzliches Wachstum im ge-

samten deutschen Schienenverkehr 

generiert und die Wirtschaft und 

Lebensqualität in den angebundenen 

Regionen gestärkt, sondern zusätzlich 

die Absenkung des deutschlandweiten 

Kohlendioxid-Ausstoßes unterstützt. 

Die ersten Neuerungen werden be-

reits zum Fahrplanwechsel Dezember 

2015 für die Kunden des Fernver-

kehrs spürbar. 

 
Fabrikneuer Doppelstock-IC im Werk Leipzig. 
Ab Ende des Jahres 2015 wird er in den Fahrgasteinsatz kommen. 

Foto: DB AG / Kai Michael Neuhold. 
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Europäische 

Verkehrspolitik 

Prioritäten für Trans-

europäisches Verkehrsnetz 

(TEN-V) bis 2030 

Am 15 Januar 2015 veröffentlichte 

die Europäische Kommission 9 Stu-

dien zum aktuellen Stand und der 

notwendigen Entwicklung der TEN-V 

Korridore des Kernnetzes. Danach 

sind für die Infrastruktur bis 2030 

Investitionen von rund 700 Milliarden 

Euro notwendig. Dabei wurden die 

Projekte der Eisenbahn, der Straße, 

der Kanäle und Häfen sowie der 

Flughäfen mit einer einheitlichen 

Methodik betrachtet. 

Violeta Bulc, EU Verkehrskommissa-

rin, sagte: „Jetzt ist es Zeit in TEN-V 

Projekte zu investieren und den Nut-

zen der Connecting Europe Fazilität 

(CEF) sowie des 315 Milliarden In-

vestitionsplans zu maximieren.“ 

Die Studien für alle Korridore analy-

sieren den aktuellen Stand der Infra-

struktur und identifizieren die bis 

2030 erforderlichen Aktivitäten. Ins-

besondere für die Eisenbahn gibt es 

vorläufige Listen von Projekten, um 

grenzüberschreitende Verbindungen 

zu vervollständigen, Engpässe zu 

beseitigen, Verkehrsträger zu ver-

knüpfen und die Interoperabilität zu 

fördern. 

Die Ergebnisse der Studien sollen bei 

der Mittelzuweisung von CEF in der 

Periode 2014 bis 2020 berücksichtigt 

werden. Insbesondere soll die Pro-

jektliste der Korridorstudien eine 

wichtige Quelle für den 315-Milliar-

den-Plan sein. Die Kommission hat 

ihren früheren Vizepräsidenten Hen-

ning Christophersen, sowie die Euro-

päischen Koordinatoren Kurt Bo-

dewig und Carlo Secchi beauftragt, 

konkrete TEN-V Projekte für den 

neuen Investitionsplan zu identifizie-

ren. Diese Drei informierten bereits 

am 03. Dezember 2015 den Rat der 

Verkehrsminister mit einem Zwi-

schenbericht, der Schlussbericht soll 

im Frühjahr 2015 folgen. 

Die 9 Studien gibt es unter: 

ec.europa.eu. 

315 Milliarden Euro 

Investitionsplan der EU 

Am 26. November 2014 veröffent-

lichte die Europäische Kommission 

das von ihrem Präsidenten Jean-

Claude Juncker bereits im Juli 2014 

angekündigte Investitionsprogramm 

(COM[2014] 903). Mit dem neuen 

„Europäischen Fonds für strategische 

Investitionen“ (EFSI) stellt die 

Kommission 16 Milliarden Euro in 

Form von Garantien bereit. Weitere 

fünf Milliarden fließen von der Euro-

päischen Investitionsbank in den 

Fonds. Die Mittel der Kommission 

sollen auch durch eine Umschichtung 

aus den Haushalten für „Horizont 

2020“ und „Connecting Europe Faci-

lity (CEF)“ gewonnen werden. 

Mit Hilfe dieser Mittel sollen private 

Investitionen angeschoben werden. 

Insgesamt sollen zusätzliche Investi-

tionen in Höhe von 315 Milliarden 

Euro in den drei Jahren 2015 bis 2017 

veranlasst werden. Dazu Juncker am 

26. November 2014: „Diese zusätzli-

chen Investitionen sollten vorrangig 

in Infrastrukturmaßnahmen (insbe-

sondere Breitband- und Energienetze 

und Verkehrsinfrastruktur in Indust-

riegebieten), in die Bildung, For-

schung und Innovation und in die 

Förderung der erneuerbaren Energien 

und der Energieeffizienz fließen. Vor 

allem aber muss in großem Maßstab 

in Maßnahmen investiert werden, die 

Arbeitsplätze für die junge Generati-

on schaffen.“ 

Mögliche Projekte für EFSI müssen 

von den Mitgliedsstaaten in einer 

Liste bei der Europäischen Kommis-

sion eingereicht werden. Die nun von 

Deutschland vorgelegte Liste beinhal-

tet für den Verkehrsbereich zwar 

einige Straßen-, jedoch keine Eisen-

bahnprojekte. „Es ist völlig unver-

ständlich wieso die Schiene als Ver-

kehrsträger bei der Projektfindung in 

Deutschland bisher übergangen wur-

de. Dabei bietet doch gerade die Ei-

senbahn ein unglaubliches Potenzial 

für einen umweltschonenderen und 

effektiveren Transport von Personen 

und Gütern in Europa“, so Ismail 

Ertug, verkehrspolitischer Sprecher 

der Sozialdemokraten im Europäi-

schen Parlament am 28. Januar 2015. 

Kritik übte auch der Vorsitzende des 

Verkehrsausschusses des Europäi-

schen Parlaments Michael Cramer in 

seinem Newsletter 2/2015: „Nicht nur 

bestehen massive Zweifel an dem 

Interesse seitens privater Geldgeber, 

auch erweisen sich die Investitionen 

in den meisten Fällen als rückwärts-

gewandt — gerade auch in Hinblick 

auf europäische Verkehrsprojekte. 

Denn ein Großteil des für den Fonds 

benötigten Geldes soll aus der Haus-

haltslinie CEF entnommen werden, 

die eigentlich für die Schaffung der 

Transeuropäischen Verkehrsnetze 

vorgesehen ist. Mehr als 18 Prozent 

der entsprechenden Zuschüsse sollen 

in den Fonds übertragen und Projek-

ten aus allen Branchen zur Verfügung 

gestellt werden, ohne dass ein europä-

ischer Mehrwert oder Investitionen in 

nachhaltige Mobilität verlangt wer-

den.“ 

In einem offenen Brief an die Europä-

ische Kommission vom 11. Februar 

2015 drückten 13 Brüsseler Verbände 

aller Verkehrsträger (darunter: CER, 

EIM, UIRR, UNIFE) ihre Sorgen an 

EFSI aus: 

 Das EFSI Budget reduziert dras-

tisch die CEF Mittel für Darlehen, 

 EFSI Investitionen berücksichti-

gen nicht die Prioritäten der 

Transeuropäischen Verkehrsnetze 

zur Finanzierung der Verkehrsinf-

rastruktur sowie die Prioritäten 

des Korridor – Ansatzes. 

 Das in EFSI transferierte Geld ist 

nicht zweckgebunden für Ver-

kehrsinvestitionen. 

Die europäischen Finanzminister 

haben am 17. Februar 2015 den Vor-

schlag der Europäischen Investitions-

bank (EIB) begrüßt, EFSI bei der EIB 

zu verwalten. 

European Railway 

Award 2015 verliehen 

Am 21. Januar 2015 haben die Ge-

meinschaft der Europäischen Bahnen 

und Infrastrukturgesellschaften CER 

(Community of European Railway 

and Infrastructure Companies) und 

der Verband der europäischen Bahn-

industrie UNIFE (Union des Indust-

ries Ferroviaires Européennes) in 

Brüssel vor über 500 Gästen den 

http://ec.europa.eu/transport/themes/infrastructure/ten-t-guidelines/corridors/corridor-studies_en.htm
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Railway Award 2015 verliehen, an 

den sich der Jahresempfang der bei-

den Verbände anschloss. 

Den Politischen Preis erhielt der Brite 

Lord Andrew Adonis. Adonis war 

2009 bis 2010 Verkehrsminister und 

wurde für seine Verdienste um den 

Ausbau des Hochgeschwindigkeits-

netzes sowie der Elektrifizierung 

wichtiger Verbindungen geehrt. In 

seiner Laudatio freute sich der Vor-

standschef von Siemens Mobility, Jo-

chen Eickholt, dass mit der Vergabe 

an Adonis der Preis (2011: Londons 

Bürgermeister Ken Livingston, [siehe 

Folge 90 der GRV-Nachrichten, Seite 

5f.]) zum zweiten Mal in das Mutter-

land der Bahn gehe. 

Mit dem Technischen Preis wurde der 

deutsche Industriedesigner Alexand-

er Neumeister geehrt. Er hat Hoch-

geschwindigkeitszüge wie den ICE 3 

und den japanischen Shinkansen 500 

Nozomi sowie zahlreiche Nahver-

kehrszüge (beispielsweise ‚Talent‘ 

und ‚Desiro‘) gestaltet. Die Laudatio 

wurde von Pablo Vázquez Vega, 

Präsident von Renfe Operadora, ge-

halten. 

Die Verkehrskommissarin Violeta 

Bulc betonte: „Die Bahn nimmt in 

meiner verkehrspolitischen Vision für 

die nächsten fünf Jahre eine zentrale 

Stellung ein. Die Verabschiedung des 

4. Eisenbahnpakets ist meine erste 

Priorität in diesem Sektor.“ 

Michael Cramer, Vorsitzender des 

Verkehrsausschusses des 

Europäischen Parlaments, unterstrich: 

„Der Europäische Railway Award be-

leuchtet das umweltverträglichste 

Verkehrsmittel. Das zeigt, dass wir 

uns nicht scheuen sollten zu kommu-

nizieren wie attraktiv, komfortabel 

und nachhaltig das Reisen mit dem 

Zug sein kann.“ 

Weitere Informationen: 

www.europeanrailwayaward.eu. 

Verkehrspolitik in 

Deutschland 

Zwischenruf: Streiks gegen 

den Standort Deutschland 

Wolfgang Dietrich Mann, Bochum 

Stellvertretender Vorsitzender und 

Geschäftsführer der GRV Gesellschaft 

für Rationale Verkehrspolitik e.V. 

Wirtschaftsvertreter sind oft schnell 

mit der Aussage, Streiks (und die sie 

auslösenden „überzogenen“ Lohnfor-

derungen) bedrohten den Wohlstand 

in unserem Land. Gewerkschafter 

entgegnen dem, dass es manchen 

Arbeitgebervertretern wohl am 

liebsten wäre, wenn die Arbeitnehmer 

noch Geld mitbringen würden, dafür 

dass sie arbeiten dürfen. 

In diesem Beitrag soll und kann nun 

nicht beziffert werden, welcher Lohn 

für welche Arbeit angemessen ist. 

Vielmehr soll erörtert werden, welche 

Auswirkung Tarifpluralität auf das 

Verkehrswesen hat, und was das im 

Gesetzgebungsverfahren befindliche 

Tarifeinheitsgesetz bewirken kann. 

Bereits im Jahre 2000 machte die 

Pilotenvereinigung „Cockpit“ auf sich 

aufmerksam, als sie nicht mehr wie 

zuvor in einer Tarifgemeinschaft mit 

der früheren Deutschen Angestellten-

Gewerkschaft (DAG) (welche 2001 

in der zum Deutschen Gewerkschafts-

bund [DGB] gehörenden Vereinten 

Dienstleistungs-Gewerkschaft [ver.di] 

aufging) einen eigenen Tarifvertrag 

für die in ihr organisierten Piloten 

durchsetzte. (Strukturell ähnlich ist 

2005/2006 die Verselbständigung des 

Verbands der Klinikärzte „Marburger 

Bunds“ verlaufen.) 

Die Lokführer bei der Deutschen 

Bahn werden seit 2008 nicht mehr 

von der im DGB verankerten größeren 

Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-

schaft EVG vertreten, sondern der 

zum Deutschen Beamtenbund (DBB) 

gehörenden Gewerkschaft Deutscher 

Lokomotivführer (GDL). 

Im Flugverkehr sind zwischenzeitlich 

so viele Berufsgruppen in eigenen 

Gewerkschaften organisiert, dass 

schon Ansätze sogenannter „engli-

scher Verhältnisse“ erkennbar sind: 

Da die einzelnen Gewerkschaften zu 

unterschiedlichen Zeiten Tarifver-

handlungen führen (und zur Unter-

mauerung ihrer Forderungen zuweilen 

streiken), drohen sehr häufig Ausfälle 

des von der Tarifvielfalt betroffenen 

Verkehrssystems. 

Nicht nur die Wirtschaftsseite ist 

damit empfindlicher gegenüber der 

Streikmacht von sogenannten „Funk-

tionseliten“ geworden, auch innerhalb 

des Arbeitnehmerlagers droht eine 

Spaltung. Wenn sich nämlich diese 

Berufsgruppen einen höheren Anteil 

am verteilbaren Gesamtlohnvolumen 

sichern, bleibt für die anderen Berufs-

gruppen entsprechend weniger übrig. 

Die „Koalitionsfreiheit“, sprich die 

Zulassung von Gewerkschaften (und 

Arbeitgeberverbänden) ist durch 

unsere Verfassung ausdrücklich ge-

währleistet (Artikel 9 Absatz 3 des 

Grundgesetzes). Daraus leitet sich das 

Gebot ab, dass der Staat sich aus der 

Auseinandersetzung zwischen dem 

Arbeitgeber- und dem Arbeitnehmer-

 
1Award-Gewinner Alexander Neumeister (Mitte) zwischen CER-Exekutivdirektor Libor Lochman (links) 

und UNIFE-Generaldirektor Philippe Citroën; 
Foto: CER. 

http://www.europeanrailwayaward.eu/
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lager heraushalten soll (Tarifautono-

mie). Ob die Mütter und Väter des 

Grundgesetzes (der Parlamentarische 

Rat) als Schöpfer dieser Bestimmung 

wirklich im Sinn hatte, daneben auch 

Konkurrenzkämpfe innerhalb des 

Arbeitnehmerlagers besonders zu 

fördern, darf indes bezweifelt werden. 

Bei allen bisherigen Abspaltungen 

von Tarifverträgen betraf dies kom-

plette Berufsgruppen (jeweils inner-

halb eines Unternehmens). Nachdem 

das Bundesarbeitsgericht im Januar 

2010 seine zuvor seit 56 Jahren be-

währte Rechtsprechung änderte und 

nicht mehr am Prinzip der Tarifein-

heit festhält, ist die Befürchtung weit 

verbreitet, dass sich die Tarifland-

schaft weiter zersplittert. 

Die Bundesvereinigung der Deut-

schen Arbeitgeberverbände (BDA) 

und der DGB hatten deswegen im 

Juni 2010 ein gemeinsames Positi-

onspapier vorgelegt, in welchem sie 

ein Gesetz zur Wiederherstellung der 

Tarifeinheit forderten. Die Bundes-

kanzlerin Dr. Angela Merkel sagte 

ihre Unterstützung zu, scheiterte in 

der vergangenen Legislaturperiode 

allerdings am Widerstand des kleine-

ren Koalitionspartners (die Partei ist 

mittlerweile durch Wählerentscheide 

nicht mehr an den Gesetzgebungsver-

fahren des Bundes beteiligt). 

In den Wahlprogrammen zur Bundes-

tagswahl 2013 versprachen sowohl 

die CDU als auch die SPD die Wie-

derherstellung der Tarifeinheit. Ent-

sprechend wurde dieser Punkt in den 

Koalitionsvertrag aufgenommen. 

Soweit es bei einigen Abgeordneten 

der Regierungskoalition noch Zweifel 

an der Notwendigkeit an einem ent-

sprechenden Gesetz gab, hat die GDL 

mit ihren Streiks im vergangenen 

Herbst diese Reihen weitgehend ge-

schlossen. Während in den bisherigen 

Fällen die Sparten-Gewerkschaften 

nur den Abschluss von Tarifverträgen 

für die Berufsgruppen forderten, in 

denen sie jeweils eine Mehrheit der 

Beschäftigten organisierten, verlangt 

die GDL nun den Abschluss separater 

Tarifverträge für ihre Mitglieder auch 

in den Berufsgruppen, in denen die 

EVG (mutmaßlich) die Mehrheit 

organisiert. Würde der Arbeitgeber 

dieser Forderung nachgeben, müsste 

er für Bedienstete mit denselben 

Aufgaben, oftmals in gemeinsamen 

Schichten, unterschiedliche Tarifver-

träge anwenden. Da Tarifverträge 

üblicherweise nicht nur die Höhe des 

Lohns regeln, sondern das gesamte 

Arbeitsverhältnis, also auch Arbeits-

zeit, Urlaub und viele weitere Details, 

würde schon die Aufstellung von 

gemeinsamen Dienstplänen kaum 

mehr möglich sein. Und der Arbeit-

geber müsste die Gewerkschaftszuge-

hörigkeit aller Bediensteten in Erfah-

rung bringen, um jeweils den richtigen 

Tarifvertrag anwenden zu können. 

Es ist nur zu verständlich, dass der 

DB-Vorstand eine solche Wirkung zu 

vermeiden versucht. Doch in der 

Frage, ob es für Minderheiten von 

Beschäftigten innerhalb einzelner 

Berufsgruppen separate Tarifverträge 

geben soll (Tarifpluralität), kann es 

dem Wesen nach einen Kompromiss 

gar nicht geben. Der DB-Vorstand 

strebt nun an, in getrennten Verhand-

lungen mit beiden Gewerkschaften 

dennoch zu identischen Ergebnissen 

zu kommen. Diese Verhandlungen 

waren bis Drucklegung dieser Folge 

der GRV-Nachrichten noch nicht 

abgeschlossen. 

Bei den Streiks im vergangenen 

Herbst ging es nicht darum, ob der 

Lohn, den die Lokführer bekommen, 

ausreicht. Es ging alleine um den 

Wunsch der GDL-Führung, gegen 

eine Mehrheit anders organisierter 

Arbeitnehmer Extrawürste zu braten. 

Nebenbei: Das Streikgeld, welches 

die Lokführer als Kompensation für 

ihren ausgefallenen Lohn bekommen, 

stammt aus der Streikkasse des DBB. 

Ob es den im DBB organisierten 

Verwaltungsbeamten, die während 

der Streiks Mühe hatten, ihren Ar-

beitsplatz zu erreichen, wohl bewusst 

ist, dass sie diesen Streik mit ihren 

Gewerkschaftsbeiträgen fördern? 

Der Vorstandsvorsitzende der DB, 

Dr. Rüdiger Grube, bezifferte Ende 

Februar 2015 in den Medien den 

wirtschaftlichen Schaden, welchen 

die DB durch die Streiks erlitt, pro 

Streiktag auf 10 Millionen Euro; pro 

Tag, an welchem ein Streik „ange-

kündigt“ war, dann aber doch noch 

abgewendet werden konnte, waren es 

demnach auch schon 5 Millionen 

Euro (weil Kunden vorsorglich auf 

andere Verkehrsmittel ausgewichen 

sind). Diese Summen fehlen letztlich 

nicht (wie bei „normalen“ Streiks in 

der Industrie) den Kapitaleignern, 

sondern es sind Beträge, die über den 

„Finanzierungskreislauf Schiene“ 

ansonsten in den Erhalt der Eisen-

bahninfrastruktur geflossen wären. 

Die Lokführer haben damit mit ihren 

Streiks vor allem bewirkt, dass die 

Gleise, Tunnels und Brücken, die sie 

täglich befahren, nicht so erneuert 

werden, wie es nötig wäre. Ihre 

Streiks waren in letzter Konsequenz 

nicht für ihre Sache, sondern gegen 

den Standort Deutschland! 

Glücklicherweise handelt nun der 

Gesetzgeber und hat ein Gesetz zur 

Wiederherstellung der Tarifeinheit 

auf den Weg gebracht. Der Gesetz-

entwurf wurde am 05. März 2015 in 

erster Lesung im Bundestag behan-

delt und — das ist das übliche Ver-

fahren — an die zuständigen Fach-

ausschüsse überwiesen. Federführend 

ist der Ausschuss für Arbeit und So-

ziales, der den Gesetzentwurf in sei-

ner Sitzung am 18. März 2015 behan-

delte. Für den 04. Mai 2015 hat der 

Ausschuss eine öffentliche Anhörung 

von Sachverständigen zu diesem 

Thema angesetzt. Es ist davon auszu-

gehen, dass der Bundestag noch vor 

der parlamentarischen Sommerpause 

das Gesetz in zweiter und dritter 

Lesung verabschiedet. 

Von den Spartengewerkschaften wird 

dieses Gesetzesvorhaben bekämpft. 

Sie behaupten, ein solches Gesetz 

wäre verfassungswidrig und verwei-

sen dabei auf mehrere Gutachten, 

unter anderem vom ehemaligen Rich-

ter am Bundesverfassungsgericht 

Professor Dr. Udo Di Fabio. Zentrales 

Argument der Gegner ist, dass aus der 

im Grundgesetz garantierten Koaliti-

onsfreiheit das Recht auf den Ab-

schluss (eigener) Tarifverträge abzu-

leiten sei. 

Andere renommierte Verfassungs-

rechtler kommen indes zum gegentei-

ligen Schluss. So schreibt der frühere 

Präsident des Bundesverfassungsge-

richts Professor Dr. Hans-Jürgen 

Papier am 05. März 2015 in einem 

Gastbeitrag in der Tageszeitung 

Die Welt (dem Tag der ersten Lesung 

im Bundestag): „Gesetzliche Rege-

lungen, die dem Ausschluss von Ta-
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rifkollisionen in ein und demselben 

Betrieb dienen, verfolgen das Ziel der 

Wahrung eines funktionsfähigen 

Tarifvertragssystems, des angemesse-

nen Ausgleichs der konkurrierenden 

Belange aller Parteien des Tarifver-

tragssystems und des schonenden 

Ausgleichs mit den Gemeinwohlbe-

langen des gesamtwirtschaftlichen 

Gleichgewichts. Auch diese Schutz-

güter von Verfassungsrang sind legi-

time Direktiven bei der gesetzlichen 

Ausgestaltung der Tarifautonomie.“ 

Ein paar einfach Gedanken sollten 

genügen, um aufzuzeigen dass die 

Tarifeinheit der Verwirklichung der 

Tarifautonomie und des Sozialstaats-

gebots (Grundgesetz Artikel 20 Ab-

satz 1) dient. Wenn man aus der Koa-

litionsfreiheit das uneingeschränkte 

Recht von Minderheiten auf eigene 

Tarifverträge ableitet, muss man auch 

die Frage beantworten, wie sich die 

Ausübung dieses vermeintlichen 

Rechts auf ebendieses Recht der 

Mehrheiten auswirkt. 

Nehmen wir das theoretische Beispiel, 

dass in einem Betrieb fünf Gewerk-

schaften parallel bestehen und eigene 

Tarifverträge begehren. Vier der fünf 

Gewerkschaften mögen jeweils 10 

Prozent starke Gruppen von sogenan-

nten „Funktionseliten“ vertreten, die 

restlichen 60 Prozent der Beschäftig-

ten seien in einer weiteren Gewerk-

schaft organisiert. Es ist plausibel 

anzunehmen, dass wenn sämtliche 

„Funktionseliten“ in eigenen Gewerk-

schaften organisiert sind, die Mehr-

heit kaum mehr die Kraft hat, ihre 

eigenen Interessen durchzusetzen. Es 

wäre also deren Koalitionsfreiheit 

negativ beeinflusst. 

Tarifpluralität bringt die Tarifauto-

nomie auch aus einem anderen Grund 

in Bedrängnis. Der Nutzen der Ar-

beitgeberseite an Tarifverträgen liegt 

in der damit verbundenen Friedens-

pflicht während der Laufzeit. Mit 

konkurrierenden Tarifverträgen, die 

regelmäßig unterschiedliche Laufzei-

ten haben, wird dieser Nutzen aus der 

Friedenspflicht ausgehöhlt — in zu 

vielen Zeiträumen ist irgendeine der 

Gewerkschaften gerade nicht in der 

Friedenspflicht, so dass das Interesse 

der Arbeitgeberseite an Tarifverträ-

gen überhaupt schwindet. 

Auch die übrige Sozialgesetzgebung 

käme bei einer zu exzessiven Tarif-

pluralität ins Wanken. So ist ein wich-

tiges Instrument die Allgemeinver-

bindlichkeitserklärung von Tarifver-

trägen. Das Bundesverfassungsgericht 

hat dieses Instrument ausdrücklich für 

zulässig erklärt. Doch welcher Tarif-

vertrag soll als allgemeinverbindlich 

erklärt werden, wenn parallel mehrere 

Gültigkeit haben? 

Dass die betroffenen Spartengewerk-

schaften nach jedem Strohhalm grei-

fen, um dieses Gesetz zu verhindern, 

ist nachvollziehbar. Dass allerdings 

Oppositionsabgeordnete, die sich ganz 

speziell die Vertretung von Arbeit-

nehmerinteressen auf ihre Fahnen ge-

schrieben haben, gegen dieses Gesetz 

opponieren, ist unverständlich. Das 

geplante Gesetz zur Tarifeinheit stellt 

eben keine Beschneidung von Arbeit-

nehmerrechten dar, sondern nützt 

eindeutig einer Mehrheit von abhän-

gig Beschäftigten, und dabei ganz 

besonders denen, die ihre eigenen 

Interessen nicht so leicht durchsetzen 

können. Dagegen können eigentlich 

nur die Anhänger einer „Ellbogen-

gesellschaft“ sein. 

Das geplante Gesetz zur Tarifeinheit 

ist vernünftig. Hoffen wir, dass es 

bald im Bundestag mit breiter Mehr-

heit verabschiedet wird und hernach 

bei einer allfälligen Überprüfung 

durch das Bundesverfassungsgericht 

Bestand haben wird. 

Verkehrshaushalt 2015 

Der Deutsche Bundestag hat am 28. 

November 2014 den Haushalt 2015 

des Bundesministeriums für Verkehr 

und digitale Infrastruktur (BMVI) 

beschlossen. Er bleibt der größte 

Investitionshaushalt des Bundes. 

Gegenüber 2014 steigen die Gesamt-

ausgaben um 420 Millionen Euro. Für 

Verkehrsinvestitionen stehen 2015 

10,8 Milliarden Euro zur Verfügung: 

Für den Bereich Schiene 4,6 Milliar-

den Euro, Straße 5,06 Milliarden 

Euro, Wasserstraße 1 Milliarde Euro 

sowie für den Kombinierten Verkehr 

und die nicht bundeseigenen Eisen-

bahnen 130 Millionen Euro. 

Aus den zusätzlichen Haushaltsmit-

teln (5-Milliarden-Paket) wird im 

Jahr 2015 eine Milliarde Euro inves-

tiert. Der Schwerpunkt liegt auf dem 

Substanzerhalt. So wird mit dem 

„Sonderprogramm Brückenmoderni-

sierung“ zwischen 2015 und 2017 

mehr als eine Milliarde Euro in ihre 

Instandsetzung investiert. 

Modernisierung des Schienennetzes: 

Mit dem Beschluss vom 28. Novem-

ber wurden die haushaltsrechtlichen 

Voraussetzungen für die neue Leis-

tungs- und Finanzierungsvereinba-

rung (LuFV II) mit der DB geschaf-

fen (siehe Bericht unter Eisen-

bahninfrastruktur). 

6 Milliarden Euro zusätzlich 

für die Infrastruktur 

Das Bundeskabinett hat am 18. März 

2015 ein Paket für Zukunftsinvestiti-

onen beschlossen, mit dem insbeson-

dere die öffentliche Infrastruktur 

gestärkt werden soll. Dem BMVI 

stehen daraus bis 2018 zusätzliche 

Mittel in Höhe von 4,35 Milliarden 

Euro zur Verfügung. Darüber hinaus 

erhält das BMVI für 2018 und 2019 

jeweils 825 Millionen Euro mehr an 

Investitionsmitteln. In der aktuellen 

mittelfristigen Finanzplanung des 

Bundes stehen für das BMVI insge-

samt 6 Milliarden Euro zusätzlich 

bereit. 

Nach diesem Kabinettsbeschluss wird 

nun die konkrete Ausgestaltung der 

zur Verfügung stehenden Mittel vor-

genommen. 

Die GRV fordert den Verkehrsminis-

ter auf, bei der Mittelverteilung be-

sonders die Schiene und den Öffentli-

chen Verkehr mit ihren niedrigen 

Emissionen von Treibhausgasen zu 

berücksichtigen. 

ÖPNV-Fahrgastzahlen 2014 

erneut gestiegen 

Der deutsche Nahverkehr bleibt auf 

Wachstumskurs: Auch 2014 stiegen 

die Fahrgastzahlen und Ticketein-

nahmen bei Bussen und Bahnen. 

Insgesamt waren im vergangenen 

Jahr 9,95 Milliarden Fahrgäste mit 

dem Öffentlichen Personennahver-

kehr (ÖPNV) unterwegs. Das waren 

60 Millionen Kunden mehr (plus 0,6 

Prozent) als noch im Jahr 2013. „Un-

sere Unternehmen bieten zuverlässi-

ge, umweltfreundliche und bezahlba-
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re Mobilität. Die Kunden honorieren 

das seit Jahren mit wachsender Nach-

frage“, bilanzierte Jürgen Fenske, 

Präsident des Verbandes Deutscher 

Verkehrsunternehmen (VDV), am 24. 

Februar 2015 in Berlin bei der Jah-

respressekonferenz. 

„Wir eilen seit Jahren von Fahrgast-

rekord zu Fahrgastrekord, doch die 

Finanzierung der kommunalen Ver-

kehrswege durch den Bund ist seit 

2007 auf demselben Niveau und ab 

2019 zudem vollkommen ungeklärt. 

Für die Verkehrsunternehmen ist das 

nicht mehr tragbar. Wenn der Bund in 

uns den Problemlöser für das steigen-

de Verkehrsaufkommen in den Städ-

ten sieht, dann muss er sich jetzt klar 

zur weiteren Mitfinanzierung unserer 

Infrastruktur bekennen“, forderte 

Fenske. 

Der Präsident des Deutschen Städte-

tages, Oberbürgermeister Dr. Ulrich 

Maly aus Nürnberg, ergänzte: „Für 

viele Verkehrsprojekte in den Städten 

ist es existenziell, dass der Bund 

schnell Mittel für die Gemeindever-

kehrsfinanzierung (GVFG) der Zu-

kunft zusagt, die andernfalls im Jahr 

2019 auslaufen. Ohne Regelung gibt 

es in deutschen Städten schon bald 

keine neuen Straßenbahn- und U-

Bahnlinien im ÖPNV mehr. Denn 

Städte, die mit dem Bau neuer Stre-

cken starten wollen, brauchen dafür 

häufig bereits jetzt Planungs- und 

Finanzierungsicherheit über das Jahr 

2019 hinaus. Aktuell verzögern sich 

wegen der Unsicherheit schon Pla-

nungen und Investitionen.“ Das be-

treffe auch Projekte des Straßenbaus 

und der Brückensanierung in den 

Kommunen. Insgesamt klaffe bei den 

kommunalen Verkehrswegen eine 

Finanzlücke von jährlich mindestens 

2,7 Milliarden Euro. 

Bis 2019 stellt der Bund im Rahmen 

des GVFG pro Jahr 333 Millionen 

Euro für große Bauvorhaben im 

ÖPNV zur Verfügung. Hinzu kom-

men — ebenfalls nur bis 2019 — 

Zahlungen des Bundes in Höhe von 

1,33 Milliarden Euro im Jahr, die als 

so genannte Entflechtungsmittel an 

die Länder gehen. „Diese Mittel sind 

nicht nur seit Jahren objektiv zu ge-

ring, sondern die Programme wie das 

GVFG sind auch vielfach überzeich-

net und bislang weiß niemand was 

nach 2019 kommt. So kann es nicht 

weitergehen, sonst endet die Erfolgs-

geschichte des deutschen Nahver-

kehrs sehr abrupt“, so Fenske ab-

schließend. 

Höchststand im Personen- 

und Güterverkehr 2014 

So viele Menschen wie nie zuvor 

nutzten im Jahr 2014 den Öffentli-

chen Personenverkehr in Deutsch-

land: Nach vorläufigen Angaben des 

Statistischen Bundesamtes vom 

11. Februar 2015 stiegen die Fahr-

gastzahlen bei Bussen und Bahnen 

um 0,6 Prozent und die Fluggastzah-

len um 3,1 Prozent gegenüber dem 

Jahr 2013. 

Im Nahverkehr mit Bussen und Bah-

nen unternahmen die Fahrgäste im 

Jahr 2014 im Linienverkehr 

11,0 Milliarden Fahrten, das waren 

0,5 Prozent mehr als im Jahr 2013. 

Wachstumsmotor war hier der Schie-

nennahverkehr: Im Nahverkehr mit 

Eisenbahnen (inklusive S-Bahnen) 

stiegen die Fahrgastzahlen 2014 um 

2,1 Prozent, im Nahverkehr mit Stra-

ßen-, Stadt- und U-Bahnen um 

1,7 Prozent. Dagegen fuhren weniger 

Personen mit Nahverkehrsbussen, der 

Rückgang lag bei 1,1 Prozent. 

Auch der Fernverkehr mit Eisenbah-

nen verbuchte leichte Rückgänge: 

2014 nutzten 130 Millionen Reisende 

(minus 1,3 Prozent) die Fernzüge. 

Nachdem schon im Jahr 2013 im 

Linienfernverkehr mit Omnibussen 

nach dessen Liberalisierung die Fahr-

gastzahlen deutlich auf 8,2 Millionen 

angestiegen waren, wird für 2014 

nochmals mehr als eine Verdopplung 

erwartet: Voraussichtlich werden die 

Fahrgastzahlen zwischen 17 und 19 

Millionen liegen. 

Die Zahl der Passagiere auf deutschen 

Flughäfen erreichte 2014 mit 187 Mil-

lionen einen neuen Höchstwert. Ge-

genüber 2013 war das ein Anstieg 

von 3,1 Prozent. Die Zunahme ging 

dabei vor allem auf Flugreisen ins 

Ausland zurück: Hier stieg die Zahl 

der Fluggäste um 3,7 Prozent auf 164 

Millionen. Das Inlandsaufkommen 

stieg dagegen nur um 0,7 Prozent auf 

23 Millionen Fluggäste. 

Auch der Güterverkehr in Deutsch-

land ist 2014 stark gewachsen: Nach 

vorläufigen Angaben des Statistischen 

Bundesamtes vom 13. Februar 2015 

stieg das Transportaufkommen ge-

genüber dem Vorjahr um 2,9 Prozent 

auf 4,5 Milliarden Tonnen. Damit 

wurde der bisherige Höchstwert aus 

dem Jahr 2008 um 0,4 Prozent über-

troffen. Zum Anstieg der Tonnage 

gegenüber dem Jahr 2013 trugen vor 

allem der Straßenverkehr und der 

Seeverkehr, aber auch die Luftfahrt 

und die Binnenschifffahrt bei. Dage-

gen ging das Aufkommen im Eisen-

bahnverkehr zurück. 

 
Immer mehr Menschen fahren mit Bahnen und Bussen — und die Pendler von morgen sind auch schon 

bei der Probefahrt: Kindergartenausflug mit der fahrerlosen Nürnberger U-Bahn; 
Foto: © VAG Verkehrs-Aktiengesellschaft Nürnberg / Claus Felix.  
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Auf der Straße wurden (Schätzung 

des Bundesministeriums für Verkehr 

und digitale Infrastruktur) 2014 rund 

3,5 Milliarden Tonnen und damit 

3,7 Prozent mehr befördert als im 

Jahr 2013. Das war der höchste An-

stieg aller Verkehrsbereiche im Be-

richtszeitraum. Eine Ursache hierfür 

ist die starke Zunahme von Bau-

stofftransporten aufgrund der milden 

Witterung zu Beginn des Jahres 2014. 

Die Seeschifffahrt wuchs mit plus 

2,4 Prozent im Vergleich der Ver-

kehrszweige am zweitstärksten. Sie 

steigerte ihre Beförderungsmenge auf 

301 Millionen Tonnen. Flugzeuge 

transportierten mit 4,4 Millionen 

Tonnen 1,9 Prozent mehr Fracht als 

im Vorjahr. Die Binnenschifffahrt 

legte mit einem Zuwachs von 

0,8 Prozent moderat auf 229 Millio-

nen Tonnen zu. 

Der Transport von Rohöl in Rohrlei-

tungen veränderte sich bei einer Be-

förderungsmenge von 87 Millionen 

Tonnen kaum (plus 0,2 Prozent). 

Dagegen verlor die Eisenbahn im Jahr 

2014 als einziger Verkehrszweig 

Tonnage: Auf Schienen wurden 

365 Millionen Tonnen befördert, das 

waren 2,4 Prozent weniger als im 

Vorjahr. Hier gab es während der 

Tarifstreiks insbesondere im Oktober 

und November hohe Rückgänge. 

Die GRV bedauert den Rückgang des 

Schienengüterverkehrs im Jahr 2014, 

neben den Streikauswirkungen dürf-

ten dafür aber auch die vorhandenen 

Wettbewerbsverzerrungen verant-

wortlich sein. 

Bahn viermal sicherer 

als der Bus 

Überall in Europa ist Bahnfahren 

sicherer als Autofahren. Auch in 

Deutschland hält die Bahn ihren Spit-

zenplatz als sicherstes Verkehrsmit-

tel. Nach Berechnungen der Allianz 

pro Schiene war im deutschen Zehn-

jahresschnitt von 2004 bis 2013 das 

Todesrisiko für Insassen eines Pkw 

58-mal höher als für Bahnreisende 

(siehe Grafik). Bei den Verletzungen 

fällt das Risiko deutlich größer aus: 

Bezogen auf die Personenkilometer 

ist die Wahrscheinlichkeit zu verun-

glücken bei jeder Autofahrt gut 111-

mal höher als bei einer Bahnfahrt. 

Während der Bus in puncto Sicherheit 

ebenfalls deutlich vor dem Pkw liegt, 

bleibt der Abstand zwischen Bus und 

Bahn dennoch spürbar: Das Todesri-

siko für Busreisende ist im Vergleich 

zur Bahn knapp viermal höher, das 

Verletzungsrisiko liegt 33,3-mal über 

dem der Bahn. „Für unsere alltägliche 

Mobilität ist die Eisenbahn das mit 

Abstand sicherste Verkehrsmittel“, 

sagte der Geschäftsführer der Allianz 

pro Schiene, Dirk Flege, auf einer 

Pressekonferenz gemeinsam mit dem 

Automobil-Club Verkehr (ACV) am 

10. Dezember 2014 in Berlin. „Die 

im Koalitionsvertrag von Union und 

SPD angestrebte Verkehrsverlage-

rung von der Straße auf die Schiene 

spielt nicht nur eine klimapolitische 

Rolle. Der Sicherheitsvorteil ist ein 

zweites wichtiges Argument für das 

System Eisenbahn“, so Flege. 

Beim Vergleich der Opferzahlen von 

Schiene und Straße liegt Deutschland 

in der mehrjährigen europäischen 

Betrachtung auf den guten vorderen 

Plätzen. Im EU-Mittel 2005 bis 2012 

starben 3,6 Pkw-Insassen pro Milliar-

de Personenkilometer, in Deutschland 

waren es 2,6 getötete Autofahrer. 

Demgegenüber standen europaweit 

0,14 getötete Bahnreisende. Mit 0,04 

Toten war Deutschland im Schnitt 

von 2005 bis 2012 deutlich besser als 

der europäische Durchschnitt. 

Horst Metzler, Geschäftsführer des 

ACV betonte, dass die Zahl der To-

desopfer im Straßenverkehr im aktu-

ellen Jahr leicht angestiegen sei. 

„3339 Straßenverkehrstote in 

Deutschland 2013, schätzungsweise 

3350 Todesopfer 2014 und über 

28 000 Tote in Europa im Jahr 2012 

sind kein Grund, sich zurückzu-

lehnen“, sagte Metzler. „Der europa-

weite Straßenverkehr löscht Jahr für 

Jahr eine Kleinstadt aus.“ Dass die 

Zahl der Toten verlässlich und 

scheinbar automatisch immer weiter 

sinke, sei kein Selbstläufer. „Wie die 

Jahre 2014 und 2011 beweisen, müs-

sen Bund, Länder und Kommunen 

erhöhte Anstrengungen unterneh-

men“, sagte Metzler. 

Nachhaltigkeit 

Geringe Fortschritte beim 

Klimagipfel in Lima 

Die 20. Weltklimakonferenz (COP 

20) der Vereinten Nationen in Lima 

(Peru) ist am 14. Dezember 2014 mit 

dem „Lima Appell für den Klima-

schutz“ zu Ende gegangen. Bei den 

um zwei Tage verlängerten Verhand-

lungen der 195 Staaten wurde das 

weitere Vorgehen festgelegt, um 

Ende 2015 in Paris (COP 21) ein für 

 
Grafik: Das Todesrisiko im Zug ist 58-mal geringer als im Auto. 
Getötete Reisende pro Milliarde Personenkilometer im Durchschnitt der Jahre 2004 bis 2013; 

Quelle: Allianz pro Schiene auf Basis von Daten des Statistischen Bundesamts, 
TREMOD, Stand 10. Dezember 2014. 
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alle Staaten verbindliches Klima-

schutzabkommen für die Zeit nach 

2020 abzuschließen. 

In Lima wurde beschlossen, dass alle 

Länder vor der Konferenz in Paris 

eine transparente und nachvollziehba-

re Verpflichtung zur Reduzierung der 

Treibhausgase (THG) dem Klimasek-

retariat melden müssen. Dabei müs-

sen die Staaten insbesondere das 

Basisjahr für die Berechnung der 

Emissionsreduktionen und den Um-

setzungszeitraum angeben und darle-

gen, inwiefern ihre Verpflichtung zur 

Erreichung des 2-Grad-Ziels beiträgt. 

Diese Verpflichtungen sollen vor der 

Konferenz in Paris überprüft werden. 

Zusätzlich können die Staaten freiwil-

lige Angaben über Maßnahmen zur 

Anpassung an den Klimawandel 

machen. 

Bis Mai 2015 soll eine Arbeitsgruppe 

einen kompletten Entwurf für das in 

Paris geplante Abkommen vorlegen, 

in Lima wurden erste Textelemente 

entworfen. Dem bisherigen Abkom-

men, dem Kyoto-Protokoll, folgten 

zuletzt weniger als 40 Staaten (darun-

ter alle EU-Mitgliedstaaten), die 

insgesamt nur knapp 15 Prozent der 

weltweiten Treibhausgasemissionen 

emittieren. Die großen Emittenten 

wie USA, China, Kanada, Japan und 

Russland beteiligen sich nicht am 

Kyoto-Protokoll. 

Die 1992 beim Erdgipfel in Rio vor-

genommene Unterteilung in Industrie- 

und Entwicklungsländer ist überholt, 

da letztere mittlerweile für mehr als 

die Hälfte der THG verantwortlich 

sind. Eine Aufhebung dieser Unter-

scheidung ist insbesondere am Wi-

derstand von China und Indien ge-

scheitert. 

Bundesumweltministerin Barbara 

Hendricks forderte am 14.Dezember 

2014: „Alle Staaten müssen jetzt ihre 

Hausaufgaben machen und ihre Kli-

maschutzbeiträge vorlegen, damit 

Paris ein Erfolg wird. Die starre 

Trennung zwischen Industrie- und 

Entwicklungsländern ist nicht mehr 

zeitgemäß. Klimaschutz gelingt nur 

gemeinsam. Es braucht viel Geduld 

und Anstrengung, diesen alten Gra-

ben zuzuschütten. Aber wir haben in 

Lima gesehen, dass etwas in Bewe-

gung geraten ist. Entwicklungsländer 

wie Peru, Kolumbien oder Indonesien 

haben in den Grünen Klimafonds 

eingezahlt. Und bei den Klimaschutz-

beiträgen sind jetzt alle Staaten ge-

fragt.“ Der Grüne Klimafonds soll 

Entwicklungsländer beim Klima-

schutz und bei der Anpassung an den 

Klimawandel unterstützen. 

Die GRV bedauert, dass es in Lima 

nur zu einem Minimalkompromiss 

gekommen ist. Die vereinbarten frei-

willigen Meldungen von Minderungs-

zielen dürften nicht ausreichen, um 

das 2-Grad-Ziel noch zu ermöglichen. 

Europäische Energieunion 

beschlossen 

Die EU ist der größte Energieimpor-

teur weltweit: 53 Prozent der Energie 

werden eingeführt, die jährlichen 

Kosten dafür betragen rund 400 Mil-

liarden Euro. 75 Prozent der Gebäude 

sind nicht energieeffizient und der 

Verkehr ist zu 94 Prozent von Erd-

ölerzeugnissen abhängig, von denen 

90 Prozent importiert werden. 

Die Europäische Kommission hat 

daher am 25. Februar 2015 ihr Paket 

für eine krisenfeste europäische 

Energieunion und eine zukunftswei-

sende Klimaschutzstrategie beschlos-

sen. Neben der Rahmenstrategie mit 

den Zielen der Energieunion und kon-

kreten Schritten zur Umsetzung gehö-

ren dazu auch eine Mitteilung über 

das europäische Stromverbundziel 

und eine Mitteilung zu den Erwartun-

gen der EU an ein weltweites Klima-

schutzabkommen, das im Dezember 

in Paris geschlossen werden soll. 

Zentrale Ziele der Energieunion sind: 

 Versorgungssicherheit 

 Ein echter europäischer Energie-

binnenmarkt 

 Vorrang für Energieeffizienz 

 Übergang zu einer dauerhaft Koh-

lendioxid-armen Gesellschaft und 

Erringen einer Spitzenstellung bei 

der Elektromobilität. 

Das Energiepaket behandelt auch den 

Endenergieverbrauch des Verkehrs 

im Hinblick auf die Kohlendioxidre-

duktion und nennt als Maßnahmen für 

einen energieeffizienten Verkehr auch 

die Internalisierung der externen 

Kosten und Straßengebühren. Im 

Hinblick auf die 2016 geplante Revi-

sion der Eurovignette Richtlinie 

(Lkw-Maut) wird das Verursacher-

prinzip gefordert. Verkehrsträger mit 

niedrigen Treibhausgasemissionen 

sollen attraktiver werden. Die Kom-

mission wird auch weiterhin die 

SHIFT2RAIL Initiative (Verlagerung 

zur Schiene) fördern. Der elektrische 

Betrieb von Pkw soll beschleunigt 

werden. 

Ein 7-seitiges Informationsblatt zur 

Energieunion kann in deutscher Spra-

che heruntergeladen werden: 

http://europa.eu. 

86 Prozent der SBB Züge 

fahren mit Wasserkraft 

Die SBB übernahm am 01. Januar 

2015 von der Centralschweizerischen 

Kraftwerke AG (CKW) 40 Prozent 

der Aktien der Kraftwerk Wassen AG. 

Mit der im Jahr 1987 vertraglich ver-

einbarten Aktienübernahme wird das 

Wasserkraftwerk in eine 90-prozentige 

Tochtergesellschaft der SBB über-

führt. 10 Prozent des Aktienkapitals 

verbleiben beim Kanton Uri. 

 
Die Zentrale des Kraftwerks Wassen; 
Foto: Centralschweizerische Kraftwerke AG. 

Die gesamte Bahnstromproduktion 

der SBB aus den drei Werken der 

Reuss-Kaskade (Göschenen, Wassen, 

Amsteg) macht künftig knapp 

50 Prozent der SBB-eigenen Jahres-

produktion aus. Das Kraftwerk 

Wassen produziert jährlich durch-

schnittlich 282 Gigawattstunden, 

was dem Verbrauch von etwa 

65 000 Vierpersonenhaushalten 

entspricht. Mit dem zusätzlichen 

Bahnstrom aus dem Kraftwerk 

Wassen steigt der Stromanteil aus 

Wasserkraft (Eigen- und Fremd-

produktion) bei der SBB ab 2015 um 

4 auf 86 Prozent. Dies ist ein weiterer 

Schritt für die SBB, um ab 2025 mit 

Bahnstrom aus 100 Prozent erneuer-

barer Energie unterwegs zu sein. 

http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-15-4485_de.htm
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Gute Fortschritte bei der 

Lärmsanierung 2014 

Im Jahr 2014 ist die Deutsche Bahn 

(DB) ihrem Ziel, den Schienenver-

kehrslärm zu halbieren, wieder ein 

Stück näher gekommen. Allein über 

100 Millionen Euro an Bundesmitteln 

flossen in die Lärmsanierung an be-

stehenden Schienenwegen. Hinzu 

kam der Abschluss von zusätzlichen 

Lärmschutzmaßnahmen im Rahmen 

des vom Bund finanzierten Infra-

strukturbeschleunigungsprogramms II 

mit Investitionen von insgesamt 

knapp 25 Millionen Euro für die 

Jahre 2013 und 2014. 

Im Januar 2014 startete das Umrüst-

programm von DB Schenker Rail, das 

die Ausstattung der kompletten Gü-

terwagenflotte von 60 000 Wagen mit 

der Flüsterbremse bis 2020 vorsieht. 

So wurden in den letzten Monaten 

5700 Güterwagen mit der leisen 

Bremstechnologie ausgerüstet, so 

dass zusammen mit den Neuwagen 

bereits 14 500 leise Wagen unterwegs 

sind. Ende 2015 sollen es dann rund 

20 000 sein. 

„Wir haben unsere Ziele beim Lärm-

schutz im Jahr 2014 erreicht und 

können eine positive Bilanz ziehen. 

Klar ist aber auch, dass wir bei unse-

ren Anstrengungen nicht nachlassen 

dürfen, wenn wir das Halbierungsziel 

bis 2020 erreichen wollen“, so Ines 

Jahnel, Leiterin des Bereiches Um-

weltschutz der DB und Lärmschutz-

beauftragte am 27. Januar 2015. 

„Wichtig wird daher sein, dass die 

Umrüstung der Güterwagen weiter 

Fahrt aufnimmt, vor allem bei den 

anderen Wagenhaltern, die für die 

Umrüstung von rund 120 000 Güter-

wagen verantwortlich sind.“ 

Die Schwerpunkte der Lärmsanierung 

lagen im vergangenen Jahr in Baden- 

Württemberg in Mühlacker an der 

Strecke Stuttgart – Pforzheim, im 

Ruhrgebiet in Bochum sowie in Del-

menhorst bei Bremen. Insgesamt 

wurden 2014 auf einer Länge von 

55 Kilometern Lärmschutzwände 

gebaut und über 2400 Wohnungen 

mit Schallschutzfenstern ausgerüstet. 

Von den derzeit rund 3700 im Lärm-

sanierungsprogramm enthaltenen 

Streckenkilometern sind bereits 

1400 Streckenkilometer saniert. Für 

2015 sieht das Lärmsanierungspro-

gramm den Bau von Schallschutz-

wänden auf weiteren rund 50 Kilome-

tern sowie die Sanierung von etwa 

2300 Wohnungen vor. 

Umweltauswirkungen des 

Verkehrs müssen stärker 

verringert werden 

Nach dem am 08. Dezember 2014 

veröffentlichten Bericht der Europäi-

schen Umweltagentur „TERM 2014“ 

(Transport and Environment Report-

ing Mechanism) sind zusätzliche 

Aktivitäten nötig, um die Umweltbe-

lastung durch den Verkehr zu redu-

zieren. 

Zwar sind die Treibhausgase (THG) 

des Verkehrs in der EU im Jahr 2012 

erneut gesunken, aber liegen immer 

noch 20,5 Prozent über dem Niveau 

von 1990 und müssen bis 2050 um 

67 Prozent fallen, um das Ziel des 

Weißbuchs Verkehr zu erfüllen. 

Der neue Bericht widmet sich beson-

ders dem Langstreckenverkehr, des-

sen Anteil an der Anzahl der Fahrten 

gering ist, der aber insgesamt (Perso-

nen – und Güterverkehr) drei Viertel 

aller THG produziert. 

Die Grenzwerte der EU haben dazu 

geführt, dass das Ziel für 2015 von 

130 Gramm Kohlendioxid je Kilome-

ter für neue Pkw bereits 2013 erreicht 

wurde. Auch der 2014 für 2020/2021 

fixierte Grenzwert von nur noch 

95 Gramm scheint den Herstellern 

kein Problem zu machen. Die Um-

weltagentur hinterfragt jedoch, wie 

diese Grenzwerte unter Laborbedin-

gungen in tatsächliche Emissionen 

auf der Straße übertragen werden 

können. 

Ein Kapitel des Berichts widmet sich 

der Minimierung der Umweltwirkun-

gen des Langstreckenverkehrs und 

geht auch auf die drei klassischen 

Maßnahmen ein: Vermeiden, Verla-

gern und Verbessern. Im Bericht 

heißt es unter anderem: 

 Das Vermeiden unnötiger Fahrten 

und die Verringerung der Trans-

portintensität der Wirtschaft sind 

unverzichtbare Beiträge. 

 Die Auslastung im Güterverkehr 

lässt sich durch innovative Logis-

tik steigern. 

 Die Politik zur Unterstützung der 

Verlagerung von Straßen- und 

Luftverkehr hat versucht, allen 

Verkehrsträgern ihre vollen Kos-

ten (einschließlich externer Kos-

ten) anzulasten und die Marktbe-

dingungen zu verbessern. Trotz 

einer Fülle politischer Initiativen 

hat es aber auf europäischer Ebe-

ne keine signifikante Verlagerung 

von der Straße gegeben. 

 Technische Standards haben zwar 

die Umweltbilanz des Verkehrs 

verbessert, betreffen aber nicht al-

le Verkehrsträger. Außerdem 

herrscht eine Diskrepanz zwi-

schen den tatsächlichen Emissio-

nen und den in Testzyklen gemes-

senen. 

Der englischsprachige Bericht kann 

heruntergeladen werden: 

www.eea.europa.eu. 

 
Grafik: Deutsche Bahn AG. 

http://www.eea.europa.eu/publications/term-report-2014
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Eisenbahnen 

allgemein 

DB-Bilanz 2014: 

Höherer Umsatz, 

aber niedrigerer Gewinn 

Die Deutsche Bahn AG (DB) konnte 

im Jahr 2014 einen Zuwachs bei den 

Fahrgästen auf der Schiene erzielen, 

mit 2,03 Milliarden Fahrgästen in 

Deutschland, 14 Millionen mehr als 

im Jahr zuvor. Einen großen Schritt 

voran kam die DB bei ihren Umwelt-

zielen: Ende 2014 lag der Anteil 

erneuerbarer Energien am Bahnstrom-

Mix bei nahezu 40 Prozent. Auch das 

Ziel, die spezifischen Kohlendioxid-

Emissionen bis 2020 im Vergleich zu 

2006 um 20 Prozent zu reduzieren, 

hat die DB bereits 2014 mit 

22,7 Prozent übertroffen. „Das sind 

sehr gute Erfolge bei unserem Ziel, 

Umweltvorreiter zu werden. Nicht 

zufrieden sind wir aufgrund von 

Streiks und Unwettern mit der wirt-

schaftlichen Entwicklung“, erklärte 

der Vorstandsvorsitzende der DB, 

Dr. Rüdiger Grube, am 19. März 

2015 bei der Vorstellung der Bilanz 

für das Jahr 2014 in Berlin. „Die 

Digitalisierung stellt die DB vor die 

größte Herausforderung ihrer Ge-

schichte. Wir wollen und werden 

Treiber und nicht Getriebener in 

dieser Entwicklung sein“, so Grube 

weiter. 

 
Dr. Rüdiger Grube, Vorstandsvorsitzender der 
Deutsche Bahn AG auf der Bilanz-

Pressekonferenz am 18. März 2015 in Berlin; 

Foto: DB AG / Pablo Castagnola. 

Erstmals hat die DB ihre Bilanz in 

einem integrierten Bericht präsentiert, 

dazu Grube: „Der integrierte Bericht 

ist Geschäftsbericht und Nachhaltig-

keitsbericht in Einem und steht für 

volle Transparenz. Er enthält alle 

Daten und Fakten zu den drei Dimen-

sionen Ökonomie, Soziales und Öko-

logie. Geschäftszahlen werden in 

ihren jeweiligen Kontext gesetzt, 

Informationen miteinander verknüpft 

und Wechselwirkungen innerhalb des 

Unternehmens aufgezeigt. Wir bieten 

damit eine in die Zukunft gerichtete 

unternehmerische Bestandsaufnah-

me.“ 

Der Umsatz erhöhte sich 2014 gegen-

über dem Vorjahr um 1,5 Prozent 

oder 601 Millionen Euro auf 

39,7 Milliarden Euro. Das bereinigte 

operative Ergebnis (EBIT bereinigt) 

lag aufgrund von Streiks und Unwet-

tern mit 2,1 Milliarden Euro um 

5,7 Prozent unter dem Vorjahresni-

veau (2,2 Milliarden Euro). Die Net-

to-Investitionen sind gegenüber dem 

Vorjahr um über eine Milliarde Euro 

(plus 30,2 Prozent) auf 4,4 Milliarden 

Euro anstiegen. Die Netto-Finanz-

schulden gingen um 150 Millionen 

Euro zurück und lagen am Jahresende 

2014 bei 16,2 Milliarden Euro. DB-

Finanzvorstand Dr. Richard Lutz: 

„Die DB genießt nach wie vor einen 

sehr guten Ruf an den Kapitalmärk-

ten. Dies gilt es zu verteidigen und 

daher müssen wir alles tun, um in den 

kommenden Jahren unser Ergebnis zu 

verbessern.“ 

Mit ihrer Strategie ‚DB2020‘ hat die 

DB neben den Zielen, profitabler 

Marktführer und Vorreiter beim Um-

weltschutz zu sein, auch den An-

spruch formuliert, sich zu einem der 

Top-Arbeitgeber zu entwickeln. Da-

bei konnte sich die DB im Arbeitge-

berranking um 9 Plätze auf Position 

13 verbessern. Die Zahl der Neuein-

stellungen erhöhte sich 2014 um 

8,3 Prozent auf über 12 000. 

Die Pünktlichkeit im Schienenper-

sonenverkehr erhöhte sich gegen-

über dem Vorjahr leicht um 0,4 Pro-

zentpunkte auf 94,5 Prozent (Fern-

verkehr: 76,5 Prozent, Nahverkehr: 

94,9 Prozent). Im Nah- und Regio-

nalverkehr gab es einen Zuwachs von 

16 Millionen Fahrgästen, im Fernver-

kehr ging die Zahl der Fahrgäste da-

gegen um 1,5 Prozent auf 129 Millio-

nen zurück. Um diesen Trend umzu-

kehren hat die DB am 18. März eine 

neue Fernverkehrsstrategie präsentiert 

(siehe Leitartikel und Bericht unter 

Schienenpersonenverkehr). Die ge-

samte Verkehrsleistung ist von 88,74 

Milliarden Personenkilometer 2013 

leicht auf 88,4 Milliarden gesunken. 

Die Verkehrsleistung im Schienengü-

terverkehr ging um 1,3 Prozent auf 

102,9 Milliarden Tonnenkilometer 

zurück, nicht zuletzt weil die Marktsi-

tuation in Europa angespannt blieb. 

Positiver entwickelten sich die Ge-

schäfte für DB Schenker Logistics. 

So erhöhte sich die Zahl der Sendun-

gen im europäischen Landverkehr um 

3,5 Prozent, das Luftfrachtvolumen 

stieg um 1,8 Prozent. Bei der See-

fracht erhöhte sich das Volumen 

sogar um 4,9 Prozent. Die Kontrakt-

logistik verzeichnete erneut ein kräf-

tiges Umsatzplus von 10,3 Prozent. 

Der integrierte Bericht 2014 der DB 

kann heruntergeladen werden: 

www.deutschebahn.com. 

Jahresergebnis 2014 des 

Eisenbahnverkehrs-

unternehmens SNCF 

Das am 12. Februar veröffentlichte 

Jahresergebnis 2014 der SNCF be-

rücksichtigt die am 04. August 2014 

beschlossene neue Struktur in Frank-

reich, die zum 01. Januar 2015 in 

Kraft getreten ist (siehe Folge 101 

der GRV-Nachrichten, Seite 15). In 

den SNCF Zahlen für 2014 fehlen die 

von SNCF Infra, lediglich der Beitrag 

zum Nettoergebnis erscheint. 

In dem nach wie vor schwierigen 

Umfeld in Europa erreichte die SNCF 

2014 ein Wachstum von 1,5 Prozent, 

gegenüber nur 0,5 Prozent in 2013. 

Das Wachstum stammt aus dem in-

ternationalen Geschäft (plus 7 Pro-

zent) und bestätigt die Strategie der 

SNCF: Keolis außerhalb Frankreich 

plus 20 Prozent und SNCF Logistik 

außerhalb Frankreichs plus 5,8 Pro-

zent. 

Trotz des Streiks im Juni wurde das 

Ziel für das Betriebsergebnis (2,4 Mil-

liarden Euro) erreicht, da auf der Auf-

wandseite gegengesteuert wurde. Das 

Nettoergebnis ist positiv und beträgt 

605 Millionen Euro. Die SNCF konn-

te ihre Nettoverschuldung bei 7,4 

Milliarden Euro stabilisieren, obwohl 

die Investitionen mit 2,2 Milliarden 

Euro ein hohes Niveau behielten. 

http://www.deutschebahn.com/de/investor_relations/ib_online.html
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Guillaume Pepy, Präsident der SNCF, 

erklärte zum Finanzergebnis: „Diese 

Elemente bilden eine solide Grundla-

ge für die 2015 gegründete neue 

SNCF Gruppe. Diese umfasst SNCF 

Mobilités, mit allen Aktivitäten der 

Beförderung von Reisenden und 

Gütern in Frankreich sowie internati-

onal, und SNCF Réseau aus RFF und 

SNCF Infra um eine bessere Führung 

des Eisenbahnnetzes sicherzustellen.“ 

Der Finanzbericht 2014 (französisch) 

kann heruntergeladen werden: 

www.sncf.com. 

Jahresergebnis 2014 des 

Infrastrukturbetreibers RFF 

Am 19. Februar 2015 veröffentlichte 

der neue Infrastrukturbetreiber SNCF 

Réseau das Finanzergebnis 2014 von 

RFF (Réseau Ferré de France). Der 

Umsatz von RFF ist 2014 in einem 

schwierigen wirtschaftlichen Umfeld 

um 4 Prozent auf 5917 Millionen 

Euro gestiegen. Mit 411 Millionen 

Zugkilometer gab es beim Personen-

verkehr einen Rückgang um 1,8 Pro-

zent und beim Güterverkehr um 

0,5 Prozent auf 73 Millionen Zugki-

lometer. Diese Tendenz wurde durch 

einen Streik im Juni verstärkt. 

Das Betriebsergebnis ist um 8 Prozent 

auf 2, 1 Milliarden Euro gestiegen. 

Wegen der gestiegenen Abschreibun-

gen und Finanzkosten beträgt das 

Laufende Betriebsergebnis 1,15 Mil-

liarden Euro, ein Rückgang gegen-

über 2013. Das Nettoergebnis 2014 

liegt bei minus 213 Millionen Euro. 

Im Jahr 2014 wurden die Erneue-

rungsinvestitionen verstärkt, damit 

konnten 973 Kilometer Gleise, ein 

Plus von 15 Prozent gegenüber 2013 

erneuert werden. 

Die Verschuldung von RFF beträgt 

Ende 2014 36,8 Milliarden Euro. Die 

Erhöhung in einem Jahr um 3,1 Milli-

arden Euro ist zur einen Hälfte auf 

das strukturelle Defizit des vorhande-

nen Netzes und zur anderen Hälfte 

auf die Finanzierung von Investitio-

nen zurückzuführen. 

Das Budget 2015 für die Modernisie-

rung des Netzes steigt um 150 Milli-

onen auf 4,9 Milliarden Euro, davon 

2,1 Milliarden Euro für die Unterhal-

tung. Priorität hat die Erneuerung des 

vorhandenen Netzes sowie die Fort-

führung bereits begonnener Projekte 

(Verträge zwischen Staat und Regio-

nen und die vier im Bau befindlichen 

Hochgeschwindigkeitsstrecken: 

Zweiter Abschnitt Paris – Straßburg, 

Südeuropa Atlantik, Bretagne – Pays-

de-la-Loire und Umfahrung Nîmes – 

Montpellier). Die Investitionen sin-

ken um 14 Prozent auf 5,9 Milliar-

den Euro. 

Jacques Rapoport, Präsident von 

SNCF Réseau, sagte: „Die Situation 

wird bis 2017 angespannt bleiben, 

aber alle Voraussetzungen sind ge-

schaffen, dass bis zum Jahr 2020 

unser Netz den Bahnunternehmen ei-

nen deutlich besseren Service bietet.“ 

SBB mit positiven 

Ergebnissen 2014 

Am 26. März 2015 präsentierten die 

SBB an ihrem neuen Hauptsitz in 

Bern-Wankdorf das Jahresergebnis 

2014. Der Präsident des Verwaltungs-

rats, Ulrich Gygi, eröffnete die Pres-

sekonferenz und sprach besonders 

vier Punkte an: 

 Zum 01. August 2015 wird der 

Suisse-Pass eingeführt, um den 

Zugang zum öffentlichen Verkehr 

zu vereinfachen. 

 Bei der Unterhaltung der Infra-

struktur hat sich ein gewisser 

Nachholbedarf aufgestaut, der 

auch die Pünktlichkeit bedroht, 

jetzt gilt daher: Unterhalt vor 

Ausbau! 

 Der Zugang zur Bahn muss, auch 

für mobilitätseingeschränkte 

Fahrgäste, verbessert werden. 

 Das Rollmaterial muss erneuert 

werden, dabei sollen Triebzüge 

die klassischen, lokbespannten 

Züge ersetzen. 

Danach erläuterten der Vorstandsvor-

sitzende, Andreas Meyer, und der 

Finanzvorstand, Georg Radon, die 

wesentlichen Verkehrs- und Finanz-

zahlen des Jahres 2014. Insgesamt ist 

die SBB gut vorangekommen. 2014 

wurden mit der Inbetriebnahme der 

ersten Etappe der zweiten Durchmes-

serlinie in Zürich (siehe Folge 100 

der GRV-Nachrichten, Seite 16) und 

der Eröffnung des modernisierten 

Bahnhofs Genf-Cornavin (siehe Folge 

101 der GRV Nachrichten, Seite 18f.) 

Meilensteine erreicht. Mit Léman 

2030 (siehe „Kurzberichte Schweiz“ 

bei im Kapitel Eisenbahninfrastruktur 

dieser Folge) ist der Startschuss für 

das größte Bahnprojekt des nächsten 

Jahrzehnts gefallen. 

Die Nachfrage im Personenverkehr 

ist 2014 weiter gestiegen. Pro Tag 

beförderte die SBB 1,18 Millionen 

Kunden; das sind 3,7 Prozent mehr 

als im Vorjahr (2013: 1,14 Millio-

nen). Die Personenkilometer erhöhten 

sich um 2,6 Prozent auf 18,2 Milliar-

den Kilometer. Die Kundenpünkt-

lichkeit — der Anteil Reisende, die 

pünktlich oder mit einer Verspätung 

unter drei Minuten das Reiseziel 

erreichen — stieg um 0,2 Prozent-

punkte auf 87,7 Prozent, trotz mehr 

Unterhalts- und Ausbauarbeiten im 

Netz. Die Kundenzufriedenheit im 

Personenverkehr stieg um 0,3 auf 

75,9 Punkte. 

SBB Cargo behauptete sich gut im 

nach wie vor sehr kompetitiven Gü-

terverkehrsmarkt und konnte die 

Verkehrsleistung dank Akquisitionen 

von Neuverkehren und Mehrleistun-

gen bei bestehenden Verkehren mit 

14,5 Milliarden Nettotonnenkilome-

tern um 17,6 Prozent steigern. 

 
Bilanzmedienkonferenz der SBB am 
26. März 2015 in Bern. Von links nach rechts: 

Andreas Meyer, Vorstandsvorsitzender, 

Georg Radon, Finanzvorstand, 
Dr. Ulrich Gygi, Verwaltungsratspräsident; 

Foto: François Gribi / © SBB CFF FFS. 

Das Konzernergebnis stieg um 

135 Millionen Franken 373 Millionen 

(2013: 238 Millionen). Maßgebend 

waren vor allem Immobilienverkäufe, 

aber auch leicht höhere Erträge im 

Personenverkehr und bei SBB Cargo. 

Der Gewinn beim Personenverkehr 

legte um 8,1 Prozent auf 104 Millio-

nen (2013: 96 Millionen) zu. 

SBB Immobilien steigerte den Ge-

winn vor Ausgleichszahlungen ge-

genüber dem Vorjahr um 55 Prozent 

http://www.sncf.com/ressources/reports/sncf_rapport_financier_2014.pdf
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auf 395 Millionen Franken. Daraus 

wird die Infrastruktur mit 150 Millio-

nen Franken mitfinanziert; der Rest 

wird für die Pensionskasse SBB ein-

gesetzt. SBB Cargo konnte mit einem 

Gewinn von 33 Millionen Franken 

das positive Ergebnis 2013 übertref-

fen. Dazu beigetragen hat das Toch-

terunternehmen SBB Cargo Internati-

onal, welches im vergangenen Jahr 

mit 1 Millionen Franken erstmals die 

Gewinnzone erreichte. 

Die Verschuldung nahm auch 2014 

weiter zu, aber weniger stark als im 

Vorjahr: Die verzinsliche Nettover-

schuldung stieg auf 7,72 Milliarden 

Franken (2013: 7,51 Milliarden). 

Die Frankenstärke ist für die SBB 

eine große Belastung. Weitere Effi-

zienzsteigerungen und strukturelle 

Anpassungen sind notwendig. Weil 

auch die Kunden betroffen sind, wird 

sich die SBB dafür einsetzen, dieses 

Jahr auf Preiserhöhungen im öffentli-

chen Verkehr zu verzichten. Von der 

Frankenstärke hart betroffen sind 

besonders die internationalen Verkeh-

re, deren Kosten in Franken anfallen, 

die Einnahmen jedoch in Euro. 

Der Geschäftsbericht 2014 der SBB 

kann unter: www.sbb.ch herunter 

geladen werden. 

Vereinbarung zur 

vereinfachten Zulassung 

modernisierter 

Bestandsfahrzeuge 

Mit der Unterzeichnung einer ge-

meinsamen Vereinbarung am 

19. Dezember 2014 in Berlin schlos-

senkasten Bahnindustrie, Deutsche 

Bahn, Eisenbahn-Bundesamt und das 

Bundesministerium für Verkehr und 

digitale Infrastruktur eine Lücke in 

der neuen Zulassungspraxis von 

Schienenfahrzeugen in Deutschland. 

Die im Juni 2013 vereinbarte Reform 

der Zulassungsverfahren galt nur für 

die Erstzulassung fabrikneuer Schie-

nenfahrzeuge. Jetzt können auch 

modernisierte oder umgebaute Be-

standsfahrzeuge nach den vereinfach-

ten Verfahren der Zulassungsreform 

behandelt werden. 

„Die Schienenfahrzeughersteller 

haben in diesem Jahr gute Erfahrun-

gen mit der neuen Zulassungspraxis 

von Neufahrzeugen gemacht“, erklär-

te Dr. Martin Lange, Präsident des 

Verbandes der Bahnindustrie „Das 

neue Zulassungsregime hält bislang, 

was wir erwartet haben. Umso wich-

tiger ist es, dass nun auch einver-

nehmliche Verfahren für den Umgang 

mit modernisierten Bestandsfahrzeu-

gen bei der Zulassung gefunden wor-

den sind. Aber auch hier gilt: Die 

neue Regelung muss so schnell wie 

möglich in einen gesetzlichen Rah-

men gefasst werden“, so Lange. 

Eisenbahn-

infrastruktur 

2015 fließen rund 

5,3 Milliarden Euro 

ins Schienennetz 

Bundesverkehrsminister Alexander 

Dobrindt und DB-Vorstandsvor-

sitzender Dr. Rüdiger Grube haben 

am 12. Januar 2015 die neue Leis-

tungs- und Finanzierungsvereinba-

rung (LuFV II, siehe Folge 101 der 

GRV-Nachrichten, Seite 18) unter-

zeichnet. Zuvor hatten bereits der 

Haushalts- und der Verkehrsaus-

schuss des Deutschen Bundestages 

der Vereinbarung zugestimmt. Damit 

steht bis 2019 die Rekordsumme von 

28 Milliarden Euro für die bestehende 

Schieneninfrastruktur bereit. Im Ge-

genzug verpflichtet sich die DB, 

anspruchsvollere Qualitätsvorgaben 

einzuhalten. 

Bis 2019 werden unter anderem min-

destens 875 Brücken für über 3 Milli-

arden Euro erneuert, in den Oberbau 

fließen 12 Milliarden Euro. In Spitzen-

zeiten finden 850 Baustellen am Tag 

statt. Rund 1700 Mitarbeiter wird die 

Bahn zusätzlich einstellen. Allein 

2015 modernisiert die Bahn mit rund 

5,3 Milliarden Euro ihre Infrastruktur. 

Dr. Volker Kefer, DB-Vorstand für 

Infrastruktur und Dienstleistungen, 

sagte am 08. Dezember 2014 in Ber-

lin: „Die Erhöhung der Mittel ist 

unerlässlich für eine leistungsstarke 

und zukunftssichere Schieneninfra-

struktur. Mit 28 Milliarden Euro 

starten wir das größte Modernisie-

rungsprogramm, das es in der Infra-

struktur der Bahn je gegeben hat. Ein 

solches Volumen muss gut und insbe-

sondere rechtzeitig geplant werden, 

deshalb haben wir bereits Ende 2012 

damit begonnen. Oberstes Ziel: So 

wenig Einschränkungen für unsere 

Reisenden wie möglich. Bei dem 

großen Bauvolumen lassen sie sich 

aber leider nicht komplett vermeiden. 

Dafür bitte ich bereits heute um Ver-

ständnis.“ 

Neben den Oberbau- und Brücken-

maßnahmen sehen die Planungen der 

Bahn in den nächsten fünf Jahren 

Mittel in Höhe von rund 4 Milliarden 

Euro für die Sanierung der Leit-und 

Sicherungstechnik vor. Für Tunnel-

baumaßnahmen sind es eine Milliarde 

Euro. Die Bahn plant 2015 die Erneu-

erung und Instandhaltung von rund 

3800 Kilometern Schienen (Anmer-

kung: 1900 Kilometer Gleis), 

2000 Weichen, 2,5 Millionen Schwel-

len und etwa 4 Millionen Tonnen 

 
Gleisschotterplaniermaschine wartet auf ihren nächsten Einsatz (Dortmund Hbf 23. Oktober 2014); 

Foto: Wolfgang Dietrich Mann. 

http://www.sbb.ch/geschaeftsbericht
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Schotter. Darüber hinaus steht die 

Erneuerung von rund 125 Brücken 

an. Um dabei verschiedene Bauarbei-

ten an einem Streckenabschnitt 

gleichzeitig ausführen und so Anzahl 

und Dauer baubedingter Sperrungen 

auf ein Minimum reduzieren zu kön-

nen, bündelt die Bahn die größten 

Maßnahmen in speziellen Korridoren. 

2015 sind es über 80 Korridore mit 

rund 500 Einzelmaßnahmen. 

Auswahl wichtiger Baustellen 2015: 

Hannover – Göttingen 

Mitte Mai werden auf der Schnell-

fahrstrecke insgesamt zwölf Weichen 

erneuert. Während der Bauzeit wird 

die Strecke gesperrt und der Fernver-

kehr über die Altstrecke mit 30 Minu-

ten längerer Fahrzeit umgeleitet. 

Köln – Rhein/Main 

Von Mitte April bis Mitte Mai wer-

den auf der Hochgeschwindigkeits-

strecke auf einer Länge von 44 Kilo-

metern die Schienen erneuert. Dazu 

wird die Strecke an vier Wochenen-

den gesperrt. Die Züge werden wäh-

rend dieser Zeit über die Rheinstrecke 

mit zirka 60 Minuten längerer Fahr-

zeit umgeleitet beziehungsweise 

fallen teilweise aus. 

Mannheim – Stuttgart 

Von Mitte September bis Ende Okto-

ber finden auf der Schnellfahrstrecke 

Gleis- und Weichenerneuerungen 

statt. Für die Baumaßnahmen wird 

die Strecke zwischen Kraichtal und 

Stuttgart-Zuffenhausen zeitweise 

komplett gesperrt. Fern- und Regio-

nalzüge werden über die Altstrecke 

mit 40 Minuten längerer Fahrzeit 

umgeleitet. 

München – Ingolstadt 

Die Infrastruktur zwischen München 

und Ingolstadt wird erneuert und für 

eine Höchstgeschwindigkeit von bis 

zu 200 Stundenkilometern ertüchtigt. 

Für den Fernverkehr stehen während 

der bis voraussichtlich August dau-

ernden Baumaßnahmen nur einge-

schränkte Kapazitäten zur Verfügung, 

so dass Umleitungen über Augsburg 

mit 30 Minuten Fahrzeitverlängerung 

erforderlich werden. 

Weitere aktuelle Baustelleninfos gibt 

es unter: www.bahn.de. 

Hafen-Hinterland-Verkehr 

und Y-Alternativen 

Eberhard Happe, Celle. 

Glaubt man den verschiedenen zu-

meist linear steigenden Prognosen, so 

wird der Hafen-Hinterland-Verkehr 

insbesondere aus dem Hamburger 

Hafen auf der Schiene dramatisch 

ansteigen und in wenigen Jahren an 

seine Kapazitätsgrenzen stoßen. Ein 

umfangreicher Strecken-Neu- bezie-

hungsweise -Ausbau erscheint danach 

unumgänglich. Neben der ursprüng-

lich für den Schienenpersonenfern-

verkehr geplanten ‚Y-Trasse‘, die 

nunmehr als Güterverkehrsmagistrale 

ins Blickfeld gerückt wurde, sollen 

nach den Vorstellungen von Politik 

und Deutscher Bahn AG drei weitere 

Alternativkorridore durch ein zirka 

80 Personen umfassendes Forum aus 

Politik, Verwaltung, Wirtschaft und 

Bürgerinitiativen betrachtet und be-

wertet werden. Dabei ist jedoch nicht 

daran gedacht, die Ausgangsprognose 

eines stetig und linear wachsenden 

Container-Umschlags im Hamburger 

Hafen kritisch zu hinterfragen. 

Steigender Containerumschlag im 

Hamburger Hafen hat — so die For-

derung der Stadt Hamburg und der 

Hafenwirtschaft — die Vertiefung 

des Elbfahrwassers für Schiffe mit 

16 Metern Tiefgang zur Vorausset-

zung. Angenommen ein solcher Aus-

bau erfordere eine einigermaßen rea-

listische Investition von einer Milli-

arde Euro, die, wenn schon nicht in 

toto aus dem Haushalt des zuständi-

gen Bundesministeriums für Verkehr 

et cetera, so doch in jedem Fall mit 

öffentlichen Geldern — somit also als 

à fonds perdu — finanziert werden 

müsste. Es lohnt sich jedoch eine 

solche Investition einer betriebswirt-

schaftlichen Betrachtung zu unterzie-

hen: Bei einem Abschreibungszeit-

raum von 30 Jahren und einer be-

scheidenen Verzinsung von 3 Prozent 

ergibt sich ein Annuitätsfaktor von 

zirka 0,05, somit also jährliche Kapi-

talkosten von 50 Millionen Euro. 

Seit mehreren Jahren ist der Contai-

ner-Umschlag im Hamburger Hafen 

einigermaßen konstant bei 8 bis 9 

Millionen TEU (Twenty-foot Equiva-

lent Unit, also das Äquivalent für 20-

Fuß-Einheitscontainer). Nimmt man 

für die Zukunft an, dass 20 Prozent 

dieser TEU mit Schiffen, die einen 

Tiefgang von 16 Meter haben, beför-

dert werden, so wird jedes dieser 

TEU bei betriebswirtschaftlicher 

Rechnung mit rund 30 Euro Fahr-

wegkosten zusätzlich belastet. Vor-

sichtig angenommen, ein Container-

schiff dieses Tiefgangs habe eine 

Nutzungszeit von 20 Jahren und er-

fordere eine Investition von 200 bis 

250 Millionen Euro, so betragen die 

Kapitalkosten bei 3 Prozent Verzin-

sung zirka 15 Millionen Euro pro Jahr 

oder 40 000 Euro pro Tag. Nimmt 

man vereinfachend weiter an, die 

Fahrt nach und von Hamburg dauere 

einen Tag länger als die Fahrt nach 

Wilhelmshaven, so zeigt sich ganz 

klar, dass der Hamburger Hafen beim 

Verkehr mit Container-Großschiffen 

ein gravierendes Wettbewerbsproblem 

hat. Dabei ist nicht auszuschließen, 

dass die von der Hamburger Hafen-

wirtschaft herbeigesehnte Elbvertie-

fung zu spät kommt. Die Annahme, 

dass der Container-Umschlag im 

Hamburger Hafen nicht mehr steige-

rungsfähig ist, ist somit durchaus 

realistisch und die Kapazitätserweite-

rung der Schienenanbindung zunächst 

nicht dringlich. 

Neben der Rheinschiene ist die Nord-

Süd-Strecke Maschen – Lehrte – 

Bebra – Würzburg EU-Vorrang-

Strecke für Güterzüge in Nord-Süd-

Richtung. Der Teilabschnitt Stelle – 

Celle ist, da sich auf diesem Ab-

schnitt sowohl der schnelle Schienen-

personenfernverkehr, als auch der 

langsamere Güterverkehr die Trasse 

teilen, in seiner Leistungsfähigkeit 

stark eingeschränkt und somit ein 

empfindlicher Engpass. Auf dem 

88 Kilometer langen zweigleisigen 

Abschnitt von Lüneburg nach Celle 

lässt sich bei stündlich drei ICE/IC-

Zügen tagsüber dazwischen nur eine 

ungestörte Güterzugfahrt durchfüh-

ren. Bevor man sich mit Neu- oder 

Ausbauprojekten auseinandersetzt, 

sollte zunächst einmal intensiv ge-

prüft werden, ob nicht durch Nut-

zungsänderung der Schieneninfra-

struktur eine deutliche Steigerung der 

Kapazitäten erreichbar ist. Der nächst-

liegende Gedanke ist der, die zwischen 

Hamburg Hbf beziehungsweise Ham-

burg-Harburg ohne Halt bis Hannover 

Hbf durchfahrenden ICE-Züge auf 

http://www.bahn.de/bauarbeiten
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die Verbindung Hamburg-Harburg – 

Rotenburg – Verden – Wunstorf – 

Hannover Hbf zu verlegen. Dieser 

Streckenzug ist nur 9 Kilometer län-

ger und würde bei nur mäßiger Er-

tüchtigung auf das gleiche Geschwin-

digkeits-Niveau lediglich eine Fahr-

zeitverlängerung von zirka 4 Minuten 

erfordern. Diese eher bescheidene 

Ausbau-Maßnahme würde die Kapa-

zität der Strecke über Lüneburg – 

Uelzen – Celle für Güterzüge tags-

über mindestens verdreifachen. Damit 

wären aber die Abfuhrprobleme aus 

dem Hamburger Hafen auf lange 

Sicht beseitigt. Würden von 9 Millio-

nen TEU pro Jahr ein Drittel über die 

Nord-Süd-Strecke abgefahren bezie-

hungsweise zugeführt werden, dann 

wären das 15 000 TEU pro Tag und 

Richtung. Bei 100 TEU je Zug sind 

das 150 Züge pro Tag und Richtung 

oder durchschnittlich 6 Züge pro 

Stunde. 

Unterstellt man, eine allfällige Steige-

rung des Container-Umschlags der 

deutschen Nordseehäfen würde sich 

auf Wilhelmshaven konzentrieren, so 

würde eine solche Entwicklung auf 

eine völlig unzureichende Schienen-

Infrastruktur treffen. Die einzige 

Streckenanbindung führt mitten durch 

die Zentren und die Hauptbahnhöfe 

von Oldenburg und Bremen. Diese 

Strecke wäre bei Nutzung der vollen 

Hafenkapazität von Wilhelmshaven 

gänzlich überfordert. Dieses Problem 

bedarf sicher einer wesentlich dring-

licheren Lösung, als das im Vorder-

grund stehende Problem der Hafen-

Hinterland-Verbindung des Hambur-

ger Hafens. Die Stadt Oldenburg hat 

bereits die drängende Forderung 

erhoben, die Stadt im Nordosten 

parallel zur Autobahn zu umfahren. 

Die naheliegende Lösung für Bremen 

wäre ein etwa 40 Kilometer langer 

Bypass, der die Strecke Oldenburg – 

Bremen östlich von Delmenhorst 

verlässt und in seinem Mittelteil in 

etwa dem Streckenverlauf der Bre-

men-Thedinghauser Eisenbahn folgt, 

die Weser kreuzt und bei der Station 

Etelsen in die Strecke Bremen Han-

nover einmündet. Eine solche Stre-

ckenführung böte die Alternative, die 

Güterzüge ab Langwedel sowohl über 

Wunstorf – Hannover-Linden nach 

Hannover-Wülfel auf die Nord-Süd-

Strecke als auch — nach Ertüchti-

gung der Strecke Langwedel – Uelzen 

— nach Uelzen und weiter in Rich-

tung Magdeburg zu leiten. 

Von den 5 Investitionsalternativen 

‚Y klassisch‘, ‚Y modifiziert‘, ‚Aus-

bau Bestand‘, Spange ‚Ashausen – 

Suderburg‘ und Spange ‚Ashausen – 

Unterlüß‘ haben die beiden letzteren 

die bei weitem geringsten Eingriffe in 

die Landschaft; gleichzeitig erfordern 

sie mit prognostiziert 1,4 Milliarden 

Euro beziehungsweise 2.0 Milliarden 

Euro deutlich geringere Investitionen 

als die anderen Alternativen. Dabei 

ist jedoch nicht schlüssig, dass bei 

grundsätzlich gleicher Landschafts-

struktur für eine 8,5 Prozent längere 

Strecke ein 43 Prozent höherer Inves-

titionsbedarf erforderlich sein soll. 

Selbst wenn eine akute Dringlichkeit 

für einen Strecken-Neu- oder -Aus-

bau verneint wird, sollte doch ein 

Raumordnungsverfahren für einen 

Strecken-Neubau von Ashausen nach 

Suderburg/Unterlüß angestoßen wer-

den, bei dem die Alternativen Schnell-

fahrstrecke oder Güterbahn durchaus 

zunächst offen bleiben können. 

Dobrindt bestätigt deutsches 

Engagement bei 

Fehmarnbeltquerung 

Bundesverkehrsminister Alexander 

Dobrindt hat am 24. Februar 2015 in 

Berlin mit seinem dänischen Amts-

kollegen Magnus Heunicke den Stand 

der Planungen zur festen Fehmarn-

beltquerung besprochen. Dänemark 

plant einen 18 Kilometer langen Tun-

nel für Straße und Schiene unter der 

Ostsee zwischen der Insel Fehmarn 

(Deutschland) und Lolland (Däne-

mark). Dänemark ist für die Finanzie-

rung der festen Querung und der 

dänischen Hinterlandanbindung zu-

ständig und wird für die Nutzung des 

Tunnels Mautgebühren erheben. 

Deutschland hat sich 2008 durch 

Staatsvertrag mit Dänemark zur An-

bindung des Tunnels auf deutscher 

Seite verpflichtet. 

Dobrindt: „Deutschland steht zu sei-

ner vertraglichen Verpflichtung, die 

Zuläufe auf deutscher Seite auszu-

bauen. Das Land Schleswig-Holstein 

hat letztes Jahr verschiedene Trassen 

geprüft und den Bau einer überwie-

gend neuen Bahnstrecke empfohlen. 

Der Neubau nimmt mehr Zeit in An-

spruch, entlastet dafür aber die Tou-

rismusgebiete an der Ostseeküste 

erheblich vom Schienenlärm.“ 

Der Bund hat die DB AG beauftragt, 

die weiteren Planungen auf der 

Grundlage der vom Land empfohle-

nen Trasse aufzunehmen. Die DB 

plant das Vorhaben bis zum Baurecht 

und realisiert es eigenverantwortlich. 

Der Bund finanziert die Investitionen 

in die Neu- und Ausbaustrecke, die 

bis 2024 fertig gestellt werden soll. 

 
Im Hamburger Hafen herrscht reger Betrieb auf Schiene und Straße. Eine Gravita Lok der 
Baureihe 261 rangiert einen Containerzug im Containerterminal Burchardkai des Hamburger Hafens; 

Foto: DB AG / Uwe Miethe. 
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Durch die EU-Osterweiterung werden 

die Verkehrsströme im Ostseeraum 

deutlich ansteigen. Derzeit werden 

Züge, Autos und Güter mit der Fähre 

von Fehmarn nach Lolland überge-

setzt. Zur Hauptreisezeit im Sommer 

staut sich der Verkehr allerdings vom 

Fähranleger Puttgarden oft bis auf das 

Festland, mit Wartezeiten von über 

fünf Stunden. Mit der festen 

Fehmarnbeltquerung soll Fehmarn 

von diesem Stau befreit werden und 

die Reisezeiten zum Beispiel zwi-

schen Kopenhagen und Hamburg 

oder Berlin um eineinhalb Stunden 

verringert werden. 

Die feste Fehmarnbeltquerung gehört 

zum Kernnetzkorridor Skandinavien 

– Mittelmeer des transeuropäischen 

Verkehrsnetzes und soll das Zusam-

menwachsen von Mitteleuropa und 

Skandinavien fördern. 

DB Stationsoffensive in 

Bayern gestartet 

Mit 20 neuen Haltepunkten soll die 

Bahn in Bayern noch attraktiver wer-

den. Bayerns Innen- und Verkehrs-

minister Joachim Herrmann und der 

Vorstandsvorsitzende der DB Station 

und Service AG, Dr. André Zeug, 

haben dazu am 02. März 2015 die 

bundesweit erste Rahmenvereinba-

rung zur „Stationsoffensive“ unter-

zeichnet. 

„Mit der ‚Stationsoffensive Bayern‘ 

bringen wir die Züge noch näher zu 

den Menschen, gerade auch im länd-

lichen Raum, wo die meisten der neu 

vereinbarten Haltepunkte liegen“, 

betonte Herrmann. „Wir wollen das 

Netz an Verkehrsstationen dichter 

ziehen, um mehr Verkehr auf der 

Schiene zu generieren. Auch die 

Umwelt profitiert von den neuen 

Plänen. Nach dem Startschuss in 

Bayern sprechen wir mit weiteren 

Bundesländern über die Stationsof-

fensive“, sagte Zeug. 

Fünf neue Stationen wird es im 

Landkreis Lindau entlang der Strecke 

Hergatz – Lindau geben. Die Investi-

tionskosten für die 20 neuen Halte-

punkte in Höhe von mehr als 40 Mil-

lionen Euro tragen der Freistaat Bay-

ern und die DB je zur Hälfte. Auch 

die Risiken werden geteilt. So über-

nimmt die DB das Kostenrisiko für 

den Bau der Infrastruktur, und der 

Freistaat trägt das Erlösrisiko. Alle 

neuen Stationen werden barrierefrei 

gebaut und sollen auf Bestellung des 

Freistaates mindestens stündlich 

bedient werden. 

Wichtigste Voraussetzung bei der 

Wahl der neuen Standorte war deren 

Wirtschaftlichkeit. Der prognostizier-

te Mehrerlös durch mehr Fahrgäste 

muss also die Investitionskosten 

übersteigen. Zusätzlich mussten die 

Halte in den Fahrplan und die Net-

zinfrastruktur integrierbar sein. Bahn 

und Freistaat rechnen mit 7000 bis 

8000 zusätzlichen Ein- und Ausstei-

gern in Bayern. 

Die Stationsoffensive der DB Station 

& Service suchte systematisch nach 

verkehrlich sinnvollen und zugleich 

wirtschaftlich betreibbaren Stationen 

im Netz der Deutschen Bahn. Die 

insgesamt 350 neuen Stationen liegen 

zum Teil auf dem Land aber auch in 

kleinen und mittelgroßen Städten. vor 

allem in Wohngebieten und Gewer-

begebieten oder in der Nähe von 

Hochschulen, Einkaufszentren, 

Schwimmbädern oder Krankenhäu-

sern. Die neuen Stationen sollen bun-

desweit rund zwei Millionen Men-

schen einen kurzen Weg zum Bahn-

hof ermöglichen und bis zu 200 000 

neue Reisende pro Tag generieren. 

Die GRV begrüßt die Stations-

offensive und hofft auf eine zügige 

Realisierung auch in allen anderen 

Bundesländern. 

Kurzberichte Hoch-

geschwindigkeitsverkehr 

Am 17. Dezember 2014 hat die türki-

sche Staatsbahn TCDD die 631 Ki-

lometer lange Hochgeschwindig-

keitsstrecke Konya – Istanbul er-

öffnet. Dies ist bereits die fünfte 

Hochgeschwindigkeitsstrecke in der 

Türkei. Die erste war Ankara –

Eskişehir am 13. März 2009, danach 

folgten Ankara – Konya (24. August 

2011) und Eskişehir – Konya (23. 

März 2013) sowie am 25 Juli 2014 

Ankara – Eskişehir – İstanbul (siehe 

Folge 101 der GRV-Nachrichten, 

Seite 19). Auf den ersten vier Stre-

cken reisten von 2009 bis 2014 rund 

18 Millionen Fahrgäste in den Hoch-

geschwindigkeitszügen. Die neue 

Strecke von Konya nach Istanbul 

verkürzt die Reisezeit auf vier Stun-

den und 15 Minuten, mit dem Bus hat 

die Fahrt bisher 10 bis 11 Stunden 

gedauert. Zunächst sind täglich zwei 

Zugpaare vorgesehen. 

Am 06. Januar 2015 war der offizielle 

Baubeginn für den ersten Abschnitt 

der Hochgeschwindigkeitsstrecke 

San Francisco – Los Angeles in 

Kalifornien. Seit Jahren wird in den 

USA über Projekte für Hochge-

schwindigkeitsstrecken diskutiert, 

erstmals beginnt nun der Bau einer 

neuen Strecke. Im Nordost-Korridor 

Boston – New York – Washington 

verkehrt seit 2000 der Hochge-

schwindigkeitszug Acela Express auf 

den vorhandenen Strecken mit bis zu 

240 Stundenkilometern. Während der 

Hauptverkehrszeiten gibt es stündli-

che Verbindungen zwischen New 

York, Washington, Baltimore, Phi-

ladelphia und anderen Städten. 

Die erste französische Hochge-

schwindigkeitsstrecke Paris – Lyon 

(Inbetriebnahme 1981/1983) ist mit 

13 TGV pro Stunde an ihrer Kapazi-

tätsgrenze angelangt. Die ursprüngli-

che Planung einer zweiten Strecke 

weiter westlich wird derzeit in Frank-

reich nicht weiter verfolgt, lediglich 

vier bereits im Bau befindliche Stre-

cken (insgesamt 757 Kilometer) wer-

den fertiggestellt. Für die Strecke 

Paris – Lyon soll die stündliche Ka-

pazität bis 2020 auf 14 und bis 2030 

auf 16 TGV gesteigert werden. Eine 

Studie dafür soll Ende 2015 vorlie-

gen, sie wird von der EU mit knapp 

2 Millionen Euro unterstützt. Die 

Europäische Agentur INEA (Innova-

tion and Networks Executive 

Agency) begleitet die Studie. 

Am 24. Februar 2015 haben Frank-

reich und Italien beschlossen, mit der 

Hochgeschwindigkeitsstrecke Lyon 

– Torino fortzufahren, dies ist die 

Grundlage für den Bau des 57 Kilo-

meter langen Basistunnels als Kern-

stück der Strecke. Beide Regierungen 

unterzeichneten eine Ergänzung zu 

ihrem Vertrag aus dem Jahr 2001 

sowie einen gemeinsamen Antrag an 

die EU zur Mitfinanzierung dieser 

Teilstrecke des Mittelmeer-Korridors 

des Transeuropäischen Netzes. 
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Siemens informierte Ende November 

2014, dass es in einem Konsortium 

mit dem französischen Konzern Tha-

les für die rund 340 Kilometer lange 

Hochgeschwindigkeitsstrecke 

Olmedo – Ourense im Norden Spa-

niens die Sicherungs- und Leittech-

nisch ausführen wird. Den Auftrag 

erteilte der spanische Infrastrukturbe-

treiber ADIF (Administrador de 

Infraestructuras Ferroviarias), mit 

einem Volumen von rund 510 Millio-

nen Euro. Der Vertrag umfasst die 

Installation des Zugsicherungs- und 

Zugbeeinflussungssystems, der Tele-

kommunikations- und Verkehrsleit-

technik sowie die Wartung der Anla-

gen für 20 Jahre. Spanien hat mit 

2515 Streckenkilometern das längste 

Hochgeschwindigkeitsnetz Europas. 

Kurzberichte Schweiz 

Ende November 2014 ist der Start-

schuss für das Projekt Léman 2030 

in Renens bei Lausanne gefallen, das 

Investitionen von knapp 3 Milliarden 

Franken vorsieht. Bis 2030 soll sich 

die Zahl der Passagiere zwischen 

Lausanne und Genf verdoppeln und 

auf 100 000 täglich ansteigen. Das 

Projekt Léman 2030 erhöht die Kapa-

zität des Bahnnetzes auf dieser Stre-

cke und jene der Bahnhöfe Lausanne, 

Renens und Genf. Léman 2030 ist in 

mehrere Infrastrukturprojekte geglie-

dert: Bahnsteigverlängerungen er-

möglichen den Einsatz von Zügen mit 

einer Länge von 400 Metern und die 

Kapazitätserhöhung der Eisenbahn-

knoten Lausanne und Genf ermög-

licht eine Taktverdichtung im Regio-

nalverkehr. In Renens haben die Vor-

bereitungsarbeiten für den Bau eines 

vierten Gleises zwischen Renens und 

Lausanne begonnen. 

Am 11. Dezember 2014, genau zwei 

Jahre vor den ersten fahrplanmäßigen 

Zügen durch den neuen Gotthard-

basistunnel, informierten die SBB in 

Erstfeld über die laufenden Arbeiten 

zur pünktlichen Inbetriebnahme des 

mit 57 Kilometern längsten Eisen-

bahntunnels der Welt. Dazu gehören 

die Schulung von rund 3900 Personen 

und die Umrüstung von Anlagen und 

Bahnhöfen auf die Führerstandssigna-

lisierung ETCS Level 2. Pro Stunde 

und Richtung werden bis zu fünf 

Güter- und zwei Personenzüge ver-

kehren. Im Personenverkehr dürfen 

sich die Reisenden auf mehr Verbin-

dungen, moderne Züge und deutlich 

kürzere Reisezeiten freuen. Die Fahrt 

von Zürich nach Lugano beispiels-

weise wird ab 2020, wenn auch der 

Ceneri-Basistunnel in Betrieb ist, 

weniger als zwei Stunden dauern. 

Mailand erreicht man ab Zürich dann 

in weniger als drei Stunden. Für den 

internationalen Güterverkehr ist der 

neue Gotthardtunnel ein erster großer 

Schritt zur Flachbahn durch die Al-

pen. Diese wird ab 2020 auf dem 

wichtigen europäischen Korridor von 

Rotterdam nach Genua bis zu 

20 Prozent Volumensteigerung er-

möglichen. Voraussetzung ist aber, 

dass auch in den angrenzenden Län-

dern Deutschland und Italien die 

notwendigen Zulaufstrecken weiter 

ausgebaut werden. 

Die Arbeiten am Ceneri-Tunnel 

laufen hervorragend: Nach einer 

letzten Sprengung erfolgte am 

17. März 2015 in der Weströhre des 

Ceneri-Basistunnels der erste Durch-

schlag Richtung Süden 13 Monate 

früher als geplant. Am 30. März 2015 

brachen die Mineure in der Oströhre 

zwischen Sigirino und Vezia den 

letzten Meter Fels aus. Rund zwei 

Wochen nach dem ersten Durch-

schlag in der Weströhre sind damit 

beide Einspurtunnel des Ceneri-

Basistunnels Richtung Süden ausge-

brochen. 

 
Foto: Durchschlag des südlichen Teils 

der Oströhre am 30. März 2015; 
Foto: © Alp Transit Gotthard AG. 

Die Vortriebe Richtung Norden lau-

fen nach wie vor auf Hochtouren. In 

der Weströhre sind bis zum Durch-

schlagspunkt bei Vigana noch rund 

1500 Meter auszubrechen, in der 

Oströhre noch rund 2000 Meter. 

Wenn alles rund läuft, findet der 

Hauptdurchschlag des Ceneri-

Basistunnels Anfang 2016 statt. Die 

Inbetriebnahme ist im Dezember 

2019 geplant. 

Das Bundesamt für Verkehr (BAV) 

teilte am 17. Februar 2015 mit, dass 

es beabsichtigt im Trassenpreissystem 

einen Verschleißfaktor einzuführen. 

Damit will es einen Anreiz geben, das 

jeweils gleisschonendste Fahrzeug 

einzusetzen. Mit der Revision des 

Trassenpreissystems sollen die 

Nutzer der Bahninfrastruktur zudem 

100 Millionen Franken zusätzlich an 

dessen Finanzierung beitragen. Damit 

wird ein Entscheid umgesetzt, den 

das Stimmvolk am 09. Februar 2014 

mit dem Ja zur FABI-Vorlage („Fi-

nanzierung und Ausbau der Eisen-

bahninfrastruktur“, siehe Folge 99 

der GRV-Nachrichten, Seite 21) ge-

fällt hat. Das BAV hat nun die Anhö-

rung zur Revision gestartet, die am 

01. Januar 2017 in Kraft treten soll. 

Baubeginn am 

Brennerbasistunnel 

Am Brennerbasistunnel (BBT) war 

am 19. März 2015 der offizielle Bau-

beginn für den Haupttunnel. Zum 

Tunnelanschlag kamen auch EU-

Verkehrskommissarin Violeta Bulc, 

die Verkehrsminister Österreichs und 

Italiens Alois Stöger und Maurizio 

Lupi sowie die Bahnchefs von ÖBB 

Christian Kern und FS Michele Elia. 

Der BBT ist Teil eines Transeuropäi-

schen Korridors und Kernstück der 

neuen Bahnverbindung zwischen 

München und Verona und führt von 

Innsbruck nach Franzensfeste 

(55 Kilometer). Rechnet man die 

bestehende Tunnelumfahrung von 

Innsbruck dazu ist diese Alpenque-

rung 64 Kilometer lang und wird im 

Jahr 2026 der längste Eisenbahntun-

nel der Welt sein. Der BBT besteht 

aus zwei eingleisigen Tunnelröhren, 

die in einem Abstand von 70 Metern 

verlaufen. Alle 333 Meter sind die 

zwei Röhren durch Stollen, die im 

Notfall als Fluchtwege dienen, ver-

bunden. 

Die neue Verbindung ist nahezu hori-

zontal, ihre Kosten sollen 8,5 Milliar-

den Euro betragen, von denen die EU 

40 Prozent übernimmt. 
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Schienen-

güterverkehr 

Im Wettbewerb ist der 

Schienengüterverkehr 

Schlusslicht — 

Zahlreiche Sonderlasten 

belasten die Güterbahnen 

Von Ralf Roman Rossberg, 

Murnau am Staffelsee 

Wettbewerb setzt „gleich lange Spie-

ße“ voraus, gleiche Bedingungen für 

alle Marktteilnehmer. Im Verkehr 

kann davon keine Rede sein. Die 

Eisenbahn ist in vielfacher Hinsicht 

benachteiligt, im Personen- wie im 

Güterverkehr. Die Zusammenhänge 

sind teils unterschiedlich, teils aber 

auch die gleichen. In jedem Fall sind 

es die vom Staat geschaffenen Rah-

menbedingungen, die sich durchweg 

zum Nachteil der Schiene auswirken. 

Einen Schwerpunkt bildet dabei der 

Energiebereich. Obwohl der emissi-

onsarme elektrische Zugbetrieb als 

besonders erstrebenswert gilt, wird er 

in einer Weise mit Steuern und Ab-

gaben belastet, die eigentlich das 

Umsteigen auf Diesel nahe legt. Und 

das, während gleichzeitig mit um-

fangreicher Förderung versucht wird, 

Elektromobilität auf der Straße zu 

etablieren. 

Einseitige Belastungen 

Insgesamt beziffert die DB ihre ein-

seitigen Belastungen auf über 

600 Millionen Euro im Jahr. Auch 

wenn sich der Betrag im Verhältnis 

zum Gesamtumsatz von rund 

40 Milliarden relativiert, bedeutet er 

eine deutliche Verzerrung des Wett-

bewerbs und eine Schwächung des 

umweltfreundlichsten Verkehrsträ-

gers. Das für Zukunftsinvestitionen 

nötige Geld lässt sich nicht im nöti-

gen Umfang erwirtschaften. Sofern 

der Schienenverkehr ganz allgemein 

betroffen ist, sind auch alle übrigen 

Bahnen in gleicher Weise belastet. 

Absichtserklärungen der Politik, vor 

allem Güterverkehr auf die Schiene 

verlagern zu wollen, erscheinen vor 

diesem Hintergrund zunehmend un-

glaubwürdig. 

Besonders deutlich wird das gegen-

wärtig im Personenverkehr bei den 

Fernbussen, die neuerdings auch im 

Regionalverkehr Fahrgäste von der 

Bahn abziehen, weil sie das Straßen-

netz völlig kostenlos nutzen können 

und weder einen Beitrag zu den We-

gekosten — Maut — noch Kraftfahr-

zeugsteuer zu bezahlen haben. 

Auch fundamentale Unterschiede 

zeichnen sich ab: Während die viel 

diskutierte Maut für den Autoverkehr 

eine pauschale Einmalzahlung sein 

soll, die beliebig häufige Fahrten auf 

dem Straßennetz erlaubt, müssen die 

Bahnen Trassengebühren für jeden 

einzelnen Zug und jeden Tag immer 

neu bezahlen. 

Der Güterkraftverkehr auf der Straße 

zahlt Lkw-Maut, aber nur auf Auto-

bahnen und besonders ausgebauten 

Bundesstraßen; Güterzüge dagegen 

kosten Trassengebühren auf jeder 

Strecke des Schienennetzes. So be-

trägt nach Berechnungen des Ver-

bands Deutscher Verkehrsunterneh-

men (VDV) die Gebührenbelastung 

der Güterzüge über 25 Prozent, wäh-

rend von den Gesamtkosten eines 

Lastwagens nur etwa acht Prozent auf 

die Maut entfallen. Sie musste gemäß 

EU-Recht ab Januar 2015 sogar noch 

um etwa fünf Prozent gesenkt werden, 

was für die DB Einnahmeverluste von 

geschätzten 100 Millionen Euro be-

deuten wird. 

Teurer Bahnstrom durch Steuern 

und Abgaben 

Der elektrische Zugbetrieb ist von der 

einseitigen Belastung der Schiene am 

stärksten betroffen, während E-Mobi-

lität auf der Straße als erstrebenswer-

tes Ziel gilt und erhebliche Förderung 

erfährt. 

Die Bahnen zahlen Umlage zur För-

derung der Erneuerbaren Energien 

(EEG-Umlage). Mit einer jährlichen 

Belastung von 56 Millionen Euro 

waren sie schon 2013 einer der größ-

ten Einzahler in dieses Umlagesys-

tem. Doch bis 2015 hat sich die EEG-

Abgabe innerhalb von nur zwei Jah-

ren auf 160 Millionen Euro verdrei-

facht. Gelungen ist den Bahnen ledig-

lich, den von elektrischen Lokomoti-

ven beim Bremsen ins Netz zurück-

gespeisten Strom, etwa zehn bis 

zwölf Prozent des verbrauchten, aus 

der Belastung mit der EEG-Umlage 

herauszuhalten. Der Straßengüterver-

kehr, der keinen Strom braucht, ist 

nicht betroffen. 

Das gilt ebenso für die Kohlendioxid-

Emissionshandelsabgabe, mit der eine 

Verminderung der Umweltbelastun-

gen erreicht werden soll. Unterneh-

men müssen Zertifikate erwerben und 

erhalten dafür die Berechtigung, eine 

entsprechende Menge Schadstoffe 

auszustoßen. Die vollständige Ver-

steigerung der Emissionsrechte für 

den elektrisch betriebenen Schienen-

verkehr hat dessen Belastung für die 

DB auf 60 Millionen Euro steigen 

lassen. Zwar sind die Fluggesellschaf-

ten seit 2012 in den Emissionshandel 

einbezogen, sie erhalten jedoch die 

benötigten Zertifikate großenteils 

kostenlos, die übrigen Verkehrsträger 

unterliegen ihm überhaupt nicht. 

 
Eine Mehrsystem-Traxx Lok für den 
grenzüberschreitenden Verkehr, Baureihe 186, 

überquert mit einem Containerzug von 

Frankreich kommend den Pfälzerwald auf der 
ehemaligen Pfälzischen Ludwigsbahn zwischen 

Kaiserslautern und Neustadt (Weinstraße). Im 

Hintergrund der 196 Meter lange Retschbach-
Tunnel zwischen Weidenthal und Neidenfels; 

Foto: DB AG / Uwe Miethe. 

Schließlich trifft die Bahnen beim 

elektrischen Betrieb die Stromsteuer 

für jede Kilowattstunde, was sich bei 

der DB 2014 auf rund 120 Millionen 

Euro summierte. Der Straßengüter-

verkehr zahlt beim Tanken Energie-

steuer auf den Dieselverbrauch, wo-

bei er in gewissem Umfang auch 

davon profitiert, dass der Steuersatz 

für Diesel niedriger ist als für Benzin. 

Die in jüngster Zeit stark gesunkenen 

Kraftstoffpreise begünstigen ebenfalls 

in erster Linie den Güterkraftverkehr 

auf der Straße, obwohl die DB auf 

ihren Dieselverbrauch ebenfalls rund 

140 Millionen Euro Steuern zahlt. 

Sowohl der Binnenschiffs- als auch 

der Luftverkehr sind von jeglicher 

Energiebesteuerung befreit. 
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Mit der Energiesteuer leiste das 

Transportgewerbe, so die Straßenver-

kehrsverbände, einen hohen Beitrag 

zur Finanzierung von Bau und In-

standhaltung des Straßennetzes. Nach 

fiskalischem Verständnis ist die Steu-

er freilich nicht zweckgebunden, 

sondern fließt in den allgemeinen 

Staatshaushalt wie auch die Energie-

steuer auf den Bahnstrom. 

Von Trassenpreisen bis 

Lärmschutz 

Heftige Auswirkungen auf die Ergeb-

nisse von DB Schenker Rail als der 

nach wie vor größten Güterbahn hatte 

der Wettbewerb. Auf dem deutschen 

Streckennetz sind mittlerweile fast 

400 nichtbundeseigenen Eisenbahnen 

(NE-Bahnen) unterwegs, die bereits 

einen Marktanteil von einem Drittel 

erreicht haben. Für die Gründung 

eines Eisenbahnverkehrsunterneh-

mens genügen im Güterverkehr ge-

brauchte Fahrzeuge, etwa anderweitig 

bereits ausrangierte Diesellokomoti-

ven. Das Trassenpreissystem begüns-

tigt diese Wettbewerber, da ihre Züge 

zu gleichen Kosten unter der Oberlei-

tung fahren können wie die mit mo-

dernen und entsprechend kostspieli-

gen elektrischen Lokomotiven be-

spannten Züge. Mit den geringeren 

Selbstkosten und entsprechend güns-

tigen Preisen ließen sich von der DB 

vor allem gewinnbringende Ganzzüge 

abwerben. 

Eine Bedrohung für den Schienengü-

terverkehr insgesamt bedeutet die 

Erhöhung der Maße und Gewichte im 

Straßengüterverkehr durch die im 

Test schon eingesetzten und in eini-

gen Ländern auch bereits zugelasse-

nen „Gigaliner“. So lange lediglich 

die Länge, nicht jedoch das Gewicht 

erhöht werden darf, steht ihnen die 

DB gelassen gegenüber, auch wenn 

sich drei Lkw durch zwei ersetzen 

lassen, was einen entsprechenden 

Produktivitätsgewinn bedeutet. Im 

Wesentlichen werde damit jedoch nur 

der „Kaufmannsgütereffekt“ kompen-

siert, der bewirkt, dass durch die 

vielfach voluminösen Verpackungen 

die Nutzlastgrenze der Lkw nicht 

erreicht wird. Würde jedoch auch das 

zulässige Gesamtgewicht erhöht, 

drohten dem Schienengüterverkehrs 

europaweit erhebliche Einbußen und 

eine entsprechende Schwächung der 

Wettbewerbsfähigkeit. Vor allem die 

Einzelwagen und der Kombinierte 

Verkehr gelten als betroffen, weil sie 

nur mit einer „kritischen Transport-

menge“ wirtschaftlich betrieben wer-

den können. Die DB hält bei einer 

dauerhaft geringeren Auslastung der 

Infrastruktur infolge neuer Maße und 

Gewichte beim Lkw höhere Trassen-

preise und kapazitive Anpassungen 

für unausweichlich. 

Die Lärmbelastung stellt, besonders 

bei zunehmendem Verkehr, ein für 

den Schienengüterverkehr schwer-

wiegendes Problem dar, das die Ak-

zeptanz der Bahn als umweltfreundli-

chen Verkehrsträger insgesamt beein-

trächtigt. Bis 2020 will die DB des-

halb die Geräuschentwicklung ihrer 

Güterzüge auf die Hälfte gegenüber 

2000 reduzieren. Dies geschieht vor 

allem durch Umrüstung der vorhan-

denen Güterwagen auf LL-Brems-

sohlen (Low Noise, Low Friction — 

geringer Lärm, geringer Verschleiß). 

Von dem Verbundwerkstoff werden 

die Laufflächen der Räder und damit 

auch der Schienen weniger aufgeraut, 

die Rollgeräusche somit verringert. 

Die DB investiert für die Güterwagen 

von DB Schenker Rail rund 230 Mil-

lionen Euro eigene Mittel. Den Lärm-

schutz an Straßen finanziert der Staat. 

Zu alledem erhält der Bund als Eigen-

tümer Dividende von der DB, die für 

2014 rund 700 Millionen Euro betra-

gen wird. Allerdings ist mit der An-

fang 2015 geschlossenen neuen Leis-

tungs- und Finanzierungsvereinba-

rung (LuFV II) erreicht worden, dass 

diese Mittel in das Schienennetz 

zurückfließen. 

Der Beitrag ist zuerst in der Zeitschrift 

Güterbahnen, 14. Jahrgang, Heft 1/2015, 

Seiten 24 und 25 erschienen. 

Wir danken dem Verlag DVV Media 

Group GmbH / Eurailpress für die 

freundliche Genehmigung zum Abdruck. 

Eröffnung des 

Terminals Burghausen 

Nach rund 10-jähriger Planungs- und 

Bauzeit wurde am 19. Januar 2015 

das neue Terminal für den Kombi-

nierten Verkehr in Burghausen offizi-

ell eingeweiht. Die neue Umschlagan-

lage im bayerischen Chemiedreieck 

ermöglicht in der Region ansässigen 

Unternehmen, ihre Produkte bundes-

weit und international auf der Schiene 

zu transportieren. Den Startschuss 

gaben Bundesverkehrsminister Ale-

xander Dobrindt, der bayerische 

Staatssekretär im Ministerium des 

Innern, für Bau und Verkehr, Gerhard 

Eck sowie der Vorstand Transport und 

Logistik der Deutschen Bahn AG, 

Karl-Friedrich Rausch. 

„Mit dem neuen Terminal vernetzen 

wir Straße und Schiene in einer 

wachsenden Industrieregion. Der 

Kombinierte Verkehr bringt mehr 

Güter auf die Gleise. Das entlastet die 

Straßen und gibt dem Wirtschafts-

standort Südbayern weiteren Auf-

trieb“, so Dobrindt. „Das Terminal 

bietet den Kunden und der Region 

den infrastrukturellen Anschluss an 

die europäische und über die Seehä-

fen an die globale Logistikwelt. 

Gleichzeitig ermöglicht es, weitere 

Transportmengen schneller und um-

weltfreundlicher über die Schiene zu 

bewältigen“, ergänzte Karl-Friedrich 

Rausch. 

Rund 30 Millionen Euro sind in das 

Terminal investiert worden, davon 

knapp 18 Millionen Euro durch den 

Bund. Das Terminal bietet Platz für 

bis zu 1000 Container und ist mit je 

vier Abfertigungsgleisen und Abstell-

spuren ausgestattet. Der Portalkran 

soll in einem weiteren Bauabschnitt 

um einen zweiten ergänzt werden. 

Von Burghausen aus sollen künftig 

täglich Containerzüge zu den nord-

deutschen Häfen rollen. 

 
Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt 

im Gespräch mit Karl Fischer, Geschäftsführer 
des LKZ bei der Eröffnung in Burghausen; 

Foto: LKZ Prien. 
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Der regionale Planungsverband Süd-

ost-Bayern hatte bereits im Jahre 

2004 die LKZ Prien GmbH (LKZ) 

beauftragt, die Entwicklung des 

Schienen- und Straßennetzes zu un-

tersuchen. Ein wichtiger Punkt für 

Karl Fischer (Geschäftsführer LKZ) 

war dabei die Empfehlung zum Bau 

einer Umschlaganlage in Burghausen. 

Das LKZ hat seitdem den Weg, ins-

besondere bei der Ermittlung der 

Mengen, der Verhandlungen und den 

Vertragsabschluss mit möglichen 

Betreibern, begleitet. 

2,3 Prozent 

weniger Güter auf dem 

deutschen Schienennetz 2014 

Im Jahr 2014 transportierten in- und 

ausländische Eisenbahngesellschaften 

auf dem deutschen Schienennetz 

Güter im Umfang von insgesamt 

365 Millionen Tonnen. Nach Anga-

ben des Statistischen Bundesamtes 

(Destatis) vom 04. März 2015 waren 

dies 8,7 Millionen Tonnen oder 

2,3 Prozent weniger als 2013. Dieser 

Rückgang ist vor allem darauf zu-

rückzuführen, dass die transportierte 

Menge aufgrund des Bahnstreiks im 

Oktober 2014 um 6,6 und im Novem-

ber 2014 um 9,6 Prozent niedriger 

war als im entsprechenden Vorjah-

resmonat. 

Die erbrachte Transportleistung ent-

sprach im Jahr 2014 mit 112,6 Milli-

arden Tonnenkilometern dem Vorjah-

resstand, das heißt die durchschnittli-

che Transportentfernung war 2014 

länger. 

Bei den Mengen im Binnenverkehr 

(minus 3,5 Prozent) sowie im Emp-

fang aus dem Ausland (minus 

1,6 Prozent) gab es Rückgänge. 

Leicht zulegen konnte der Versand in 

das Ausland (plus 0,8 Prozent). Den 

höchsten Zuwachs verzeichnete mit 

plus 4,0 Prozent der Durchgangsver-

kehr. Insbesondere in dieser Ver-

kehrsverbindung sind auch aufkom-

mensstarke ausländische Unterneh-

men tätig, die vom Bahnstreik nicht 

betroffen waren. 

BLS übernimmt die Anteile 

der DB Schweiz Holding an 

BLS Cargo 

DB Schenker Rail ist seit 2002 über 

die DB Schweiz Holding AG an der 

BLS Cargo AG beteiligt. Die Parteien 

haben sich nun einvernehmlich geei-

nigt, dass die BLS AG die 45 Prozent 

Aktienanteile der DB Schweiz Hol-

ding AG zum Jahresende 2014 über-

nimmt. Über den Kaufpreis wurde 

Stillschweigen vereinbart. Die Trans-

aktion hat keine Auswirkung auf die 

bestehenden operativen Geschäfts-

beziehungen zu DB Schenker Rail. 

DB Schenker Rail wird weiterhin ein 

wichtiger Kunde und Geschäfts-

partner von BLS Cargo bleiben. 

Im Jahr 2014 veränderte sich die 

Zusammenarbeit unter den Parteien 

und die Anzahl gemeinsamer Verkeh-

re von BLS Cargo mit DB Schenker 

reduzierte sich stark. Das gab für 

beide Parteien den Ausschlag, das 

Beteiligungsverhältnis in der BLS 

Cargo neu zu bewerten und führte 

schließlich zum Rückkauf. 

Die BLS Cargo AG wurde 2001 ge-

gründet, um innerhalb des BLS Kon-

zerns die Güterverkehrsaktivitäten zu 

führen. Sie hat sich in dieser Zeit mit 

Marktanteilsgewinnen und finanziel-

len Ergebnissen positiv entwickelt. 

Mit dem Rückkauf der Aktien be-

kennt sich die BLS zu ihrem Enga-

gement im internationalen Schienen-

güterverkehr. 

Schweizer Regierung 

analysiert Innovationen im 

Schienengüterverkehr 

Verschiedene technische Neuerungen 

könnten den Schienengüterverkehr 

fördern. Dazu gehören beispielsweise 

die automatische Mittelpufferkupp-

lung, die automatische Bremsprobe 

oder die Energieversorgung auf den 

Güterwagen. In einem im Dezember 

2014 veröffentlichten Bericht kommt 

die Schweizer Regierung (Bundesrat) 

zu dem Schluss, dass solche Innova-

tionen den Schienengüterverkehr 

generell fördern könnten. Ein Nutzen 

ausschließlich für den alpenqueren-

den Güterverkehr, wie ihn die Kom-

mission für Verkehr und Fernmelde-

wesen des Nationalrats in einem Pos-

tulat im Visier hatte, ließ sich nicht 

ausmachen. Der Bundesrat kommt 

zudem zum Schluss, dass ein Schwei-

zer Alleingang bei technischen Neue-

rungen in der Regel nicht zu empfeh-

len ist, da der Schienengüterverkehr 

international stark verflochten ist. 

Die nötigen Grundlagen zur Förde-

rung der untersuchten Innovationen 

bestehen bereits oder sind aufgegleist: 

Mit der Botschaft zur Totalrevision 

des Gütertransportgesetzes gibt es 

eine neue gesetzliche Basis für die 

finanzielle Förderung. Die Revision 

sieht vor, die Mittel des Bundes für 

die Förderung des Schienengüterver-

kehrs von Betriebsbeiträgen in Inves-

titionen umzuwandeln. Der Bund 

kann bis zu 60 Prozent der Investiti-

onsvolumen für private Gleisan-

schlüsse und Verladeterminals des 

kombinierten Verkehrs tragen. Der 

Nationalrat folgte am 19. März 2015 

in den großen Linien den Vorschlä-

gen des Bundesrates und hieß die 

Reform gut. 

RailRunner bringt neue 

bi-modale Technologie nach 

Europa 

Mit der Gründung von RailRunner 

Europe mit Sitz in Hamburg im Janu-

ar 2015 wurde der offizielle Start zur 

Einführung einer in den USA seit 

neun Jahren zertifizierten Schienen-

technologie in Europa eingeleitet. Das 

bi-modale RailRunner System enthält 

technologisch neue Entwicklungen, 

welche insbesondere durch Wolfgang 

Graaff für den europäischen Markt 

aufbereitet wurden. Sie sollen direkt 

dem Kombinierten Verkehr Schiene / 

Straße zu Gute kommen: Das Trailer-

chassis ersetzt den Güterwagen, Luft-

federung, selbst lenkende Achsen, 

Stoßdämpfersysteme, Scheibenbrem-

sen, Verriegelungs- und Sicherungs-

system im Drehgestell sowie eine 

Rampe für schnelle Zugbildung. 

RailRunner Terminals benötigen im 

Gegensatz zu den traditionellen Ter-

minals im Kombinierten Verkehr nur 

ebenerdige Gleise, die es erlauben, 

das Verladen und Koppeln der Stra-

ßenfahrzeuge im schnellen „Drive on 

/ Drive off“ Verfahren durchzuführen. 



23 

Das Be- und Entladen eines RailRun-

ner Sattelaufliegers soll zwischen 

eineinhalb bis drei Minuten dauern. 

Das bi-modale Containerchassis ist 

aber auch für herkömmliches Um-

schlaggerät oder Kran geeignet. 

Durch die Gewichtsersparnis des 

RailRunner Systems sowie die tech-

nischen Vorteile sollen erhebliche 

Umwelt- und kommerzielle Vorteile 

im europäischen Markt des Kombi-

nierten Verkehrs erzielt werden und 

so den Schienengüterverkehr gegen-

über dem Straßentransport stärken. 

Mit dem Zertifizierungsprozess nach 

den TSI (Technische Spezifikation 

Interoperabilität) der Europäischen 

Eisenbahnagentur (ERA) wurde be-

gonnen, er soll im Jahr 2016 abge-

schlossen werden, danach könnten 

zunächst Probeverkehre beginnen. 

Weitere Informationen zu dieser 

neuen Technologie auf: 

www.railrunner.com. 

Schienen-

personenverkehr 

DB weitet 

Fernverkehrsangebot aus 

Siehe auch Leitartikel in dieser Folge 

der GRV-Nachrichten. 

Am 18. März 2015 präsentierte Ul-

rich Homburg, Vorstand Personen-

verkehr der Deutschen Bahn, in Ber-

lin die größte Kundenoffensive in der 

Geschichte der DB. Metropolen und 

Regionen sollen öfter, schneller, 

direkter und komfortabler miteinan-

der verbunden werden. Mit einer 

Ausweitung ihres Fernverkehrsange-

bots um 25 Prozent will die DB stär-

ker als bisher gegen die Konkurrenz 

von Auto, Flugzeug und besonders 

dem Fernbus punkten. 

Bis 2030 sollen 50 Millionen Fahr-

gäste mehr pro Jahr mit ICE oder IC 

unterwegs sein. Die DB will insbe-

sondere in neue Züge 12 Milliarden 

Euro investieren und 1500 neue Ar-

beitsplätze schaffen. 

„Mit dem größten und modernsten 

Fernverkehrsnetz seit der Bahnreform 

wollen wir unseren Beitrag zur Zu-

kunftsfähigkeit Deutschlands leisten“, 

sagte Homburg, „Dazu bieten wir 

mehr grüne Mobilität als je zuvor: 

Mit zwei ICE-Zügen pro Stunde auf 

den Hauptachsen schaffen wir quasi 

eine superschnelle und hoch komfor-

table S-Bahn zwischen den deutschen 

Metropolen. Ein Quantensprung ist 

auch das neue IC-Netz für die Kun-

den in der Region: Mit wenigen Aus-

nahmen sind künftig alle Städte mit 

mehr als 100 000 Einwohnern zwei-

stündlich ans Fernverkehrsnetz ange-

schlossen.“ 

Im Jahr 2016 sollen alle 17 neuen 

ICE 3 einsatzfähig sein und Ende 

2017 der schrittweise Regelbetrieb der 

130 bestellten ICx-Züge beginnen. 

Zusammen mit den vorhandenen ICE 

werden bis 2030 dann insgesamt 360 

Fahrzeuge das Rückgrat des neuen 

ICE-Netzes bilden. 150 Fahrten, die 

heute mit IC-Zügen stattfinden, wer-

den in das neue ICE-Netz integriert, 

dies wird den Reisenden den ICE-

Komfortstandard bringen. Dazu ge-

hört die Nutzung des kostenlosen 

WLAN in der ersten und ab 2016 

auch in der zweiten Klasse. Das 

Bordrestaurant bleibt erhalten und in 

den neuen ICx-Zügen wird die Fahr-

radmitnahme möglich sein. Auf meh-

reren Verbindungen kommt es durch 

Neubauabschnitte zu deutlichen Rei-

sezeitverkürzungen, beispielsweise 

wird ab 2018 die Reise von Berlin 

nach München nur noch knapp vier 

Stunden dauern, statt über sechs 

Stunden heute. 

 
Die Baureihe 407 ist die jüngste Baureihe von 
Hochgeschwindigkeitszügen der ICE-Flotte der 

Deutschen Bahn, hier auf der Schnellstrecke 

Köln – Rhein/Main unterwegs nach Stuttgart. 
Foto: DB AG / Volker Emersleben. 

Mit insgesamt 120 neuen Doppel-

stock-IC-Zügen, die bis 2030 die 

bisherigen IC-Wagen komplett ablö-

sen, bringt die DB den Fernverkehr 

nach der Einstellung des Interregio 

(größtenteils im Jahr 2002) wieder in 

die Regionen. Nahezu alle deutschen 

Großstädte mit mehr als 100 000 

Einwohnern werden dann alle zwei 

Stunden am IC-Fernverkehrsnetz 

angeschlossen sein. Neue IC-Halte 

sind beispielsweise Chemnitz, Cott-

bus, Fürth, Heilbronn, Potsdam oder 

Siegen. Weitere 30 Großstädte, da-

runter Dresden, Magdeburg, Olden-

burg, Rostock oder Schwerin, erhal-

ten deutlich verbesserte Anschlüsse. 

Dazu kommen 15 neue IC-Halte in 

Städten mit mehr als 50 000 Einwoh-

nern, wie Brandenburg, Plauen, Tü-

bingen, Wetzlar oder Zwickau. Insge-

samt profitieren rund fünf Millionen 

Menschen von den neuen Fernver-

kehrsverbindungen. 190 neue Direkt-

verbindungen aus der Fläche in die 50 

größten deutschen Städte ermöglichen 

es, auch weiter entfernte Ziele ohne 

Umsteigen zu erreichen. Günstige 

Einstiegspreise für die Doppelstock-

IC-Fahrten ab 19 Euro Sparpreis 

sollen das Bahnangebot attraktiver 

machen. Daneben strebt die DB wei-

tere Tarifintegrationen an, die es 

ermöglichen den IC auch mit Nah-

verkehrstickets zu nutzen. Die Fahr-

radmitnahme ist künftig in allen Zü-

gen des IC-Netzes möglich. 

Noch im Jahr 2015 will die DB für 

die gesamte BahnCard-Familie Vari-

anten mit nur noch drei Monaten 

Laufzeit einführen und ab Ende 2016 

können bis kurz vor Abfahrt des ICE- 

oder IC-Zuges noch vorhandene 

Sparpreise gelöst werden. 

Weitere Informationen: 

www.deutschebahn.com. 

Die GRV begrüßt die Neuausrichtung 

des Schienenpersonenfernverkehrs 

und fordert die Politik auf, die vor-

handenen Wettbewerbsverzerrungen 

zu Lasten der Schiene deutlich zu 

reduzieren (siehe dazu auch den 

Beitrag von Ralf Roman Rossberg im 

Kapitel Schienengüterverkehr). 

Zug gewinnt Marktanteile 

vom Flugzeug 

Der internationale Fernverkehr von 

Deutschland nach Frankreich, Belgi-

en und in die Niederlande ist weiter 

auf Erfolgskurs. „Wir konnten 2014 

http://www.railrunner.com/
http://www.deutschebahn.com/de/presse/presseinformationen/pi_p/9074114/p20150318.html?start=0&itemsPerPage=20


24 GRV-Nachrichten Folge 102 • April 2015 

mit mehr als 4,85 Millionen Fahr-

gästen auf diesen Verbindungen einen 

neuen Fahrgastrekord verzeichnen 

und Marktanteile vor allem vom 

Flugverkehr gewinnen“, sagte Ulrich 

Homburg, Vorstand Personenverkehr 

der Deutschen Bahn (DB) am 

06. Februar 2015 in Berlin. 

So ist der Zug zwischen Stuttgart und 

Paris mit 67 Prozent Anteil Marktfüh-

rer vor dem Flugzeug. Ursache sind 

die attraktiven Reisezeiten, bei-

spielsweise dauert die Fahrt von 

Frankfurt/Main nach Brüssel nur 

knapp über drei Stunden, nach Paris 

rund 3 Stunden 40 Minuten und nach 

Amsterdam knapp vier Stunden. 

 
TGV Paris – Straßburg – Stuttgart bei der 

Einfahrt in den Hauptbahnhof von Karlsruhe; 
Foto: Gunther Ellwanger. 

Die von DB und SNCF gemeinsam 

betriebenen deutsch-französischen 

Hochgeschwindigkeitszüge nutzten 

2014 mehr als 1,88 Millionen Fahr-

gäste. Dies entspricht einem Plus von 

drei Prozent. Rund 770 000 grenz-

überschreitende Reisende konnte der 

ICE International zwischen Frankfurt 

und Brüssel 2014 verzeichnen. Dabei 

wuchs die Nachfrage um etwa 

1,5 Prozent, trotz Streiks der belgi-

schen Eisenbahner. Am Bahnhof 

Brüssel-Midi gibt es nun zwei Ver-

kaufsschalter und die Reisenden der 

ICE-Züge erwartet ein Kundenbe-

treuer am Bahnsteig. 

Mit dem ICE International Frankfurt 

– Köln – Amsterdam und der Interci-

ty-Verbindung Berlin – Hannover – 

Amsterdam reisten 2014 knapp 

2,2 Millionen Fahrgäste, ein Plus von 

sieben Prozent. Dabei wurde zum 

dritten Mal in Folge ein neuer Fahr-

gastrekord aufgestellt. 

Mit zwei neuen IC Bus-Linien von 

Düsseldorf nach Eindhoven und 

Antwerpen beziehungsweise nach 

Roermond und Brüssel hat die DB ihr 

Angebot von und nach Belgien und in 

die Niederlande erweitert. Die neuen 

Linien werden gemeinsam mit 

DB Arriva aus den Niederlanden 

betrieben. Das Angebot mit Fahrprei-

sen ab 9 Euro pro Strecke wird insbe-

sondere durch preissensible Reisende 

gut angenommen. 

Bahn und Bus sind die 

optimalen 

Fernverkehrsmittel 

Rund 80 Prozent der Deutschen sind 

auf Fernstrecken mit dem eigenen 

Auto unterwegs — obwohl der Pkw 

längst nicht das optimale Verkehrs-

mittel ist. Bezogen auf die Faktoren 

Zeit-, Kosten- und Umweltbilanz fällt 

der Pkw weit zurück hinter die Bahn 

und den Fernlinienbus. Das ist das 

zentrale Ergebnis des VCD-Bahntest 

2014/2015, der im Dezember 2014 

veröffentlicht wurde. 

Neben dem Vergleich der drei Ver-

kehrsmittel untersuchte das For-

schungsinstitut Quotas im Auftrag 

des Verkehrsclubs Deutschland 

(VCD), auch die Gründe zur Wahl 

eines bestimmten Verkehrsmittels. Im 

Vergleich Bahn-Fernbus wurden 

540 Verbindungen auf zehn ausge-

suchten Strecken innerhalb Deutsch-

lands getestet. Ergebnis: Der Fernbus 

ist in 94,4 Prozent der Fälle preis-

günstiger als die Bahn. Jedoch behält 

die Bahn die Nase vorn, wenn Zeit, 

Kosten und Kohlendioxid-Ausstoß 

zusammen betrachtet werden. Zu 

60 Prozent ist die Reise mit der Bahn 

im Fernverkehr die optimale Wahl, 

der Fernbus ist es zu 40 Prozent. Der 

Pkw ist auf allen zehn Strecken nicht 

das ideale Fernverkehrsmittel, wenn 

die Pkw-Vollkosten berücksichtigt 

werden. 

Michael Ziesak, VCD-Bundesvor-

sitzender: „Es kann nicht sein, dass 

Fernbusse komplett von einer Gebühr 

für die Abnutzung der Straßen befreit 

sind, während die Bahn und deren 

Kunden für immer höhere Trassen-

preise aufkommen müssen. Der VCD 

fordert daher die Einführung einer 

leistungsabhängigen Maut für Busse 

und Pkw.“ 

Bei einer repräsentativen Befragung 

von 2178 Personen, nach den Gründen 

für die Verkehrsmittelwahl, lautet das 

Ergebnis: 77 Prozent der Befragten 

schätzen am Fernbus die geringen 

Kosten, die Bahn bevorzugte die 

Hälfte der Reisenden wegen ihrer 

Bequemlichkeit. Die Erreichbarkeit 

von Orten und die Flexibilität waren 

für fast 90 Prozent der Autonutzer 

entscheidend. 

Der 28-seitige Bahntest des VCD 

kann heruntergeladen werden: 

www.vcd.org. 

Vergaben im Schienen-

Personennahverkehr (SPNV) 

Am 15. Januar 2015 haben die vier 

Aufgabenträger für die S-Bahn 

Rhein-Neckar (Nahverkehrsgesell-

schaft Baden-Württemberg mbH, 

Zweckverband SPNV Rheinland-

Pfalz Süd, Verkehrsverbund Rhein-

Neckar für den Landkreis Bergstraße 

und das Saarland) DB Regio Südwest 

den Zuschlag für das Los 1 der S-Bahn 

Rhein-Neckar mit einer Verkehrs-

leistung von rund acht Millionen 

Zugkilometern pro Jahr erteilt. Der 

neue Vertrag läuft bis 2033. Bis zu 

seinem Beginn im Dezember 2016 

sollen die vorhandenen Elektrotrieb-

züge der Baureihe 425 renoviert wer-

den. 

Die am Rhein-Ruhr-Express betei-

ligten Zweckverbände haben in dem 

seit Oktober 2013 laufenden europa-

weiten Vergabeverfahren zur Be-

schaffung von 82 RRX-Zügen am 

10. Februar 2015 das Ergebnis be-

kannt gegeben. Die Entscheidung 

wurde am 26. März 2015 von den 

Gremien der beteiligten Zweckver-

bände bestätigt. Den Zuschlag erhält 

Siemens, das Unternehmen hat sich 

im Wettbewerb gegen zwei Konkur-

renten durchgesetzt. Der Fahrzeug-

hersteller wird die RRX-Züge kon-

struieren, produzieren und über einen 

Zeitraum von mehr als 30 Jahren 

instand halten. Geplant ist, Ende 2018 

die ersten Fahrzeuge in Betrieb zu 

nehmen. (Siehe auch Folge 95 der 

GRV-Nachrichten, Seite 8f.) 

http://www.vcd.org/bahntest-2014-2015.html
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Weiterer Verkehr 

im Umweltverbund 

Chancen des Rad- und 

Fußverkehrs als Beitrag zur 

Umweltentlastung 

Die Tatsache, dass die meisten Men-

schen gerne gehen, muss als Chance 

begriffen werden. Die Anzahl der 

Wege, die wir zu Fuß zurücklegen, 

wird häufig unterschätzt, da sie oft 

mit der Nutzung anderer Verkehrs-

mittel kombiniert werden. 

Die Europäische Charta für Fußgänger 

geht von einem Anteil der reinen 

Fußwege am Verkehrsaufkommen in 

Stadtgebieten von 25 bis 45 Prozent 

aus und betont, dass vor allem die 

schwächsten Verkehrsteilnehmer, das 

heißt Kinder und ältere Menschen 

überdurchschnittlich am Fußverkehr 

teilnehmen. 

Die Unterschätzung der Bedeutung 

des Fußverkehrs lassen ihn bei der 

meist noch immer autoorientierten 

Stadt- und Verkehrsplanung in Ver-

gessenheit geraten. Er wird zu einer 

Restgröße, bedrängt durch die Platz-

ansprüche des motorisierten Ver-

kehrs, des Radverkehrs, des ruhenden 

Verkehrs und diverser Sondernutzun-

gen der verbliebenen Gehwege. 

Luftverschmutzung, Lärmbelastung, 

Zerschneidung von Fußwegenetzen 

und die Unfallgefahren durch den 

motorisierten Verkehr führen zusätz-

lich dazu, dass die Attraktivität und 

damit auch der Anteil der Fußgänger 

am Modalsplit der Verkehrsträger 

immer weiter abnehmen. 

Um diesem Trend entgegen zu wir-

ken, ließ das Umweltbundesamt 

(UBA) in Modellvorhaben Möglich-

keiten zur Förderung des Fußverkehrs 

erforschen und erproben. Diese finden 

sich in dem aktuellen Forschungsbe-

richt des UBA: „Chancen des Rad- 

und Fußverkehrs als Beitrag zur Um-

weltentlastung“. 

Der Bericht kann heruntergeladen 

werden: www.umweltbundesamt.de. 

DB stärkt ihr 

Fernbusangebot 

Am 23. Februar 2015 stellte Ulrich 

Homburg, Vorstand Personenverkehr 

der Deutschen Bahn AG, die neue 

Fernbus-Strategie der Bahn vor. Be-

ginnend ab dem Sommer 2015 soll 

die Zahl der Verbindungen bis Ende 

2016 vervierfacht werden und nur 

noch mit einer Marke vertreten sein: 

Der bisherige IC-Bus wird mit dem 

Berlinlinienbus verschmolzen. Auf 

den bisher vom IC-Bus bedienten 

Strecken soll weiterhin mit einer 

Fahrkarte Bus und Bahn kombiniert 

werden können. 

Spendenaufruf 
Die GRV-Nachrichten werden über-

wiegend aus Spenden finanziert; sie 

beanspruchen den größten Teil des 

Budgets. Zur Fortsetzung ihrer Arbeit 

bittet die GRV daher weiter um Spenden. 

Bankverbindung: 

IBAN = DE47 3005 0110 0045 0046 52 

BIC = DUSSDEDDXXX 

Verwendungszweck: 

„steuerbegünstigte Spende für 

verkehrswiss. Arbeiten“. 

Die Gesellschaft für Rationale Verkehrs-

politik e.V. ist als gemeinnützig 

anerkannt. Sie erhalten (sofern wir Ihre 

Adresse kennen — bitte gegebenenfalls 

mitteilen) zeitnah und unaufgefordert eine 

Spendenquittung für das Finanzamt. 

Die Bahn handelt jetzt, da sie nach 

der Fusion der Marktführer „Mein 

Fernbus“ und Flixbus im Januar 2015 

eine starke Nummer Zwei im Fern-

busmarkt sein will. Homburg betonte 

die hohe Dynamik im Fernbusmarkt. 

Der Fernbus habe sich fest im deut-

schen Mobilitätsmarkt etabliert und 

sei „für preissensible und junge Rei-

sende das Verkehrsmittel der Wahl.“ 

Diesem Kundenwunsch will nun auch 

die Bahn nachkommen. 

Wegen des Fernbusses sollen aber 

keine Schienenverbindungen einge-

stellt werden und „die Schiene kann 

sich nicht auf einen Preiskampf mit 

dem Fernbus einlassen“ so Homburg. 

Innovationslinie 109 in 

Hamburg gestartet 

Am 18. Dezember 2014 fiel der Start-

schuss für die Innovationslinie 109 in 

Hamburg. Zum ersten Mal ging in 

Deutschland eine Bus-Linie in den 

Fahrgastbetrieb, die ausschließlich 

durch Busse mit innovativen An-

triebstechnologien bedient werden 

soll. 

Die Linie 109 beginnt am neuen 

Elektrobus-Terminal in der Nähe des 

Hamburger Hauptbahnhofs, fährt 

parallel zur Alster und dann in nördli-

cher Richtung bis zur Endhaltestelle 

in Alsterdorf. Mehr als 15 000 Fahr-

gäste nutzen werktäglich diese wich-

 
Künftig fahren die Fernbusse des DB-Konzerns in Deutschland unter der Firma Berlinlinienbus. 

Im Bild: Thomas Budarik (Busfahrer) und Antje Suckau (Busbegleiterin); 
Foto: DB AG / Christoph Müller. 

http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/publikation/long/1983.pdf
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tige Hamburger Bus-Linie. Mit einer 

Länge von rund zehn Kilometern ist 

die Strecke zudem gut geeignet für 

eine weitgehend elektrische Bedie-

nung mit den Elektro-Hybridbussen 

(Plug-in-Technologie). 

 
„SauberBus“ (Brennstoffzellenhybridbus) 

vor dem Hamburger Rathaus; 

Foto: Hamburger Hochbahn AG. 

Neben den Elektro-Hybridbussen von 

Volvo kommen die in Hamburg 

schon bekannten Brennstoffzellen-

hybridbusse von Mercedes-Benz und 

diesel-elektrische Hybridbusse zum 

Einsatz. Als Referenzfahrzeuge für 

den wissenschaftlichen Vergleich 

werden auch konventionelle Diesel-

busse auf der Linie verkehren. Am 

24. Februar 2015 gingen dann — als 

Weltpremiere — die ersten beiden 

Solaris-Batteriebusse mit Brennstoff-

zelle in den Fahrgastbetrieb. Der 

Gelenkbus Solaris Urbino electric 

verbindet die Batterietechnologie mit 

der Brennstoffzellen- / Wasserstoff-

technologie. Vom Einsatz dieses 

Busses verspricht sich die Hamburger 

Hochbahn AG noch mehr Flexibilität 

bei der Nutzung innovativer Antriebs-

technologien. 

Mit der Innovationslinie sollen ge-

meinsam mit den Herstellern Er-

kenntnisse gewonnen werden, wie 

sich die einzelnen Technologien in 

spezifischen betrieblichen Zusam-

menhängen darstellen. Insbesondere 

spielen Energieverbrauch, Verfügbar-

keit der Fahrzeuge und Emissionsein-

sparungen eine wichtige Rolle. Neben 

der Evaluation des Testbetriebs mit 

der Industrie wird die Bewertung 

durch das Fraunhofer Institut für 

Verkehrs- und Infrastruktursysteme 

auditiert und auch die Hochschule für 

Angewandte Wissenschaften (HAW) 

in Hamburg unterstützt die Bewer-

tung. Die Erkenntnisse des Testbe-

triebs auf der Innovationslinie 109 

sollen in künftige Investitionsent-

scheidungen einfließen. 

Schifffahrt 

Hamburger Hafen erreicht 

2014 sein bestes 

Umschlagergebnis 

Der Hamburger Hafen erreichte im 

Jahr 2014 mit einem Gesamtum-

schlag von 145,7 Millionen Tonnen 

das bisher beste Ergebnis seiner Ge-

schichte. Das entspricht einem 

Wachstum von 4,8 Prozent. Beson-

ders gut entwickelte sich mit insge-

samt 102,7 Millionen Tonnen (plus 

6,1 Prozent) der Stückgutumschlag. 

Auch der Massengutumschlag trug 

mit 43,0 Millionen Tonnen (plus 

1,7 Prozent) zum Rekordergebnis in 

Deutschlands größtem Universalha-

fen bei. 

„Möglich wurde ein Jahr der Um-

schlagrekorde, weil Hafenkunden und 

Reeder auf Hamburg setzen und die 

Leistungsqualität unseres Hafens 

schätzen. Hamburg spielt internatio-

nal in der Champions League der 

Welthäfen und erreicht im europäi-

schen Vergleich ein überdurchschnitt-

liches Wachstum“, betonte Hafen 

Hamburg Marketing Vorstand Axel 

Mattern bei der Präsentation der Um-

schlagergebnisse am 09. Februar 

2015. 

Der Hamburger Hafen hat rund 

151 000 Beschäftigte und ist mit einer 

Bruttowertschöpfung von knapp 

20 Milliarden Euro auch von großer 

Bedeutung für die deutsche Volks-

wirtschaft. Um den Universalhafen 

weiterhin auf Wachstumskurs zu 

halten, sind nach Auffassung von 

Mattern neben der Fahrrinnenanpas-

sung der Elbe auch die Zu- und Ab-

laufkorridore für den Gütertransport 

per Bahn, Lkw und Binnenschiff für 

zunehmende Gütermengen anzupas-

sen und auszubauen. 

In Hamburg erreichte der Container-

umschlag mit 9,7 Millionen TEU 

(Twenty-foot Equivalent Unit, also 

das Äquivalent für 20-Fuß-Einheits-

container) ein überdurchschnittliches 

Plus von 5,1 Prozent, blieb aber knapp 

unter der jetzt für 2015 angepeilten 

Rekordmarke von 10 Millionen TEU. 

Zurückzuführen ist das starke Wachs-

tum im Containerumschlag vor allem 

auf die mit einem Plus von 9,8 Pro-

zent gestiegenen Containerverkehre 

mit China, das mit rund 3,0 Millionen 

TEU Hamburgs bedeutendster 

Marktpartner im Containerverkehr ist. 

Mit 8,5 Millionen TEU beladener 

Container (plus 5,5 Prozent) kam 

Hamburg innerhalb der großen euro-

päischen Containerhäfen auf den 

höchsten Anteil (87 Prozent) beim 

Umschlag beladener Boxen. 

Am 13. Januar 2015 ist das größte 

Containerschiff der Welt, die „CSCL 

Globe“, erstmals in den Hamburger 

Hafen eingelaufen. Das Schiff misst 

400 Meter und kann 19 100 Standard-

container (TEU) transportieren. Es ist 

das erste von fünf baugleichen Schif-

fen, die von der Reederei China Ship-

ping im Verkehr zwischen Asien und 

Europa eingesetzt werden sollen. 

 
CSCL Globe beim Erstanlauf in den Hamburger Hafen; 

Foto: Dietmar Hasenpusch / © HHM Hafen Hamburg Marketing e.V. 
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Sind Deutschlands Wasser-

straßen unterfinanziert? 

Aus Sicht des Bundesverbandes Öf-

fentlicher Binnenhäfen (BÖB) befin-

den sich Deutschlands Wasserstraßen 

durch eine jahrelange Unterfinanzie-

rung in einem katastrophalen Zu-

stand. Auf einem Parlamentarischen 

Abend des BÖB am 27. Januar 2015 

wurde darüber diskutiert. 

Rainer Schäfer, Präsident des BÖB, 

wies darauf hin, dass der Verkehrsbe-

reich grundsätzlich unterfinanziert ist. 

Schäfer forderte: „Mittel für die 

Wasserstraßeninfrastruktur müssen 

so aufgestockt werden, dass der Sub-

stanzerhalt und nachhaltige Sanierun-

gen dauerhaft möglich sind und per-

spektivisch Ersatzneubau und zu-

kunftsorientierte Neuinvestitionen 

realisiert werden können. Vordring-

lich sind mehr Personalmittel für 

Ingenieure erforderlich, um zusätzli-

che Projekte zu realisieren! Wir brau-

chen aber auch Mut neue Wege zu 

gehen! Dazu gehören für uns auch 

funktionale Ausschreibungen und die 

Einbindung regionaler Planungsge-

sellschaften.“ 

Enak Ferlemann, Parlamentarischer 

Staatssekretär im Bundesministerium 

für Verkehr, betonte, dass sich sein 

Ministerium des anhaltenden Werte-

verzehrs bewusst ist und verwies auf 

den bald zur Veröffentlichung anste-

henden Infrastrukturbericht und wei-

ter: „Der Bundesverkehrswegeplan 

wird aufzeigen, wie wir die anstehen-

den Projekte priorisieren wollen. 

Damit ist und bleibt der Unterhalt 

prioritär, Ersatz vor Ausbau ist ein 

Grundprinzip an dem wir festhalten 

müssen.“ Im Hinblick auf den Fach-

kräftemangel zeigte sich Ferlemann 

offen für die Einbindung von Pla-

nungsgesellschaften im Eigentum des 

Bundes. 

Am Ende der Diskussion stellte Schä-

fer Vorschläge zur Verbesserung der 

Situation bei Bau und Unterhalt der 

Wasserstraßen des BÖB in den Mit-

telpunkt. Die Eigenverantwortung der 

Wasser-und Schifffahrtsämter müsse 

gestärkt werden und Bauprojekte 

sollten gebündelt werden. 

Straßenverkehr 

Mautstatistik 2014 des BAG 

Das Bundesamt für Güterverkehr 

(BAG) hat am 19. Februar 2015 die 

Statistik 2014 vorgelegt. Danach 

legten schwere Nutzfahrzeuge rund 

28 Milliarden Kilometer auf dem 

gebührenpflichtigen Streckennetz in 

Deutschland zurück. Dies bedeutet 

einen Zuwachs von 2,9 Prozent ge-

genüber dem Vorjahr und ist damit 

die höchste jährliche Fahrleistung seit 

der Einführung der Lkw-Maut im 

Jahr 2005. 

Die mautpflichtige Fahrleistung stieg 

bei ausländischen Fahrzeugen insge-

samt um 6,9 Prozent an, während die 

Fahrleistung deutscher Lkw um 0,6 

Prozent zulegte. Der Anteil deutscher 

Lkw an der gesamten Fahrleistung 

verringerte sich gegenüber dem Vor-

jahr von 62,2 auf 60,7 Prozent. Durch 

den Austausch umweltschädlicher 

durch umweltfreundlichere Fahrzeuge 

wurden im vergangenen Jahr 89 Pro-

zent der Fahrleistung in den Schad-

stoffklassen S 5 / Euro 5 und besser 

zurückgelegt (Vorjahr 84,2 Prozent). 

Der darin enthaltene Fahrleistungsan-

teil der Schadstoffklasse S 6 / Euro 6, 

die zum 01. Januar 2015 eine eigene 

Mautkategorie mit dem geringsten 

Mautsatz erhalten hat, betrug im Jahr 

2014 bereits 12,7 Prozent. 

Weitere Informationen und Grafiken 

auf www.bag.bund.de. 

Zahl der Verkehrstoten in 

Deutschland gestiegen 

3368 Menschen starben im Jahr 2014 

auf deutschen Straßen. Wie das 

Statistische Bundesamt (Destatis) 

nach vorläufigen Ergebnissen am 

25. Februar 2015 weiter mitteilte, 

waren dies 29 Getötete oder 0,9 Pro-

zent mehr als im Jahr 2013. Insge-

samt lag die Zahl der Getöteten aber 

immer noch auf dem zweitniedrigsten 

Stand seit 1950. Die Zahl der Perso-

nen, die schwer oder leicht verletzt 

wurden, erhöhte sich 2014 gegenüber 

dem Vorjahr um 4,0 Prozent auf etwa 

389 000. 

Die Gesamtzahl der polizeilich auf-

genommenen Unfälle nahm im Jahr 

2014 jedoch leicht ab und lag bei 

rund 2,40 Millionen (minus 0,7 Pro-

zent). Dieser Rückgang ist auf Unfäl-

le mit ausschließlich Sachschaden 

zurückzuführen, die um 1,3 Prozent 

auf 2,10 Millionen zurückgingen. Die 

Zahl der Unfälle mit Personenscha-

den stieg dagegen um 3,8 Prozent auf 

rund 302 000 an. 

Die Zahl der Verunglückten insge-

samt nahm im Jahr 2014 gegenüber 

dem Vorjahr um 3,9 Prozent zu. Ein 

wesentlicher Grund dafür waren die 

Witterungsbedingungen: Ein relativ 

milder Winter und ein warmer, tro-

ckener Frühling haben zu mehr Getö-

teten und Verletzten geführt. Bei gün-

stigen Witterungsbedingungen wird 

mehr und häufig schneller gefahren. 

Zudem sind mehr ungeschützte Ver-

 
Anteile der Fahrleistungen der Mautfahrzeuge im Jahr 2014 nach Nationalität; 

Grafik: Bundesamt für Güterverkehr. 

http://www.bag.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2015/2015_04.html;jsessionid=9E78F07D1CBDAB47AB9D8A4223EA977E.live2052
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kehrsteilnehmer wie Fußgänger und 

Zweiradfahrer unterwegs. Dadurch 

steigt die Schwere der Unfälle. 

Nachdem die Zahl der Verkehrstoten 

auf den Straßen Europas zwei Jahre 

in Folge stetig zurückging, sind die 

Berichte zu den Todesfällen im Stra-

ßenverkehr für das Jahr 2014 enttäu-

schend. Den von der Europäischen 

Kommission am 24. März 2015 ver-

öffentlichten Zahlen zufolge nahm 

die Zahl der Verkehrstoten gegenüber 

2013 nur um etwa 1 Prozent ab. In 

den Jahren 2012 und 2013 hatte der 

Rückgang jeweils 8 Prozent betragen. 

2014 sind in den 28 Mitgliedstaaten 

der EU insgesamt 25 700 Menschen 

im Straßenverkehr gestorben. Das 

sind zwar 5700 weniger als 2010, die 

angestrebte Verringerung der Zahl 

der Straßenverkehrstoten wurde je-

doch nicht erreicht. 

Fortschrittsbericht 2014 zur 

Elektromobilität übergeben 

Der Vorsitzende des Lenkungskreises 

der Nationalen Plattform Elektromo-

bilität (NPE), Professor Dr. Henning 

Kagermann, hat am 02. Dezember 

2014 der Bundeskanzlerin den Fort-

schrittsbericht 2014 der NPE überge-

ben. Mit diesem Bericht wird die 

Marktvorbereitungsphase (2010 bis 

2014) abgeschlossen und der aktuelle 

Stand aufgezeigt. Für die nun begin-

nende Phase des Markthochlaufs 

(2015 bis 2017) macht die NPE Vor-

schläge, wie Deutschland die gesteck-

ten Ziele bis 2020 erreichen kann, 

insbesondere um Leitmarkt für Elekt-

romobilität zu werden. 

In ihrem Bericht stellt die NPE fest, 

dass Deutschland auf einem guten 

Weg ist, sich zu einem internationa-

len Leitanbieter für Elektromobilität 

zu entwickeln. Der Bundesminister 

für Wirtschaft und Energie, Sigmar 

Gabriel sagte am 02. Dezember 2014: 

„Mir ist wichtig, dass Deutschland 

sich bei der umweltfreundlichen 

Elektromobilität nicht nur als For-

schungs- und Technologiestandort 

bewährt, sondern auch als Produkti-

onsstandort besteht und sich fortent-

wickelt. Dies beinhaltet insbesondere 

auch die für die Elektrofahrzeuge 

zentrale Batteriezellproduktion.“ 

Bundesverkehrsminister Alexander 

Dobrindt ergänzte: „Wir haben die 

besten Ausgangsvoraussetzungen, um 

der Elektromobilität entscheidende 

Impulse zu geben. Bis Ende dieses 

Jahres sind 17 deutsche E-Modelle 

auf dem Markt, nächstes Jahr kom-

men weitere 12 hinzu. Jetzt beginnt 

die Markthochlaufphase. Mit unserem 

Elektromobilitätsgesetz haben wir 

zusätzliche Anreize zum Kauf eines 

Elektroautos auf den Weg gebracht. 

In einer zweiten Stufe geht es um den 

Ausbau der Ladeinfrastruktur.“ 

Im Sommer 2015 wird die Bundesre-

gierung eine Konferenz zurElektro-

mobilität in Berlin veranstalten. 

Der Fortschrittsbericht der NPE kann 

von den Webseiten der vier beteilig-

ten Ministerien heruntergeladen wer-

den: www.bmwi.de, www.bmvi.de, 

www.bmub.de und www.bmbf.de. 

Schlechte Noten für 

Elektromobilität 

Der Deutschlandfunk informierte am 

08. Januar 2015 über eine Studie des 

Wuppertal Instituts für Klima, Um-

welt, Energie in der das Elektromobi-

litätskonzept der Bundesregierung 

kritisiert wird, wichtiger sei ein stär-

kere Nutzung des öffentlichen Ver-

kehrs. 

Professor Dr. Uwe Schneidewind, 

Präsident des Wuppertal Instituts, 

wird mit folgenden Aussagen zitiert: 

„Was ganz zentral ist, dass wir den 

Anteil an automobilem Individual-

verkehr ganz erheblich zurückfahren. 

Wir brauchen ein Hin zu öffentlichen 

Verkehrsmitteln, zu stärkerem Rad- 

und Fußverkehr in den Städten. Das 

heißt, das Auto muss in den Mobili-

tätskonzepten der Zukunft eine sehr 

viel geringere Rolle spielen als das 

heute der Fall ist. Darum muss nach-

haltige Mobilität zuerst auf Verkehrs-

vermeidung, Verkehrsverlagerung 

setzen, bevor sie sich damit auseinan-

der setzt: Was sind die richtigen An-

triebskonzepte für die verbleibenden 

Automobile.“ 

Der Beitrag des Deutschlandfunks 

behandelt auch die vom Wuppertal 

Institut erstellten Ökobilanzen für 

unterschiedliche Antriebsarten von 

Autos: „Heute, bei einem normalen 

Auto, fällt die Hauptbelastung an in 

der Nutzungsphase, durch den Treib-

stoff, den ich über die gesamte Le-

bensphase verbrauche. Und diese 

Belastungen, sowohl was Klima als 

auch Ressourcen angeht, sind sehr 

viel relevanter als in der Herstellung. 

Bei einem Elektromobil verschiebt 

sich das sehr viel mehr in die Herstel-

lung, weil ich in den Batterien sehr 

viele und seltene Rohstoffe habe. 

Wenn dann der Strom aus regenerati-

ven Energien kommt, fällt die Belas-

tung während der Nutzungsphase gar 

nicht mehr so ins Gewicht.“ Und zum 

Hybridantrieb: „Gerade ein Hybridau-

to, das beides hat, einen normalen 

und einen Elektromotor, ist äußerst 

ressourcenintensiv. Wenn dann am 

Ende der Strom noch eine ganze Zeit 

gar nicht aus regenerativen Quellen 

kommt, dann kann die Ökobilanz 

endgültig desaströs werden. Da müs-

sen wir einen Blick drauf haben, dass 

wir die Autos nicht nur nach ihrem 

reinen Kohlendioxid-Verbrauch, 

sondern nach ihrem gesamten Res-

sourcenverbrauch bewerten. Da fallen 

eben gerade Hybridautos heute gar 

nicht so gut aus.“ 

Luftfahrt 

EU-finanzierte 

Flughafeninfrastrukturen : 

Ein unzureichendes 

Kosten-Nutzen-Verhältnis 

So lautet die Überschrift eines Son-

derberichts des Europäischen Rech-

nungshofs, der Anfang 2015 in Lu-

xemburg veröffentlicht wurde. Der 

Rechnungshof prüfte 20 Flughäfen in 

fünf Mitgliedstaaten (Estland, Grie-

chenland, Spanien, Italien und Polen). 

Von 2000 bis 2013 erhielten diese 

Flughäfen EU-Mittel in Höhe von 

insgesamt 666 Millionen Euro aus 

dem Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung und dem Kohäsions-

fonds. 

Im Bericht wird festgestellt, dass die 

EU-Fördermittel in vielen Fällen für 

Flughäfen bereitgestellt werden, die 

nahe beieinander liegen: Bei 13 Flug- 

http://www.bmwi.de/
http://www.bmvi.de/
http://www.bmub.de/
http://www.bmbf.de/
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häfen überschneiden sich die Ein-

zugsgebiete erheblich mit denen be-

nachbarter Flughäfen. Dies führte zu 

einem schlechten Kosten-Nutzen-

Verhältnis, zu einer Überdimensio-

nierung der von der EU geförderten 

Infrastrukturen sowie zu Überkapazi-

täten. Der Rechnungshof stellte ferner 

fest, dass die EU-Finanzierung un-

wirtschaftlich war und dass sieben 

geprüfte Flughäfen nicht rentabel 

sind: Sie müssen möglicherweise 

geschlossen werden, sofern sie nicht 

kontinuierlich mit öffentlichen Mit-

teln unterstützt werden. Die EU- 

Förderung von Flughäfen wird auf 

nationaler Ebene nicht gut koordiniert 

und von der Europäischen Kommis-

sion nicht ausreichend überwacht. Im 

Allgemeinen ist der Kommission 

nicht bekannt, welche Flughäfen 

Fördermittel erhalten und in welcher 

Höhe. 

Die untersuchten Flughäfen mit unter 

100 000 Passagieren pro Jahr produ-

zierten einen durchschnittlichen Ver-

lust von 130 Euro pro Fluggast (siehe 

nachstehende Grafik von Seite 26 des 

Berichtes). 

Der Rechnungshof spricht zwei Emp-

fehlungen aus: 

 dass die Kommission im Pro-

grammplanungszeitraum 2014-

2020 dafür Sorge trägt, dass die 

Mitgliedstaaten EU-Mittel nur für 

solche Flughafeninfrastrukturen 

verwenden, die finanziell tragfä-

hig sind und deren Investitionsbe-

darf angemessen bewertet und 

nachgewiesen wurde 

 dass in den Mitgliedstaaten auf 

regionaler, einzelstaatlicher und 

supranationaler Ebene kohärente 

Pläne für den Flughafenausbau 

vorliegen sollten, um Überkapazi-

täten, Doppelungen und unkoor-

dinierte Investitionen in Flughafe-

ninfrastrukturen zu vermeiden. 

Der 72 Seiten umfassende deutsch-

sprachige Bericht kann heruntergela-

den werden: www.eca.europa.eu. 

Wachstum 

im Luftverkehr 2014 

Im Jahr 2014 starteten oder landeten 

insgesamt 186,4 Millionen Fluggäste 

auf deutschen Flughäfen. Wie das 

Statistische Bundesamt (Destatis) am 

19. Februar 2015 weiter mitteilte, 

waren das 3,1 Prozent mehr als 2013. 

Einen größeren Passagierzuwachs 

hatte es zuletzt im Jahr 2011 mit plus 

5,6 Prozent gegeben. 

Wachstumstreiber war im Jahr 2014 

der Auslandsverkehr, dessen Passa-

gierzahlen sich gegenüber 2013 um 

3,5 Prozent auf 163,7 Millionen er-

höhten. Im Inlandsverkehr betrug die 

Zunahme dagegen nur 0,7 Prozent auf 

22,7 Millionen Passagiere. 

Innerhalb des Auslandsverkehrs er-

reichten 2014 die europäischen Ziel-

länder mit 127,1 Millionen Fluggäs-

ten ein überdurchschnittliches Wachs-

tum von 4,0 Prozent. Hervorzuheben 

ist dabei Griechenland mit einem 

Zuwachs von plus 16,9 Prozent nach 

einer Steigerung von 7,9 Prozent im 

Jahr 2013 und einem Einbruch von 

10,9 Prozent im Jahr 2012. 

Der Interkontinentalverkehr nahm im 

Vergleich dazu nur um 1,7 Prozent 

zu. Das größte Plus erzielte hierbei 

Asien mit plus 2,6 Prozent, gefolgt 

von Amerika mit plus 2,1 Prozent. 

Rückläufig war dagegen der Flugver-

kehr mit Afrika: Die Zahl der Passa-

giere betrug hier 2014 knapp 5,6 Mil-

lionen und lag damit um 0,9 Prozent 

unter dem Vorjahreswert. 

Die auf deutschen Flughäfen empfan-

gene oder versandte Luftfrachtmen-

ge nahm im Jahr 2014 gegenüber 

2013 um 2,6 Prozent auf 4,4 Millio-

nen Tonnen zu (Destatis am 23. Feb-

ruar 2015). Mit plus 4,2 Prozent gab 

es vor allem Zuwächse für die Ausla-

dungen (2,1 Millionen Tonnen), wäh-

rend die Einladungen um 1,2 Prozent 

auf 2,3 Millionen Tonnen stiegen. 

Die innerdeutsche Luftfrachtmenge 

ist 2014 um 2,2 Prozent gewachsen, 

nachdem 2013 ein Rückgang von 

2,3 Prozent und 2012 von 4,7 Prozent 

verzeichnet worden war. Die inner-

deutsch transportierte Menge ent-

sprach im Jahr 2014 einem Anteil von 

5,0 Prozent am gesamten Luftfracht-

aufkommen. 

Die ins Ausland versandte oder von 

dort empfangene Luftfrachtmenge 

nahm um 2,6 Prozent auf 4,2 Millio-

nen Tonnen zu. 23 Prozent aller Aus-

landsverkehre entfielen auf europäi-

sche Flughäfen: Hier stiegen die Ein- 

und Ausladungen in vergleichbarer 

Größenordnung (plus 1,3 Prozent 

beziehungsweise plus 1,5 Prozent). 

Im Interkontinentalverkehr, der 

77 Prozent aller Auslandsverkehre 

umfasst, zeigte sich ein differenzierte-

res Bild: Die Ausladungen sind hier 

um 5,4 Prozent angestiegen, während 

die Einladungen lediglich um 

1,0 Prozent zunahmen. 

Die Passagierzahl am Flughafen 

Frankfurt erreichte auch im Jahr 

 
Quelle: Buchführungsdaten der Flughafenverwaltungen. 
Die Verluste pro Fluggast können in der Praxis höher sein, da i) ein Teil der Kosten für den 

Betrieb des Flughafens nicht in den Jahresabschlüssen des Flughafens erscheint (beispielsweise Kosten 
für Polizei, Feuerwehr, Zoll, Marketing usw.) und ii) die griechischen Flughäfen keine 

Abschreibungskosten berechnen und keine Zinskosten einbeziehen. 

Grafik: Europäischer Rechnungshof. 

http://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR14_21/QJAB14020DEN.pdf
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2014 einen neuen Höchstwert: Rund 

60 Millionen Passagiere nutzten 

Deutschlands größten Airport und 

brachten einen Zuwachs von 

2,6 Prozent im Vergleich zum Vor-

jahr. Auch das Cargo-Aufkommen in 

Frankfurt legte zu (plus 1,7 Prozent) 

und lag zum Jahresende bei rund 

2,2 Millionen Tonnen. Den weiteren 

Trend zu größeren und besser ausge-

lasteten Flugzeugen bei steigender 

Passagier- und Frachtzahl verdeut-

licht der Rückgang der Flugbewe-

gungen um 0,8 Prozent auf rund 

469 000. 

Mit knapp 40 Millionen Reisenden 

verzeichnete auch der Münchner 

Flughafen im vergangenen Jahr ei-

nen Passagierrekord: Das Fluggast-

aufkommen stieg 2014 um knapp drei 

Prozent auf 39,7 Millionen, eine 

Million Reisende mehr als im Vor-

jahr. Das dynamische Verkehrs-

wachstum geht insbesondere auf die 

starken Zuwächse im zweiten Halb-

jahr zurück. Diese Fluggastzahlen 

führten zu einer weiter verbesserten 

Auslastung der Flugzeuge, die mit 

75,9 Prozent einen neuen Spitzenwert 

erreichte. Insgesamt rund 377 000 

Starts und Landungen wurden durch-

geführt, 1,4 Prozent weniger als im 

Vorjahr. Das Aufkommen an Fracht-

gut nahm um acht Prozent zu und 

erreichte damit den Höchstwert von 

über 291 000 Tonnen. 

Lufthansa präsentiert 

Ergebnis 2014 

Mit dem Anstieg des operativen 

Konzernergebnisses um 255 Millio-

nen Euro auf 954 Millionen Euro 

(plus 37 Prozent gegenüber Vorjahr) 

hat die Deutsche Lufthansa AG ihr 

operatives Ergebnisziel für 2014 

erreicht. Der Umsatz der Gruppe 

blieb mit 30 Milliarden Euro im Ver-

gleich zum Vorjahr stabil. Positiv 

wirkten sich die im Wesentlichen 

preisbedingt um 364 Millionen Euro 

gesunkenen Treibstoffkosten sowie 

der Effekt aus der im Vorjahr geän-

derten Abschreibungsmethode für 

Flugzeuge und Reservetriebwerke 

(351 Millionen Euro) aus. Streiks von 

Piloten und Sicherheitspersonal belas-

teten 2014 das operative Ergebnis mit 

insgesamt 232 Millionen Euro. Das 

Konzernergebnis lag mit 55 Millio-

nen Euro deutlich unter dem Vorjah-

reswert von 313 Millionen Euro. Die 

Investitionen von 2,8 Milliarden Euro 

wurden in erster Linie zur Moderni-

sierung der Flotte und zur Verbesse-

rung der Kabinenausstattungen ver-

wendet. Für das Geschäftsjahr 2014 

wird keine Dividende gezahlt. 

Carsten Spohr, Vorstandsvorsitzender 

der Deutschen Lufthansa AG, sagte 

am 12. März 2015: „Die Zahlen für 

2014 geben uns eine klare Standort-

bestimmung: Einerseits sind alle 

Geschäftsfelder der Lufthansa Gruppe 

profitabel und wir haben mit dem 

operativen Ergebnis von fast einer 

Milliarde Euro in einem schwierigen 

Jahr unsere Prognose erreicht. Trotz-

dem müssen wir angesichts unserer 

hohen Investitionen in moderne Flug-

zeuge und erstklassige Services unser 

Ergebnis weiter steigern. Dazu brau-

chen wir wettbewerbsfähige Struktu-

ren, an denen wir konsequent weiter-

arbeiten.“ 

Der Geschäftsbericht 2014 der Luft-

hansa Gruppe kann heruntergeladen 

werden: investor-

relations.lufthansagroup.com. 

Literatur 

Europas Verkehrsnetze 

werden vom Klimawandel 

bedroht 

Die aus dem Klimawandel resultie-

renden vermehrten Wetterextreme 

wie Hochwasser, Stürme, Hitzewellen 

haben in den letzten Jahren bereits 

mehrfach Verkehrsinfrastrukturen 

unterbrochen. Die Europäische Um-

weltagentur (EEA) hat im Dezember 

2014 mit einer Studie eine dringende 

Anpassung der Verkehrsnetze ange-

mahnt. Die EEA weist darauf hin, 

dass die indirekten Kosten der Unter-

brechung von Infrastrukturen für die 

Wirtschaft ein Vielfaches der direkten 

Kosten von Infrastrukturschäden 

erreichen können. 

Im neuen Bericht „Adaptation of 

transport to climate change in Euro-

pe“ (Anpassung des Verkehrs an den 

Klimawandel in Europa) werden 

einige Wetterextreme der letzten 

Jahre vorgestellt. Da die Verkehrsnet-

ze sehr komplex sind, gestaltet sich 

die Anpassung als schwierig. Am 

kosteneffizientesten ist es, die Wet-

terextreme des Klimawandels bereits 

beim Bau neuer Infrastrukturen zu 

berücksichtigen. 

Dieser 64-seitige Bericht 8/2014 der EEA 

kann heruntergeladen werden: 

www.eea.europa.eu. 

Entgeltregulierung im 

Eisenbahnverkehr 

Es ist allgemein anerkannt, dass die 

Eisenbahninfrastruktur ein sogenann-

tes „natürliches Monopol“ darstellt. 

Damit mehrere Unternehmen darauf 

— auch in Konkurrenz zueinander — 

ihre Dienstleistungen anbieten kön-

nen, erscheint die Regulierung der 

Zugangsbedingungen und der Nut-

zungsentgelte geboten. Folgerichtig 

hat der Gesetzgeber in Deutschland 

2005 mit dieser Regulierung seine 

Bundesnetzagentur betraut. Die Ei-

senbahninfrastrukturunternehmen 

werden damit in der gleichen Struktur 

wie Telekommunikation, Postwesen 

und leitungsgebundene Energien 

(Strom und Gas) überwacht. 

Neben der Bundesnetzagentur wa-

chen die EU-Kommission und diverse 

Gerichte über diskriminierungsfreie 

Zugangsmöglichkeiten zum Bahn-

netz. In vielen Details steckt die Re-

gulierung dennoch „in den Kinder-

schuhen“. Es ist also noch eine Men-

ge Grundlagenforschung zu betrei-

ben, und dazu leistet die hier vorge-

stellte Untersuchung elementare Bei-

träge. Dass das Werk im Auftrag der 

Deutschen Bahn AG erstellt wurde ist 

gleich im Vorwort transparent ge-

macht und tut dem Inhalt keinen 

Abbruch. 

Einem Einleitungs-Kapitel folgen die 

drei Kapitel 

 Bestandsaufnahme 

 Die Entgeltregulierung nach der 

Richtlinie 2012/34/EU und Um-

setzungserfordernisse 

 Rechtspolitischer Reformbedarf 

denen sich ein weiteres Kapitel mit 

der Zusammenfassung dieser drei 

Kapitel in Leitsätzen anschließt. 

http://investor-relations.lufthansagroup.com/de/finanzberichte/geschaeftsbericht/2014.html
http://investor-relations.lufthansagroup.com/de/finanzberichte/geschaeftsbericht/2014.html
http://www.eea.europa.eu/publications/adaptation-of-transport-to-climate


31 

Verschiedene Entwicklungen der ver-

gangenen Jahre werden vom Autor 

kritisch hinterfragt. So haben Gerichte 

— neben der Preisüberwachung im 

Rahmen der Regulierung — klagen-

den Nutzern eine Billigkeitskontrolle 

gemäß Paragraf 315 Bürgerliches 

Gesetzbuch (BGB) zugestanden. 

Obwohl dies möglicherweise gegen 

EU-Recht verstoße, hielten es die 

Gerichte bis hin zum Bundesgerichts-

hof nicht für erforderlich, hierzu eine 

Vorabentscheidung durch den Euro-

päischen Gerichtshof (EuGH) einzu-

holen. Über die hiergegen von den be-

troffenen DB-Führungsgesellschaften 

DB Netz AG und DB Station & Ser-

vice AG erhobenen Verfassungsbe-

schwerden wegen der Verletzung 

ihres Anspruchs auf den gesetzlichen 

Richter gemäß Artikel 101 Absatz 1 

Satz 2 des Grundgesetzes sei bislang 

noch nicht entschieden. Der Autor 

beurteilt diesen (wie auch andere 

Sachverhalte) nicht nur aus rein recht-

licher Sicht, sondern auch aus einer 

ökonomischen Sicht. Bemessungs-

grundlage für die Kalkulation der 

Nutzungsentgelte sollen demnach 

möglichst das Gesamtnetz oder hin-

reichend große Teilnetze sein, so dass 

zwischen aufwändigeren Strecken 

(zum Beispiel mit Tunnels oder gro-

ßen Brücken) und Strecken in einfa-

cherer topografischer Lage ein Quer-

ausgleich stattfindet. Wenn nun aber 

Nutzer dieser einfacheren Strecken 

sich aus der Mitfinanzierung der 

teuren Kunstbauten durch einfache 

Klage entziehen können, dann ist 

diesem Gesamtfinanzierungsmodell 

der Boden entzogen. 

Ebenso gründlich setzt sich der Autor 

mit der von verschiedener Seite (ins-

besondere auch den Fachbeamten der 

Bundesnetzagentur) geforderten „An-

reizregulierung“ auseinander. Die 

simple Übertragung dieses in anderen 

regulierten Netzen bewährten Sys-

tems auf das Eisenbahnwesen igno-

riere einen entscheidenden Faktor: 

Nämlich dass die Eisenbahninfra-

struktur zu einem sehr hohen Anteil 

vom Staat direkt finanziert wird, die 

anderen regulierten Netze hingegen 

sich komplett aus Beiträgen (Gebüh-

ren) ihrer Nutzer finanzieren. Dieser 

Unterschied hat zweierlei Konse-

quenzen: Erstens, dass eine solche 

Anreizregulierung dann als erstes 

einen Anreiz bietet, Ausgaben zu 

reduzieren (also das Netz verkommen 

zu lassen), um hernach den zweiten 

Finanzier „in die Pflicht“ zu nehmen 

(diese Ausweichmöglichkeit besteht 

in den anderen regulierten Netzen, in 

denen es jeweils nur einen Finanzier 

gibt, nicht). Und zweitens würde die 

Anreizregulierung von den Rationali-

sierungsgewinnen aus technischem 

Fortschritt auf Dauer nur die Nutzer 

profitieren lassen; der zweite Finan-

zier, der Staat nämlich, ginge leer aus. 

Deswegen plädiert der Autor dafür, 

die Anreize zur Rationalisierung voll-

ständig in der zwischen dem Staat und 

den Eisenbahninfrastrukturunterneh-

men abzuschließenden „Leistungs- 

und Finanzierungs-Vereinbarungen 

(LuFV)“ abzubilden. 

Weiter setzt sich der Autor mit der 

Frage auseinander, ob eine komplette 

institutionelle Trennung zwischen Ei-

senbahninfrastruktur- und -verkehrs-

unternehmen erforderlich sei, um den 

diskriminierungsfreien Infrastruktur-

zugang konzernfremder Eisenbahn-

verkehrsunternehmen zu gewährleis-

ten und eine wettbewerbsverzerrende 

Quersubventionierung aus Monopol-

gewinnen der Infrastruktur zu verhin-

dern. Eine solche Trennung sei das 

„schärfste Schwert“ und würde die 

beiden genannten Ziele zweifellos 

sichern. Die damit einhergehend zu 

erwartenden Effizienzverluste dürften 

jedoch nicht missachtet werden. Da 

es „mildere“ Maßnahmen gibt, die-

selben Ziele zu erreichen, ist die 

immer wieder geforderte strikte 

Trennung schlicht nicht verhältnis-

mäßig. Die (bestehende) getrennte 

Rechnungslegung macht die Finanz-

ströme transparent. Die für die Ver-

teilung der Nutzungskapazitäten 

zuständigen Abteilungen sind auch 

heute schon von den konzerneigenen 

Eisenbahnverkehrsunternehmen un-

abhängig. Und mit der Vereinbarung 

zwischen Bundesregierung und Deut-

scher Bahn AG zum „Finanzierungs-

kreislauf Schiene“, wonach zukünftig 

sämtliche Infrastrukturgewinne in die 

Dividende an den Bund fließen und 

der Bund diese wiederum für die 

Infrastrukturfinanzierung verwendet, 

ist jede weitere Diskussion über die 

Erfordernis einer noch weiter gehen-

den Zerschlagung des DB-Konzerns 

obsolet. 

Vieles deutet darauf hin, dass die 

amtierende „Große Koalition“ in der 

Eisenbahnregulierung im Großen und 

Ganzen der Linie dieses Werks folgt. 

Es kann damit auch als Begründung 

und Erläuterung der aktuellen Politik 

dienen. 

Gersdorf, Hubertus (2015): „Entgeltregu-

lierung im Eisenbahnsektor : Bestands-

aufnahme und systemgerechte Fortent-

wicklung“, Band 1287 der Schriften zum 

Öffentlichen Recht. Das gut 170-seitige 

Werk kostet 49,90 Euro und ist im Verlag 

Duncker & Humblot GmbH, Berlin, 

erschienen. ISBN 978-3-428-14567-6. 

13 Beispiele erfolgreicher 

Bahnen im Nahverkehr 

Die reich illustrierte Broschüre 

„Stadt, Land, Schiene“ der Allianz 

pro Schiene stellt in dieser Neuaufla-

ge 13 positive Beispiele von Nahver-

kehrsbahnen vor. 

Die Broschüre kann heruntergeladen 

werden: www.allianz-pro-schiene.de. 

Der ÖV-Beitrag — Sicherung 

der ÖPNV-Finanzierung in 

den Kommunen 

Diese Studie von PBV wurde bereits 

bei einer Fachtagung des VCD am 

15. September 2014 in Berlin präsen-

tiert (siehe Folge 101 der GRV-Nach-

richten, Seiten 37und 38) und ist nun 

zugänglich. In der Studie wird ein 

„ÖV-Beitrag als zusätzliches Finan-

zierungsinstrument“ für Kommunen 

vorgeschlagen. 

Sie kann heruntergeladen werden: 

www.vcd.org. 

Broschüre zu 

Hochgeschwindigkeits-

Nachtzügen 

Der Internationale Eisenbahnverband 

hat gemeinsam mit der DB die Studie 

„UIC-Study Night Trains 2.0 — New 

opportunities by HSR?“ veröffent-

licht. Da der Markt für Nachtzüge 

wegen schneller Tageszügen und dem 

raschen Wachstum der Billigflieger in 

den vergangenen Jahren stark ge-

https://www.allianz-pro-schiene.de/publikationen/stadt-land-schiene/
http://www.vcd.org/fileadmin/user_upload/redakteure_2010/themen/nahverkehr/Finanzierung/141126_Studie_VCD_%C3%96PNV-Finanzierung.pdf
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schrumpft ist, untersucht die Studie 

als innovative Entwicklungsmöglich-

keit, Nachtzüge auf den Schnellfahr-

strecken verkehren zu lassen. Damit 

ließe sich ein Markt bis rund 2000 

Kilometer erschließen, beispielsweise 

London – Madrid in 12 Stunden. 

Mögliche Hindernisse wie Betriebs-

ruhen zur Unterhaltung, Güterverkehr 

und Engpässe in den Hauptverkehrs-

zeiten erscheinen den Autoren über-

windbar, größtes Hindernis wird in 

den Trassengebühren gesehen, die auf 

vielen untersuchten Relationen über 

50 Prozent der Gesamtkosten ausma-

chen. Die Studie plädiert für ein spe-

zielles Preismodell für Hochge-

schwindigkeitsnachtzüge, um diese 

umweltfreundliche Alternative zu 

Mittelstreckenflügen zu ermöglichen. 

Die 20-seitige Studie enthält zahlreiche 

Grafiken und kann heruntergeladen wer-

den: www.uic.org. 

Veranstaltungen 

Symposium 

Wettbewerb & Regulierung 

im Eisenbahnsektor 

Das 8. Symposium „Wettbewerb & 

Regulierung im Eisenbahnsektor“ 

wurde am 29. Januar 2015 von über 

250 Experten aus Wissenschaft, Wirt-

schaft und Politik im Hause der 

ESMT (European School of Ma-

nagement and Technology) in Berlin 

besucht. Die wissenschaftliche Lei-

tung hatten Professor Dr. Justus 

Haucap, Düsseldorf Institute for 

Competition Economics (DICE) der 

Universität Düsseldorf, und Profes-

sor Paul Heidhues von der ESMT, 

übernommen. Gemeinsam haben sie 

die Nachfolge von Professor Chris-

tian Kirchner angetreten, der die 

sieben vorhergehenden Symposien 

gestaltet hatte und Anfang 2014 ver-

storben ist. DICE und ESMT sind 

Mitveranstalter der Deutschen Bahn 

AG (DB) für das Symposium. 

Die Eisenbahn habe beste Aussichten 

„zum Verkehrsmittel des 21. Jahr-

hunderts“ zu werden, erklärte Staats-

sekretär Michael Odenwald vom 

Bundesministerium für Verkehr und 

digitale Infrastruktur. Die Bahnre-

form von 1994 sei gelungen und der 

Weg der DB zum internationalen 

Verkehrsunternehmen richtig. Der 

Aktionsplan Schiene seines Ministe-

riums hat drei Säulen: Investieren, 

Modernisieren und Digitalisieren. 

Der Vorstandsvorsitzende der Deut-

schen Bahn AG, Dr. Rüdiger Grube 

nannte die neue Leistungs- und Fi-

nanzierungsvereinbarung (LuFV II) 

das bisher größte Modernisierungs-

programm der Schiene, mit 

16,6 Milliarden Euro vom Bund und 

weiteren 11 Milliarden Euro von der 

DB. Neben der umfassenden Sanie-

rung von Brücken und Tunnel sollen 

rund 17 000 Kilometer des Schienen-

netzes im Rahmen der LuFV II er-

neuert werden. Mit Blick auf die 

Digitalisierung sagte Grube: „Im 4.0-

Zeitalter führt der Weg zum Erfolg 

über technologische Innovationen und 

Investitionen in die Zukunft.“ 

Christian Kern, Präsident der Ge-

meinschaft Europäischer Eisenbahnen 

und Infrastrukturunternehmen (CER) 

und Vorstand der Österreichischen 

Bundesbahnen (ÖBB) kritisierte die 

europäische Verkehrspolitik. In Brüs-

sel und in den Eisenbahn-Paketen 

werde immer noch das Bild der staat-

lichen Eisenbahnmonopole der 90er-

Jahre gepflegt, und die rasanten 

Marktentwicklungen würden ver-

schlafen. Mit dem noch immer ver-

folgten Ziel einer Trennung von Netz 

und Betrieb würde auf Ideologien 

beharrt, „für die es im Parlament und 

im Rat keine Mehrheit gibt“. Bei der 

ÖBB führe die Rückkehr zum inte-

grierten Konzern eindeutig zu besse-

rer Wirtschaftlichkeit, verbesserten 

Leistungen und damit zu höherer 

Kundenzufriedenheit. Kern beklagte, 

dass die Bahnen als einziger Ver-

kehrsträger auch bei höherer Gewalt 

Entschädigungen an ihre Fahrgäste 

zahlen müssen. Er forderte auch, die 

externen Kosten von Unfällen und 

Umweltschäden endlich den Ver-

kehrsträgern anzulasten. 

Professor Dr. Justus Haucap be-

zeichnete die Belastung der Bahnen 

durch das Erneuerbare Energien-

Gesetz als paradox. Dadurch würde 

Bahnfahren tendenziell teurer, was 

„klimapolitischer Unsinn“ sei. Die 

Rahmenbedingungen in den Ver-

kehrsmärkten müssten einen fairen 

Wettbewerb zulassen, das betreffe 

auch die externen Kosten. 

Die Wiedereinführung des integrier-

ten Konzerns bei der französischen 

Staatsbahn SNCF zum 01. Januar 

2015 (siehe Folge 101 der GRV-

Nachrichten, Seite 15) erläuterte 

Pierre Cardo, Präsident der französi-

schen Regulierungsbehörde ARAF 

(Autorité de régulation des activités 

ferroviaires). Anders als bei der DB 

sind in Frankreich die Bahnhöfe der 

SNCF Mobilités (neues Eisenbahn-

verkehrsunternehmen) zugeordnet. 

Cardo beklagte, dass es für das von 

der SNCF jährlich produzierte Defizit 

von 1,5 Milliarden Euro, bei einem 

Schuldenstand von über 50 Milliar-

den Euro, noch keine Lösung gibt. 

Eine weitere Marktöffnung im Perso-

nenverkehr wird es in Frankreich erst 

mit dem 4. Eisenbahnpaket geben. 

Die Aufgaben von ARAF sind nun: 

 Die Unabhängigkeit von SNCF 

Réseau (Infrastrukturbetreiber) si-

cherstellen 

 Den Zugang zu den Personen-

bahnhöfen sicherstellen 

 Trassengebühren für Bahnhöfe 

genehmigen 

 Die rechnerische Trennung über-

prüfen. 

Dr. Wilhelm Eschweiler, Vizepräsi-

dent der Bundesnetzagentur, plädierte 

für eine Eins-zu-Eins-Übernahme der 

Brüsseler Vorgaben in das nationale 

Eisenbahnrecht, um die Harmonisie-

rung zu erleichtern und Aufwand zu 

sparen. Seine Behörde verfolge das 

Ziel „rechtssichere, leicht operable 

Normen für den Eisenbahnmarkt zur 

Verfügung zu stellen“. Seine Agentur 

soll zukünftig die Trassenpreise ge-

nehmigen. 

Dr. Ulrich Heimeshoff, DICE, prä-

sentierte erste Ergebnisse einer noch 

laufenden Studie zur Liberalisierung 

des Fernbusmarktes. „Die Liberalisie-

rung zeigt Wirkung, es gibt eine deut-

liche Dynamik im Markt.“ In den 

letzten beiden Jahren seien fast 

20 000 Busverbindungen eingerichtet 

worden, das sei ein Wachstum von 

60 Prozent. Der Fernbusmarkt werde 

ein Wachstumsmarkt bleiben, auch 

wenn es Konsolidierungen geben 

müsse. Betroffen sei die DB im ICE-

Markt: Preissensible Kunden würden 

http://www.uic.org/etf/publication/publication-detail.php?code_pub=541a_pub
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trotz der auf der Straße längeren Fahr-

zeiten aus der 2. Klasse abwandern. 

Digitalisierung im Verkehrssektor 

bedeute die Kombination von Hard-

ware, Software und Service: Auf 

diese Formel brachte Philipp Justus, 

Chef von Google in Deutschland, die 

derzeit umfassendste technologische 

Revolution. „Seit zehn Jahren verän-

dern mobile Endgeräte das Konsum-

entenverhalten mit höchsten Ge-

schwindigkeiten.“ Derzeit seien rund 

acht Milliarden Geräte weltweit mit 

dem Internet verbunden, bis Ende des 

Jahrzehntes würde sich ihre Zahl 

verzehnfachen. Für den Mobilitäts-

sektor sieht Justus attraktive Mög-

lichkeiten, die Prozesse rund um die 

Reise zu vernetzen und damit Mobili-

tätswünsche zu erleichtern. 

 
EU-Kommissar Günther Oettinger auf dem 

Symposium „Wettbewerb & Regulierung 
im Eisenbahnsektor“; 

Foto: Deutsche Bahn. 

„Der digitale Sektor ist der Schlüssel 

zur Mobilität von Morgen“, erklärte 

EU-Kommissar Günther Oettinger, 

in der Kommission für Digitale Wirt-

schaft und Gesellschaft verantwort-

lich. Er verdeutlichte den hohen Stel-

lenwert der mit „Industrie 4.0“ be-

schriebenen Digitalisierung weit über 

die Bahnunternehmen und die Ver-

kehrspolitik hinaus. „Wir haben in 

Europa keine digitale Souveränität, 

Amerika ist uns weit voraus“, betonte 

Oettinger. „Es ist Zeit, einen digitalen 

Binnenmarkt zu schaffen. Mit 

28 fragmentierten Sektoren sind wir 

nicht attraktiv.“ Die USA dagegen 

verfügten über einen Binnenmarkt 

von 330 Millionen Konsumenten, mit 

einheitlichen Regelungen bis hin zum 

Datenschutz. Eine europäische digita-

le Industriestrategie sei durch eine 

Neuauflage der „Airbus-Idee“ mög-

lich mit einer Bündelung von For-

schung und Industrie. 

Weitere Informationen unter 

www1.deutschebahn.com. 

7. ÖPNV-Kongress des 

Landes Baden-Württemberg 

Auf Einladung des Ministeriums für 

Verkehr und Infrastruktur des Landes 

Baden-Württemberg diskutierten vom 

09. bis 11. März 2015 über 500 Mobi-

litätsexperten in Freiburg im Breisgau 

aktuelle Konzepte und Modelle, die 

den Weg für eine zukunftsfähige 

Mobilität ebnen sollen. Ein Schwer-

punktthema war der demografische 

Wandel, der schon heute mit einer 

Veränderung der Mobilitätsbedürfnis-

se einhergeht. 

„Während im ländlichen Raum vie-

lerorts die Einwohnerzahlen zurück-

gehen, wachsen die Städte und Bal-

lungszentren. Hinzu kommen Verän-

derungen in unserer Arbeitswelt und 

eine zunehmende Individualisierung 

unserer Gesellschaft. Diese Entwick-

lungen stellen den Nahverkehr in den 

kommenden Jahren vor gewaltige 

Herausforderungen“, so Landesver-

kehrsminister Winfried Hermann 

zum Auftakt der Veranstaltung. Her-

mann sieht aber die größte Gefähr-

dung des ÖPNV und SPNV darin, 

dass die Regionalisierungsmittel für 

den SPNV in den kommenden Jahren 

nicht gesichert sind und es für das 

GVFG-Programm ab 2019 noch kei-

ne Nachfolgeregelung gibt. Das Ziel-

konzept Schiene des Landes sieht von 

5 bis 24 Uhr einen Einstundentakt 

vor, für Mittelzentren ohne Schienen-

anschluss sollen Regiobusse einge-

setzt werden. 

„Der demografische Wandel in 

Deutschland ist ein Phänomen, das 

uns gewissermaßen bereits seit rund 

150 Jahren beschäftigt“, sagte 

Dr. Rembrandt Scholz vom Max-

Planck-Institut für demografische 

Forschung in Rostock. Durch Geburt, 

Tod und Migration verändert sich die 

Bevölkerungsstruktur stetig. Es wer-

den immer weniger Menschen gebo-

ren, gleichzeitig steigt die Lebenser-

wartung. Die Folgen: die Bevölke-

rung schrumpft und wird immer älter. 

In seinem Leitvortrag gab Scholz 

einen tiefen Einblick in den demogra-

fischen Wandel und skizzierte auch 

Handlungsfelder für den öffentlichen 

Nahverkehr. Gerade in den ländlichen 

Regionen macht sich der Wandel 

deutlich bemerkbar. So war dort zum 

Beispiel der Schülerverkehr lange 

Zeit Garant für den Busverkehr. 

Durch Ausgleichszahlungen für die 

Schülerbeförderung trug er wesent-

lich zur Finanzierung eines ÖPNV-

Angebots bei, das allen Bürgern zu-

gutekam. 

In 20 Workshops verteilt auf fünf 

parallele Vortragsreihen (Kundenori-

entierung, Betrieb / Verkehrsplanung, 

Umwelt / Technologie, Marketing / 

Tarife und Umweltverbund) gaben 

Referentinnen und Referenten aus 

Deutschland, der Schweiz und Öster-

reich Antwort auf aktuelle Fragen 

wie: Mit welchen Strategien kann der 

ÖPNV dem demografischen Wandel 

begegnen? Welche Modelle bieten 

sich an, im ländlichen Raum und in 

den Metropolen die Alternative zum 

Individualverkehr zu bleiben? Wie 

kann das Nahverkehrsangebot noch 

effizienter werden? Wie kann der 

ÖPNV sich Trends zu einem umwelt-

bewussten Verkehrsverhalten zu 

Nutze machen? Am letzten Kongress-

tag präsentierten dann die fünf Mode-

ratoren die zentralen Inhalte ihrer 

Vortragsreihe allen Kongressbesu-

chern. 

Das Projekt „Garantiert mobil“ des 

Odenwaldkreises will ab dem kom-

menden Jahr — so das Land Hessen 

einen Zuschuss zusagt — ein zuver-

lässiges öffentliches Verkehrsangebot 

im dünn besiedelten ländlichen Raum 

bieten. Unter dem Dach der Oden-

wald- Regional-Gesellschaft werden 

in einem Mobilitätsportal private und 

gewerbliche Mitnahmeangebote ge-

bündelt und so das bestehende öffent-

liche Verkehrsangebot ergänzt. Die 

Nutzer melden sich über ein Online-

Portal an und können dort ihren 

Fahrtwunsch mit einem Vorlauf von 

einer Stunde angeben, der Vortragen-

de sah darin eine „dynamische Mobi-

litätsgarantie“. 

In der Schweiz wurden Strategien 

entwickelt, wie der ÖPNV im Frei-

zeitverkehr — eine Domäne des Au-

tos — dem Pkw Paroli bieten kann. 

Die Stadt Olfen im Münsterland stell-

te ihren Schüler- und Bürgerbus vor, 

der auf Bedarf nach einem individuel-

len Fahrplan verkehrt. Das Beispiel 

aus Efringen-Kirchen zeigte, wie sich 

Elektrobusse im Linienverkehr be-

währt haben. 

http://www1.deutschebahn.com/wettbewerbssymposium/start/wettbewerbssymposium_2015.html
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Ein Höhepunkt des Kongresses war 

die Verleihung des Innovationsprei-

ses ÖPNV am 11. März. Mit dem 

Preis würdigt das Land besonders 

innovative Projekte im Nahverkehr. 

Die Stadt Böblingen erhielt einen 

Sonderpreis zur Beschleunigung von 

Busverkehren durch ein satellitenge-

stütztes Bevorrechtigungssystem an 

Ampeln. Die drei Hauptpreise gingen 

an: 

 Die Firma Albert Rexer, Calw 

und den Landkreis Calw mit dem 

Centro-Rufbus, der linien- und 

fahrplanunabhängig den Linien-

verkehr ergänzt. 

 Das Projekt Fahrrad2Go des 

Rems-Murr-Kreises und der Fir-

ma Omnibusverkehr Ruoff aus 

Waiblingen, das die Mitnahme 

von 5 Fahrrädern am Heck (siehe 

Foto) und 5 weiteren im Innen-

raum ermöglicht. 

 Den e-Tarif Heidelberg des Ver-

kehrsverbundes Rhein-Neckar und 

der Stadt Heidelberg mit dem seit 

01. Januar 2015 das Smartphone 

als Fahrschein genutzt werden 

kann. Der Grundpreis pro Fahrt 

beträgt ein Euro, je Kilometer 

Luftlinie werden 0,20 Euro be-

rechnet, abgerechnet wird monat-

lich per Lastschrift. 

 
Bus des Projekts „Fahrrad2Go“ am 
11. März 2015 in Freiburg; 

Foto: Gunther Ellwanger. 

Die westfälische Stadt Münster gilt 

allgemein als die Fahrradstadt in 

Deutschland. Das liegt auch daran, 

dass Münster mit rund 300 000 Ein-

wohnern die größte deutsche Stadt ist, 

die ohne ein Stadtbahnsystem aus-

kommt. In Münster sind ausschließ-

lich Busse der Stadtwerke unterwegs. 

Deren Angebot funktioniert anschei-

nend gut, da es beim ÖPNV-Kunden-

barometer regelmäßig sehr gute Plat-

zierungen in der Kundenzufriedenheit 

gab und die Fahrgastzahlen massiv 

anstiegen. Reinhard Schulte, Ver-

antwortlicher für die Verkehrssparte 

der Stadtwerke Münster, stellte in 

seinem Abschlussvortrag „Mit Inno-

vation und Kundenorientierung zum 

Erfolg — Nahverkehr in Münster“ 

das Erfolgsrezept vor. „Wir setzen 

konsequent auf Kundenorientierung, 

Ganzheitlichkeit, Marketing und re-

gelmäßige Innovationen“, so Schulte. 

Weitere Informationen unter: innova-

tionskongress-bw.de. 

Personalia 
Agnès Ogier ist seit 01. Dezember 

2014 neue Vorstandsvorsitzende von 

Thalys. Sie folgt auf Franck Gervais, 

der zum Vorstandsvorsitzenden von 

SNCF Voyages ernannt wurde. Ogier 

war seit 2010 Marketingdirektorin bei 

SNCF Voyages, sie soll nun Thalys 

in ein Eisenbahnverkehrsunterneh-

men transformieren. 

Hartmut Mehdorn kündigte am 

15. Dezember 2014 seinen Rücktritt 

als Berliner Flughafenchef an, er 

wollte aber bleiben, bis ein Nachfol-

ger gefunden ist. In der Aufsichtsrats-

sitzung am 20. Februar 2015 wurde 

der frühere Rolls Royce Manager 

Karsten Mühlenfeld zum Nachfol-

ger bestimmt. 

Georg Brunnhuber ist seit Februar 

2015 neuer Vorstandsvorsitzender des 

Vereins Bahnprojekt Stuttgart-Ulm. 

Er folgt auf Wolfgang Dietrich, der 

zum Jahresende 2014 ausgeschieden 

ist. Brunnhuber leitete bisher den 

Bereich Wirtschaft, Politik und Regu-

lierung der DB AG. 

Der Hautgeschäftsführer des Verban-

des der Bahnindustrie in Deutschland 

(VDB) Professor Dr. Ronald Pörner 

verließ Ende Februar 2015 den Ver-

band, um nach acht Jahren an die 

Hochschule für Technik und Wirt-

schaft in Berlin zurückzukehren. Sein 

Nachfolger ist Dr. Ben Möbius, der 

bisher die Abteilung Mobilität und 

Logistik des Bundesverbandes der 

Deutschen Industrie (BDI) leitete. 

Der Vorstand der Deutschen Bahn hat 

am 26. Februar 2015 Veränderungen 

bei der Besetzung der Konzernbe-

vollmächtigten der DB in vier Bun-

desländern beschlossen. Eckart Fri-

cke, bisher zuständig für Baden-

Württemberg, wird ab dem 01. Juli 

2015 die Position des Konzernbe-

vollmächtigten für Sachsen, Sachsen-

Anhalt und Thüringen bekleiden. Sein 

Nachfolger wird Sven Hantel, derzeit 

Leiter des Regionalbereiches Südwest 

von DB Station & Service. Der Kon-

zernbevollmächtigte für Sachsen, 

Artur Stempel, ist bereits seit dem 

01. Februar 2015 in Personalunion 

Gesamtprojektleiter für die Inbetrieb-

nahme des Verkehrsprojektes Deut-

sche Einheit 8 und wird sich ab 

01. Juli 2015 auf diese Aufgabe kon-

zentrieren. Volker Hädrich, Kon-

zernbevollmächtigter für Thüringen, 

wird zum 01. Juli 2015 in den Ruhe-

stand wechseln. Alexander Kaczma-

rek, Konzernbevollmächtigter für 

Sachsen-Anhalt, tritt am 01. Juli die 

Nachfolge von Ingulf Leuschel in 

Berlin an, der 2016 in den Ruhestand 

treten wird. 

Dr. Thomas Lieb, Vorstandsvorsit-

zender der Schenker AG, hat das 

Unternehmen und den Deutsche Bahn 

Konzern am 31. März 2015 verlassen. 

Er hatte bereits am 11. März alle 

Funktionen niedergelegt. 

TGV Lyria, die Tochtergesellschaft 

von SBB und SNCF, hat am 19. März 

2015 einen neuen Vorstandsvorsit-

zenden ernannt: Andreas Bergmann 

wird diese Funktion zum 01. Juli 

2015 übernehmen, als Nachfolger von 

Alain Barbey, der nach fünf Jahren 

bei TGV Lyria als Leiter des Regio-

nalverkehr Romandie zur SBB zu-

rückkehrt. Bergmann ist bisher Direk-

tor Innovation, Ingenieurwesen & 

Prozesse bei Servair, der Catering-

Tochter der Gruppe Air France/KLM. 

Dr. Ulrich Nußbaum wurde auf der 

31. Mitgliederversammlung des 

Deutschen Verkehrsforums am 

25. März 2015 in Berlin zum neuen 

Vorsitzenden des Präsidiums gewählt. 

Er folgt auf Klaus-Peter Müller, der 

sich nach 7 Amtsjahren nicht mehr 

zur Wahl stellte. 

Jörg Hamann, zurzeit Lokalchef der 

Stuttgarter Nachrichten, übernimmt 

spätestens ab dem 01. Oktober 2015 

die Kommunikation der Projekt-

gesellschaft Stuttgart – Ulm. 

http://innovationskongress-bw.de/
http://innovationskongress-bw.de/
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Gesamtübersicht ICE- und IC-Netz im Endzustand 2030; 
Grafik: Deutsche Bahn AG. 
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